


Sind die "liberalen drucksachen" noch zu retten? 
Ein ernstes Wort zu einem ernsten Thema vom neuen Chefredakteur der 'ld' 

Nun erscheinen die 'liberalen drucksachen' also wieder. 
Um es offen zu sagen: wir könnten uns die 'ld' aktuell nicht leisten, 
schon gar nicht eine Doppe/nummer, wie Sie sie in den Händen hal­
ten. Sie war nur möglich, weil vor allem Mitglieder der LIBERALEN 
DEMOKRATEN mit kleineren und größeren Spenden dafür sorgen 
wollten, daß ein freisinniges Diskussionsforum erhalten bleibt. 

Unabhängig von den Kosten dieser Ausgabe haben die ld derzeit 
15.000 DM dringliche Schulden. Die können wir- ähnlich wie die 
weiteren 5.000 DM Verbindlichkeiten - zahlen, wenn folgende 
Bedingungen erfüllt werden: 
1. Zahlreiche Abonnenten, die ihre Abos aus 1984 noch nicht 

bezahlt haben, entschließen sich, dies zu tun. Wir haben allein ca. 
6. 700 DM Forderungen an Abonnenten. Das muß nicht sein, wenn 
man auf das Konto der 'liberalen drucksachen' (Kto. -Nr. 2581 72) 
bei der 'Marburger Volksbank' (BLZ 533 900 00) eine Überwei­
sung tätigte. 

2. Wir tun etwas dafür, daß die verkauften Exemplare von z.Zt. ca. 
1:000 auf mindestens 1.500 gesteigert werden können. Zu die­
sem Zweck finden Sie auf der 4. Umschlagseite Abschnitte, auf 
denen Sie entweder selbst die 'ld' beziehen können oder auf 
denen Sie sich als Abo-Pate verdient machen können. Wie wäre 
es etwa mit einer Patenschaft gegenüber einer Bibliothek oder 
einemir noch nicht finanzkräftigen Gesinnungsfreundlin? 

3. Die finanzielle Grundlage der 'ld-GmbH' könnte wesentlich erwei­
tert werden, wen als Finanzierungsbasis für die Aktivitäten der 
nächsten Jahre ca. 50.000 DM aufgebracht würden. Dies ist 
erreichbar, wenn 50 Freunde der "liberalen drucksachen"je 1.000 
DM (Einzahlung 700 DM) Anteile als 'stille Gesellschafter' in einer 
absolut seriösen Beteiligungsform zeichnen (oder auch je Einzah­
ler 500 DM, Einzah/ung/350 DM). Verträge und Erläuterungen 
können unter der neuen Adresse der 'ld' angefordert werden. 

4. Sie spenden - obwohl wir z.Zt. keine steuersparende Spenden­
quittungen ausgeben können -den 'ld' einen Betrag. 

5. Die Mehrzahl der Abonnenten hat bis ins Jahr 1985 ihr 'ld'-Abo 
gezahlt. Sie verzichten nach dem Erhalt dieser Ausgabe auf Ihre 
Forderungen an den Verlag. Ich werde mir erlauben, Ihnen Anfang 
1986 die 86-er Ausgaben in Rechnung zu stellen. Dankbar wäre 
ich Ihnen, wenn nur diejenigen, die wirklich nicht darauf verzich­
ten können, dann vom Rechnungsbetrag ihre entgangenen Abo­
Leistungen abzögen. 

6. Sie geben mir Tips für Anzeigenkunden 

ln der Vergangenheit sind gravierende Management-Feh/er 
gemacht worden. Hinzu kam, daß eine der parteipolitisch pluralen 
Leserschaft angemessene Redaktionslinie nicht erkennbar wurde. 
Manche hämische Wendung ist mir heute noch unerklärlich. 

Projekt'87 
Dies wird sich ändern! Die 'ld' wird eine freisinnige Zeitung sein oder 
es wird sie eben nicht mehr geben. Das heißt konkret: Die 'ld' wer­
den liberale Inhalte gerade im Hinblick auf den Bundestagswahl­
kampf 1987 thematisieren. Welche Zukunftsprobleme sind abseh­
bar und dann aus liberaler Sicht zu thematisieren? 
Ich meine, es sind Problemfelder, die mit folgenden Stichworten 
umschrieben werden können: 
• Ökologie (Ressourcenverknappung und -vergiftung, Energiever­

sorgung, Konsequenzen für Wirtschaftssysteme) 
• Technologie (Orwe/1-Problemata, Kolonialisierung von Lebens­

welten z.B. durch neue Kommunikationstechnologien, Produkti­
vitätssprünge und soziale Konsequenzen) 

• Neue Ethik (Ausrichung der Technologieentwicklung, Gen-For­
schung, medizinische Technologie, Humanes Sterben) 

• Arbeit/Freizeit (Arbeitslosigkeit, Zweiter Arbeitsmarkt, Humani­
sierung der Arbeit, Arbeitszeitverkürzung in welcher Ausprägung, 
Erwachsenenbildung, Eigenarbeit, betriebliche Organisationsfor-
men) . 

• Nord-Süd-Konflikt (Hunger, Armut, Neue Weltwirtschaftsord­
nung, Verschuldungsbombe) 

• Soziale Chancen (Kinderpolitik, Bildungschance, neue Armut, 
Emanzipationschancen der Frau, Sozialversicherungssystem, 
Pharmaindustrie, Ärztekammer, sozialer Wohnungsbau, Siehe-
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rung des sozialen Netzes, Sozialhilfe, Sozialstaatsbürokratie, 
Altenpolitik) 

• Zukunftsängste (materielle und ideelle Verunsicherung, Bedürf­
nis nach Autoritäten, Elitemythos, Heimat-Nation, Sinnkrise­
Sinnsuche, Drogen und Medikamentensucht, Jugendprobleme, 
Rechtsradikalismus, Erschwerung der Arbeit von Emanzipations­
bewegungen) 

• Frieden (Regionalisierung militärischer Sicherheitsrisiken im Ost­
West-Konflikt, Verunsicherung der Blocksysteme, Europäisie­
rung Europas, Militarisierung der Frustationen aus dem Nord­
Süd-Konflikt, Störungen des Welthandels) 

• Bürokratie (Demokratisierung, Konflikte mit Großorganisationen, 
staatlicher Verwaltungen, bürokratische Strukturen im sozialen 
Wohnungsbau) . 

• Neue Autonomie (Chancen für eine neue lokale Autonomie -
Kommunalpolitik, Wohnkultur, Informationelle Selbstbestim­
mung als 'neues Menschenrecht ', Recht auf individuelle Lebens­
sphäre, Freizeit und Emanzipation) 

Sichtet man diese Auflistung, so haben Liberale hier Originalität­
schancen. Es ist wichtig, daß sie sich auf diesen Problemfeldern 
politisch zu Wort melden. 

Liberalen in der LD, in der SPD, den Grünen ebenso in der FDP wie 
parteipolitisch resignierten Liberalen soll diese Zeitschrift ein Forum 
sein. Dies nicht zuletzt auch deshalb, weil sich das sozialliberale 
Spektrum der Bundesrepublik 1987 in einem " Wahldilemma" befin­
det: 
• Soll es die rotationsgeschüttelten GRÜNEN unterstützen, um die 

Wendeparteien unter die 50% -Marke zu drücken? Was folgt aber 
daraus außen- und sicherheitspolitisch, solange die GRÜNEN 
nicht 'NATO-fähig' sind? 

• Soll es die SPD unterstützen? Obwohl die traditionelle Sozialde­
mokratie sich nicht gegenüber dem links-liberalen Spektrum als 
integrationswillig erwies? Wie weit reicht der Erneuerungsprozeß 
der SPD? Wie entwickelt sich die SPD, wenn der grün-alternati­
ven Oppositionskonkurrent wegfiele? Zwinkert J. Rau nicht mit 
der Großen Koalition? 

• Macht Genschers pfiffige Ost-West-Akrobatik die FOP nicht dann 
zum kleineren Übel, wenn bei einer rot-grünen Koalition die 
außenpolitische Unberechenbarkeit droht u d bei der Großen 
Koalition der Immobilismus? 

• Was wird aus den LIBERALEN DEMOKRA E ? enn schon ein 
mögliches parlamentarisches 'Aus' der G U E nicht automa­
tisch bei ihnen zu Buch schlägt? Wohl 1·. e- e Sie sich, wenn 
auch die drohende 5%-Marke die GRÜ E ,., c t zur Aufgabe 
ihrer alternativen Verklemmtheft beweg . 

William Borm schreibt in einem Artikel, de ••. • ~ er nächsten Aus­
gabe veröffentlichen u.a.: "Aufparlamen ar _ -e Gebiet ist fürdie 
nahe Zukunft keine Besserung zu erwa nte nur von der 
SPD ausgehe, diese aber befindet sie andel. Es darf 
gehofft werden, daß sie zu sich selbs et. Ob sie aber 
bereits die Bundestagswahlen 1987 ge.•. --.::- ann, ist mehr als 
fraglich. Siemüßtezudem dieabsolute ·: e- .... e- _ ·ngen, dennihre 
natürlichen Verbündeten, die freis1 ~=- _::x; alen, kommen 
schwerlich in den Bundestag und die G-:..-::- .·.enn sie es denn 
schaffen, sind unberechenbar ... " 
Andere Mitglieder des Herausgeberbe --a·s 
parteipolitisch entschiedener antw 
oder anderen Leser der 'ld'. Bis zur B -ce_ • :;.: ~ 

' werden sicher 
eht es dem ein 
I werden die 'ld' 

unter dem Stichwort "Projekt '87" <L -
Wahldilemma der Freisinnigen u se 
lösen, so doch zu relativieren. 
Seit dem 1. November habe i 
Geschäftsführers der 'ld-GmbH' u c .... _ 
men. Ich hoffe, daß diese Ausgaoe · _ -
sowie für zusätzliche lnteressente '.' 
anfang der Monatszeitschrift mitz ··a 
noch zu sehr eine 'Bleiwüste ', doc - _ 
möglich gewesen und eine weitere • 
nicht gesichert; B s 

sein, um das 
wenn nicht zu 

e Funktion des 
--edakton übernom­
::;.e alten Redaktion 
;;e7ug ist, den Neu­

-- ese Ausgabe ist 
- •.are finanziell nicht 
- esem Jahr ist noch 
-~-Hermann Storck 
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Drucksachen 

Ausgetreten 
Der frühere Bundesvorsitzende 
der Jungdemokraten und Mither­
ausgeber der "drucksachen", 
Hanspeter Knirsch hat ebenso 
wie "drucksachen" -Autor Chri­
stian Walther seinen Austritt aus 
den Liberalen Demokraten er­
klärt. 

Ökolibertäre 
Die Berliner Jungdemokraten ha­
ben in einer 40-seitigen Broschü­
re Originaltexte der Ökolibertä­
ren in den Grünen und solida­
rische und kritische Diskussions­
beiträge aus den "drucksachen", 
"Links", "Kommune" und "Mo- . 
derne Zeiten" zusammengestellt. 
Die Broschüre soll eine sachliche 
Auseinandersetzung über die ln­
halte der Ökolibertären ermögli­
chen. Im "Blatt 1/85" ist ein In­
terview mit einem der führenden 
Köpfe der Ökolibertären, dem 
Mitherausgeber der "drucksa­
chen", Thomas Schmid, erschie­
nen. Beides ist gegen DM 1,40 in 
Briefmarken erhältlich bei: DJD 
Berlin, Ludwig-Quidde-Laden, 
Bülowstr. 65, 1000 Berlin 30. 

Walz in der Pfalz 
proben derzeit erfolgreich . 
Sozialdemokraten, Alternative 
und Linksliberale. ln Vogels 
medienpolitischem Vorreiter­
ländle Rheinland-Pfalzhaben sie 
sich zusammengetan, um in der 
Arbeitsgemeinschaft Linksrhei­
nischer Rundfunk (LR) landes­
weit Wahrheiten "auch links von 
der CDU" gelten zu lassen (so 
Geschäftsführer Heinz-Her­
mann Storck). Doch zunächst 
heißt es, Sendelizenz, . -quote 
und- zeiten zu erhandeln. Wie 
echte Mafiosi rangeln hier Ex­
Wirtschaftsminister Hoffie, 
CSU-MdB Linsmeier, LD-Mit­
glied Storck, Radio 85 (eine Koo­
peration der bundesweiten 
Großverleger) und die ALP­
Tageszeitungsverleger um das 
Medien-Manna. 
Den dicksten Brocken erhalten 
ohne Zweifel die RLP-Tageszei-

tungsverleger. Da sie aber nach 
einem Entscheid der öffentlich­
rechtlichen Anstalt für Kabel­
Kommunikation (AKK), die abso­
lut CDU-dominiert ist, 17 Std. 15 
Min. der werbeträchtigsten Sen­
dezeit erhalten sollen, während 
dem LR ganze 1 Std. 35 Min. 
zugestanden werden - und dies 
noch in absoluten Werbelö­
chern, nämlich nachts zwischen 
1.30 und 2.00 Uhr sowie nach­
mittags zwischen 14.30 und 
15.30 Uhr, will der LR per einst­
weiliger Anordnung die Pläne · 
des "CDU-Kiüngel entschieden 
durcheinander wirbeln" 
(Storck)-

Liberales 
Zentrum 

Nachdem bereits mehrere Libe­
rale Zentren ihre Pforten aus fi­
nanziellen, personellen oder 
auch politischen Gründen schlie­
ßen mußten, ist jetzt endlich 
wieder einmal von einer Neue­
röffnung zu berichten. ln der 
Wittener Str. 94 in Bochum hat 
der zuvor in Wattenscheid behei­
matete Liberale Laden seine Ar­
beit aufgenommen. 

Ströbele ausgeladen 
Die Folgen der "Wende" haben 
nach einem Bericht des Parla­
mentarisch-Politischen Presse­
dienstes (ppp) nun auch die der 
FDP nahestehende Theodor­
Heuss-Akademie in Gummers­
bach erreicht. Zu der Tagung 
"Das Recht auf informationeile 
Selbstbestimmung" Mitte April 
lud demnach Akademiedirektor 
Wolfgang Heinz den von der 
Bundestagsfraktion der Grünen 
benannten Abgeordneten Chri­
stian Ströbele wieder aus. Bei 
dem Seminar ging es um die Fol­
gerungen, die aus dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zum 
Volkszählungsgesetz zu ziehen 
sind. 
Bereits Anfang Februar hatte der 
frühere nordrhein- westfälische 
Landtagsabgeordnete und jetzige 
Akademie - Chef Heinz laut 
ppp in einem Schreiben an die 
grüne Bundestagsfraktion darum 
gebeten, ihm "möglichst bald" 
mitzuteilen , "wer die Fraktion 
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der Grünen bei dem abschlie- Heinz schriftlich die Ablehnung 
ßenden Podiumsgespräch vertre-- ihres fachlich zuständigen Mit­
ten kann". . glieds im lnnenauschuß des Bun­

Die Grünen benannten ihren 
"Nachrücker'' und das bisherige 
Mitglied des Berliner Abgeordne­
tenhauses, den Rechtsanwalt 
Christian Ströbele. Völlig überra­
schend teilte Heinz den Grünen 
jedoch mit, daß er von einer Be­
teiligung Ströbeles "absehen" 
möchte. Ohne Angabe von 
Gründen forderte er die Fraktion 
auf, einen anderen Teilnehmer 
zu benennen . 

Auch ein Telefonat brachte keine 
Aufklärung über die Beweggrün­
de für diesen ungewöhnlichen 
Schritt. Heinz war nicht bereit, 
eine Begründung zu geben und 
betonte nach · Angaben der 
Grünen, daß er sich in anderen 
Fällen vorbehalte, wer eingela­
den werde und wer nicht. Die 
Grünen bedauerten gegenüber 

destages. Man sei "außerordent­
lich verwundert, ja peinlich be­
rührt" von der Tatsache, "daß 
eine liberale Stiftung den Ein­
druck erweckt, einer Fraktion 
Vorschriften zu machen, wen 
diese zur Teilnahme an einem 
Seminar benennt" . 

Da Heinz seine Haltung nicht 
korrigierte, nahm schließlich 
kein Vertreter der Grünen an der 
Veranstaltung in Gummersbach 
teil. Über die Hintergründe der 
,,Ausladung" kann nur spekuliert 
werden. Kenner der Akademie 
wissen jedoch, daß der Druck 
vor allem von Seiten der FDP­
Führung auf die Arbeitsweise 
und auch die Inhalte der Tagun­
gen der Theodor - Heuss -
Akademie seit dem Koalitions­
wechsel erheblich zugenommen 
hat. 

Gesprächskreis · 
Der sozia ll iberale Gesprächs­
kreis soll demnächst wieder ein­
mal zusammentreten . Wie es in 
der Umgebung von Günter Ver­
heugen, einer der Initiatoren die­
ser von der SPD ins Leben geru­

·fenen Runde, hieß, wird der 
nächste Termin im Winter statt­
finden. 

!!!!!!!!!!Buchti p !!!!!!!!!! 
· Brücker/Schlimmbach 

DieWende 
in Bonn 
Deutsche Politik auf dem 
Prüfstand 
Heide/berg 1983, DM 88,-

Der Tite l nebst Unterzeile läßt 
aufmerken. Doch der sto lze Preis 
bürgt nicht fü r Quali tät. Wann 
begann der Stimmungs- und Re­
gierungsumschwung im Lande? 
Was führte zur Wende, welches 
Ziel hatte sie? Und vor allem, 
welche politischen Konzepte, 
besonders auf den Gebieten der 
Wirtschafts-, Finanz-, Außen­
und Sicherheitspolitik sowie im 
sozialpolitischen Bereich, ran­
gen hier um die Vorherrschaft 
und werden in der Auseinander­
setzung besonders deutlich? Von 
den Verfassern, ein Ministerial­
beamter und ein ehemaliger Be­
amter in der Verwaltung des 
Deutschen Bundestages, hätte 
man erwarten können, daß sie, 
ausgestattet mit Insiderinforma­
tionen (der Verlag protzt: "Nahe 
am Geschehen in Bonn"), nun 
Antworten geben auf diese Fra­
gen, wenigstens es versuchen. 
Aber nichts von alledem findet 
sich zwischen den Buchdeckeln . 
Stattdessen werden Reden, wenn 
wir Glück haben, sind es nur 
Auszüge und natürlich das 
Lambsdorff-Papier in extenso zi­
tiert. Dazu finden sich Zeitungs­
kommentare über den quälenden 
Zerfall der Koalition. Ergänzt 
wird diese 225 Seiten-Dokumen­
tation dann mit einer Diskussion 
über verfassungs- bzw. ge­
schäftsord n u ngsrechtl iche Fra­
gen im Zusammenhang mit dem 
Mißtrauensantrag und den vorge­
zogenen Neuwahlen. Das wars 
denn auch schon. Der aufmerk­
same Zeitungsleser darf sich 
über 88.- DM freuen, die er spa­
ren kann. 

Heinz-Hermann Storck 



Von Theo Schiller 

N
eunzig Jahre nach dem 7. Juli 1895, 
dem Geburtstag William Borms, ich 
gestehe es gerne, überkommt mich 

mitunter das Gefühl der Zeitlosigkeit und 
der Unwirklichkeit, wenn ich daran denke, 
daß William Borm, der am 20. Oktober 
1969 mit 7 4 Jahren als ältester Abgeordne­
ter und damit Altersprädiendt den 6. Deut­
schen Bundestag eröffnete, bis vor weni­
gen Monaten mit seinem Bonner Büro 
aktiv im politischen Leben wirkte und auch 
heute und morgen noch mit einzelnen 
wohlüberlegten politischen Aktivitäten 
hervortreten wird. Doch die Illusion von 
Zeitlosigkeit, die wir an solche Tatsachen 
nur allzu gerne knüpfen würden, würde uns 
der hartnäckige Realist William Borm 
sicherlich nicht durchgehen lassen. 
Lassen Sie mich zu Ehren William Borms 
einige Überlegungen der Rückschau 
anstellen und ein paar Worte des Dankes 
sagen. Wie weit die Rückschau ausfächern 
müßte, machen schon die Ehrungen deut­
lich- hier nur stichwortartig ausgewählt-, 
die ihm bereits bisher zuteil wurden: Bun­
desverdienstkreuz Erster Klasse, Ernst­
Reuter-Piakette in Silber, Stadtältestervon 
Berlin, Carl-von-Ossietzky-Medaille; der 
Ehrenvorsitz von Parteien, der Berliner 
FDP und der Liberalen Demokraten, sei 
hinzugefügt, auch wenn er nicht immer 
'süß und ehrenvoll' ist. Die Lebensge­
schichte, die diesen Ehrungen zugrunde­
liegt, läßt sich hier in keiner Weise erschöp­
fend darstellen; hier muß ich vorläufig ver­
weisen auf den schönen Text von Michael 
Staack, aber ich denke, wir alle warten 
gespannt auf William Borms Memoiren, die 
mit guten Fortschritten in Arbeit sind. Nur 
die Etappen seien hier wenigstens 
genannt: 
Nach der Hamburger Schulzeit zog Borm 
1914 19-jährig als Kriegsfreiwilliger in den 
Ersten Weltkrieg, brach, nach mancherlei 
ökonomischen Verwicki!Jngen der Familie 
aus Geldmangel ein Ökonomiestudium 
zugunsten zunächst angestellten, dann 
selbständigen Wirtschattens ab, baute mit 

Theo Schiller 

William Borm 
zum 90. Geburtstag 

William Borm, am 7. Juli 1985 feierte er seinen 90. Geburtstag 

einem Partner in Berlin ein mittleres elek­
trotechnisches Unternehmen auf, ohne 
dabei mehr als beiläufig politisch aktiv zu 
sein (in der DVP). Obwohl vom Nazi, 
Regime zum Wehrwirtschaftsführer im 
eigenen Betrieb umfunktioniert, erkannte 
die sowjetische Besatzungsmacht nach 
dem 8. Mai 1945 auf Unbedenklichkeit, so 
daß Borm seinen Betrieb neu aufbauen 
und bald den Vorsitz im Verband der Berli­
ner Elektroindustrie übernehmen konnte. 
Am 7. Juli 1945, an seinem 50. Geburtstag 
vor genau 40 Jahren, führte er mit dem 
LDPD-Vorsitzenden Wilhelm Külz ein ent­
scheidendes Gespräch, das ihn dauerhaft 
in die aktive liberale Politik führte. Funktio­
nen in der Berliner LDPD bzw. dann FDP, 
vor allem aber seine zentrale wirtschafts­
politisch-organisatorische Rolle gegen­
über der sowjetischen Blockade Berlins 
1948/49 verstrickten ihn in die Schicksals­
mühlen des Kalten Krieges in Deutschland: 
1950 auf der Durchfahrt durch die DDR 
festgenommen, mußte er unter dem Vor­
wand der "Kriegs- und Boykotthetze" bis 
1959 die Zuchthauseinschließung in Baut­
zen ertragen. Es stimuliert, so oft ich dar-

über nachdenke, noch immer mein Stau­
nen und meine höchste Bewunderung, daß 
William Borm nach dieser Erfahrung die 
Kratt aufgebracht hat, 65-jährig noch ein 
ganzes politisches Leben für den Liberalis­
mus aufzubauen. Die weitere Entwicklung 
zunächst nur in Daten: 1960 Landesvorsit­
zender der Berliner FDP und Mitglied des 
FDP-Bundesvorstands, 1965 bis 1972 
Berliner FDP-Abgeordneter im Bundestag, 
nach 1972, besonders aber seit 1978 
moralisches und politisches Gewissen der 
FDP und in dieser Eigenschaft ein ebenso 
festgefügtes wie sehr lebendiges Monu­
ment der Prinzipientreue in der Geschichte 
des deutschen Liberalismus. Der Austritt 
aus der FDP am 12.11.1982, die Mitbe­
gründung und der Ehrenvorsitz der Libera­
len Demokraten waren Borms konse­
quente Antwort auf die Wendelei. 
Diese knappen biographischen Stichworte 
mögen wenigstens einen ersten Eindruck 
vermitteln. 
Ich kann und möchte die rückschauenden 
Überlegungen nicht in der Perspektive des 
objektiven Historikers anstellen, dafür geht 
mir auch die Person des Jubilars zu nahe. 
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Ich möchte mir eher in einer subjektiven 
Sicht, aber vielleicht doch auch stellvertre­
tend für manch Anderen, die Frage vorle­
gen, welche Lehren und Konsequenzen wir 
Jungen - ob nun um die Vierzig oder auch 
etwas jünger oder auch etwas älter - aus 
dem Lebensweg des William Borm ziehen 
können. Es sind, denke ich, im wesentli­
chen drei grundlegende Einsichten: 
1) daß man aus Erfahrung wirklich lernen 

kann, wenn man fürdie Tatsachen offen 
ist und sich auf Werte stützen kann; 

2) daß der Liberalismus fortschrittlich wei­
terentwickelt werden kann, wenn per­
sönliche Einsicht und Glaubwürdigkeit 
den Wandel tragen; 

3) daß ein einzelner Demokrat sehr, sehr 
viel bewirken kann, wenn er einen kla­
ren Standpunkt vertritt und es aus­
schließlich um der Sache willen tut. 

Aus Erfahrungen zu lernen, war für William 
Borm mehr als einmal bitterer Ernst. Das 
betraf Familienangelegenheiten ebenso 
wie den Ersten Weltkrieg, der ihn zwar 
nicht zum Pazifisten machte, aber doch 
zum Republikaner und zum Anhänger der 
Stresemannschen Ausgleichspolitik, 
gegen die Deutschnationale und Nazis 
gleichermaßen Sturm ·liefen. Die zweite 
ernste Erfahrung war nach 1945 zu verar­
beiten: auch wenn er sich während der 
Nazi-Diktatur nichts vorzuwerfen hatte, so 
waren ihm doch die Zweifel gewachsen, 
ob es hinreichend war, sich auf Distanz 
herauszuhalten, ob nicht aktiveres Eintre­
ten für die Weimarer Demokratie, ob nicht 
Widerstand gefordert gewesen wäre. So 
gab es nach dem 8. Mai 1945, dem Ende 
der Diktatur und des Krieges, gar keine 
andere Wahl, als sich aktiv am demokrati­
schen Neuaufbau zu beteiligen. Während 
Millionen Deutsche nach mehr oder weni­
ger heftigem Mitläuferturn sich auf ein billi­
ges "Einmal und nie wieder!" zurückzogen 
und damit glaubten, aus dem unpoliti­
schen Abseits ihr Naserümpfen über die 
Demokratie legitimieren zu können, zog 
William Borm aus der Geschichte den 
gegenteiligen Schluß, daß nämlich nur 
durch demokratische Beteiligung, zumal 
von Liberalen, eine demokratische Repu­
blik stabil gegründet werden könne. Die­
ses Problem, das ihn persönlich so tief in 
die deutsche Politik hineingeführt hat, 
scheint ihn bis heute nicht losgelassen zu 
haben: die Sorge, daß nicht genügend 
Demokraten herangewachsen und zur 
Stelle sein könnten, wenn Gefahren für 
Freiheit und Demokratie, aber auch für 
Leib und Leben heraufziehen.- Eine dritte, 
bitterste und persönlichste Erfahrung muß 
der fast zehnjährige Zuchthausaufenthalt 
in der DDR gewesen sein. Es steht einem 
Dritten, zumal in öffentlicher Rede, nicht 
zu, Mutmaßungen darüber anzustellen, 
was William Borm in dieser harten Zeit 
innerlich aufrechtgehalten, was seinen 
unbeugsamen Willen zum Leben, zur Frei­
heit und zur geistigen Unabhängigkeit so 
fest verankert hat. Es ist aber aus seinem 
späteren politischen Wirken unverkennbar 
zu entnehmen, daß er in dieser Zeit 
geschichtliche Einsichten durchgearbeitet 
haben muß, wie sie im politischen Alltags­
betrieb der wirtschaftswunderliehen Zuk­
kerwasserperiode der Bundesrepublik der 
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50er Jahre in der Regel verdrängt oder nur 
als Außenseitermeinung zugelassen wur­
den. Statt im Haß auf seine Peiniger stek­
kenzubleiben (was jedermann verstanden 
hätte), hat William Borm sein persönliches 
Schicksal in seinen .Verursachungszusam­
menhängen zurückverfolgt und nach einer 
politischen Antwort gesucht, die statt Ver­
geltung Veränderung der Lage bewirken 
könnte. Daß der militärische Überfall Nazi­
Deutschlands auf seine Nachbarn, insbe­
sondere Polen und die Sowjetunion, nun­
mehr unabdingbar zur Anerkennung der 
berechtigten Sicherheitsinteressen des 
Ostens führen mußte; daß die Teilung 
Deutschlands neben dieser Sicherheits­
frage in der Konfrontation der atomaren 
Großmächte begründet war und nur bei 
einem Abbau dieser übergreifenden Feind­
schaft gemildert werden konnte; und daß 
die DDR als eine wie immer harte Realität 
nicht geleugnet werden konnte, sondern 
zu einem Interessenten an der Milderung 
der Spannungen gemacht werden mußte­
das waren wohl die wesentlichen Elemente 
dieser erfahrungsgeläuterten Position. Aus 
dieser Grundeinstellung heraus hat William 
Borm nunmehr seit 25 Jahren, seit 1960, 
für eine Entspannung der europäischen 
und der deutschen Situation und für den 
Frieden gewirkt. 

»Das einmal Erkannte 
kontinuierlich, geradlinig und 

hartnäckig zu vertreten, 
darauf konnte man sich bei 

ihm immer verlassen« 

Die zweite große Lehre betrifft die Entwick­
lungsfähigkeit des Liberalismus. William 
Borm hat vor allem in den 60er Jahren sei­
nen beachtlichen Anteil daran, als Berliner 
FDP-Vorsitzender, als Bundestagsabge­
ordneter, aber auch als eine über den Par­
teirahmen hinaus wirkende Einzelfigur, wie 
wir sehen werden. Da William Borm eine 
falsche Idealisierung oder Heroisierung 
nicht nötig hat, sei zunächst einmal festge­
stellt, daß ihm die Rolle des sozial-liberalen 
Reformators keineswegs auf den Leib 
geschrieben war, auch wenn ihm der 
Gedanken sozialen Ausgleichs aus unter­
nehmerischer Fürsorglichkeit und aus 
partnerschaftlichem Vernunftdenken 
durchaus nicht fremd war. Aber wenn wir in 
seiner Berliner Parteitagsrede vom Mai 
1960 lesen, die FDP sei "Wächter der 
Demokratie", "Kämpfer für die Freiheit des 
einzelnen gegen die Staatsall macht", 
"Kämpfer gegen Diktaturen von rechts und 
links" und "Kämpfer für die mittelständi­
schen und bürgerlichen Interessen gegen 
Vermassungsbestrebungen" (S. 19), dann 
spricht daraus in gesellschaftspolitischer 
Hinsicht ein offenkundig bürgerlich-tradi­
tionelles Liberalismusverständnis. Doch ist 
er eben hierbei nicht stehengeblieben, 
sondern hat sich, auch wenn er sich zum 
Teil dabei schwergetan haben wird, den 
notwendigen Schritten sozialer Reform 
geöffnet und sie z.B. später bei der Mitbe-

stimmung mit großen Nachdruck vertre­
ten. Gänzlich abwegig wäre für ihn aber 
eine leider ja recht häufig zu beobachtende 
Haltung gewesen, mit Reformprogrammen 
eines sozialen Liberalismus nur taktisch 
herumzuspielen und später aus Machtkal­
kül und Opportunismus wieder in Vorstell­
lungwelten von vor 1960 zurückzufallen. 
Borm mag gesellschaftspolitisch manch­
mal zögerlich gewesen sein; aber das ein­
mal Erkannte dann kontinuierlich, geradli­
nig und hartnäckig zu vertreten, darauf 
konnte man sich bei ihm immer verlassen. 
Seine reformbereite Haltung war und ist bis 
heute von zwei Maximen getragen: erstens 
die Notwendigkeit fester Grundsätze, und 
zweitens die Einsicht in den ständigen 
dynamischen Wandel der sozialen und 
politischen Verhältnisse und die daraus 
folgende Notwendigkeit, neuen Proble­
men aufgeschlossen gegenüberzutreten. 
ln seinen eigenen Worten von 1969: 
"Ich halte nichts davon, wenn heute davon 
gesprochen wird, daß die ideologischen 
Grundlagen der Politik über Bord geworfen 
werden müßten zu Gunsten einer pragma­
tischen Politik, die sich auf reine tagesge­
bundene Zweckmäßigkeit stützt. Warum 
denn dann noch Parteien, wenn sie keine 
sichere Grundlage mehr haben sollen. Die 
Politik würde dann zu einem Geschäft von 
Klüngeln, deren Interessenlagen schnell 
wechseln. Eine Grundhaltung ist unum­
gänglich ... Es kommt darauf an, die Posi­
tionen ständig zu überprüfen, ob sie heute 
noch, im Zeitalter der Massen- und Kon­
sumgesellschaft, Gültigkeit haben können. 
Unverrückbar liberales Erbe und Gedan­
kengut aber ist: Der Mensch darf nicht 
Objekt der Materie und der äußeren 
Umstände werden, sondern er muß ihr 
Herr bleiben oder wieder werden." 
Von dieser Grundorientierung aus erschlie­
ßen sich Borms Aktivitäten der 60er Jahre, 
die während des Wahlkampfes zum Berli­
ner Abgeordnetenhaus im Frühjahr 1967 
u.a. dadurch gewürdigt wurden, daß eine 
Wählerinitiati ve um Ossip Flechtheim, 
Günter Grass, Lutz Lehmann und Theodor 
Ebert, um nur einige zu nennen, durch ein 
Votum für die FDP bereits vorsorglich 
seine Wiedemo inierung für den Bundes­
tag 1969 siehe • ollte. ln dem Aufruf hieß 
es: "Unter den eordneten in Sonn ragt 
William Borm e or als ein Politiker von 
Mut, Weitsich o Vorurteilslosigkeit" -
trefflich gesag . Z den mutigen und weit­
sichtigen Entsc e dungen gehört sein 
Votum für ei e soz al-liberale Koalition in 
Berlin mit 1 Brandt 1963, die wohl 
schon dam s - t>e Berlin hinaus nach 
Sonn zielte . D ese oalition war dann auch 
in der Lage e e schlandpolitischen 
Realismus z G~ ·.. g zu bringen, der die 
großen Wo Gesprächskontakte 
und mensc eichterungen ablöste. 
Es entspric Borms Umgang mit 
seinem eige e c sal, daß er sich für 
Berlin nie crontstadtlamentieren 
zufrieden g "" e diese hauptbetrof-
fene Stadt aes -: est-Konflikts aus der 
Objektrolle e "..: '"'andlungsfähige Situa­
tion, ja soga- " e "e modellhafte Lage für 
die Cha ce" • Entspannungspolitik 
bringen • liegt vorweggenom-
men der Kerr- • _ • - ostpolitisches Enga-



gement bis zu den Ostverträgen und dar­
über hinaus, seine Fähigkeit, überholte 
Formeln, Positionen, auch hohl gewordene 
Ziele zugunsten von mehr Menschlichkeit 
und friedlichem Zusammenleben der 
Geschichte zu überantworten. ln den von 
Borm konzipierten und erstrittenen FDP­
Leitlinien zur Deutschlandpolitik von 1975 
holt sein Realismus daher auch das von 
ihm so lange und intensiv verfolgte Ziel der 
deutschen Wiedervereinigung ein. 
Doch auch innenpolitisch ist Borm in den 
60er Jahren auf der Seite der "Unruhe" zu 
finden. Es sei hier zunächst an seine Betei­
ligung am Kampf gegen die Notstandsge­
setze erinnert, ganz offiziell als Mitglied im 
Kuratorium "Notstand der Demokratie", 
mit Gewerkschaftern, sozialdemokrati­
schen Außenseitern und allerlei außerpar­
lamentarischen Linken. Letztlich, wenn 
auch mühsam, setzte sich seine Position in 
der FDP-Fraktion durch. Die Weitsicht sei­
nes ab 1965 praktizierten verfassungs­
schützenden Engagements mußte er sich 
leider 1969 bestätigen, als er in einer Rede 
die Möglichkeit zum Bundeswehreinsatz 
im lnnern vor allem angesichtsder "entlar­
venden Äußerungen gewisser Generäle 
und anderer Offiziere" kritisierte. Solche 
Wahrheiten mußten ihn natürlich genauso 
unbeliebt machen bei den politischen 
Hauptverwaltungsbeamten der Republik 
wie seine Mitgründerschaft im Republika­
nischen Club Berlin, was ihn z.B. in den 
Augen der anderen Berliner Parteien im 
Februar 1968 unwürdig machte, auf einer 
staatstragenden Berliner Massenkundge­
bung anläßlich der Studentenunruhen zu 
sprechen (die FDP stellte dann keinen 
Redner) . Aber mit seinem Verständnis für 
die Jugend und die Ursachen ihrer Unruhe 
hätte er dort vielleicht doch nicht hinge­
paßt, wo er doch 1969 sagte: 
"Es ist kein Wunder, daß in der Atmo­
sphäre geistiger Enge und Muffigkeit, die 
jahrzehntelang das Bild bundesdeutscher 
Politik bestimmt haben, der Protest mas­
sive Formen angenommen hat. So bedau-· 
er/ich die Auswüchse, die nicht übersehen 
werden können, auch sind, so wenig darf 
daran vorbeigegangen werden, daß die 
Schwierigkeit, sich Gehör zu verschaffen, 
die Lautstärke der Proteste und ihre Form 
mit bestimmt hat. " 
Dieselbe Problemsensibilität und Vorur­
teilslosigkeit bewirkten auch innerpartei­
lich in der FDP die enge Verbindung zwi­
schen William Borm und den Jungdemo­
kraten und den Liberalen Studenten. Ich 
denke, daß diese langjährige prinzipielle 
Aufgeschlossenheit für die Sorgen und 
Ausdrucksformen der jungen Generatio­
n(en), die in so vielen seiner Reden bezeugt 
ist, auch eine wichtige Brücke zur Frie­
densbewegung der 80er Jahre gebildet hat 
- unabhängig von inhaltlichen Überein­
stimmungen. 
Schließlich ist, drittens, von der Lehre zu 
handeln, was ein einzelner Demokrat und 
Liberaler alles tun kann. Als Beispiel und 
Vorbild zeigt uns William Borm, daß das 

· sehr viel ist. Er drängte sich nicht nach die­
.ser Rolle. Immer wieder klagte er schlichte 
Normalität ein: "Ist es schon Mut, wenn 
man für seine Überzeugung eintritt?" "Sind 
wir Rebellen? Wir sind liberale Menschen. 

Gratulationen: Burkhard Hirsch (oben), LD-Bundesvorsitzender Dr. Ralf Bartz (Mitte), die 
DJD-Vorsitzende Dagmar Everding und Michael Staak (unten) beim Geburtstagsempfang 
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Liberale Menschen sind nun einmal unru­
hig ... Heute ist nicht Ruhe die erste Bür­
gerpflicht und Beschwichtigen, sondern 
heilsame Unruhe, das ist liberale Verpflich­
tung" (Parteitag Hannover, April1967, AK 
V) . Aber die Selbstverständlichkeit der 
Unruhe macht auch Feinde, und so blok­
kierten die Intrigen der Berliner Abgeord­
netenhaus-Fraktion 1972 die von der Par­
tei, der FDP, überwiegend gewollte Wie­
dernominierung Borms für den Bundestag. 
Doch Borm blieb mit einem eigenen Büro 
in Bonn sozusagen außerparlamentari­
scher Volksvertreter bis ins letzte Jahr hin­
ein, und er wurde zum institutionalisierten 
liberalen Gewissen in Bonn. Unvergeßlich 
bleibt für uns alle seine große Rede auf 
dem Mainzer Parteitag 1978, als er die 
lahmgewordene FDP von den Stühlen riß 
und zu einem neuen Aufbruch anfeuerte: 
"Zukunftsgestaltung statt Zustandsver­
waltung!" Er begann, zusammen mit Jung­
demokraten und mit Mitgliedern der Frak­
tion, die aber alleine in einem erbärmlichen 
Zustand der Handlungsunfähigkeit ver­
harrten (mit dem bekannten Ergebnis 
1982), organisierte Schritte zur Sammlung 
der innerparteilichen Opposition zu unter­
nehmen. Dabei war ihm und uns anderen 
zwar beachtlicher, aber kein letztlich 
durchschlagender Erfolg beschieden. 
Doch muß man natürlich die Frage stellen, 
mit welcher Geschwindigkeit die FDP in 
ihren Verfallszustand geschlittert wäre, 
wenn die von William Borm initiierte libe­
rale Opposition nicht tätig geworden 
wäre? Und auch eine andere Frage scheint 
mir heute am Platze: ob sich nämlich die 
FDP jemals bei William Borm dafür 
bedankt hat, daß er durch seine oppositio­
nelle, aber doch integrierende Aktivität so 
viele liberale Aktivisten so lange für liberale 
Arbeit in der FDP hat motivieren können? 
Ich möchte mich jedenfalls bei ihm dafür 
bedanken, daß er sie der liberalen Ideen­
weit erhalten hat. 
Von überragender Bedeutung ist nun aller­
dings William Borms Individualengage­
ment gegen die Gefahren des atomaren 
Rüstungswettlaufs. Im Dezember 1979 
gab er in der Sitzung des FDP-Bundesvor­
standes als einziger eine Gegenstimme 
gegen den NATO-Doppelbeschluß ab (ich 
selbst war wegen Krankheit verhindert und 
konnte ihn nicht unterstützen). Seine 
grundsätzliche Kritik an der mit reiner Zeit­
automatik und vagen Verhandlungshoff­
nungen · vorprogrammierten Aufstellung 
atomarer Mittelstreckenraketen in Europa 
machte ihn zu einer der tragenden Persön­
lichkeiten der Friedensbewegung der letz­
ten Jahre. Für den FDP-Parteitag in Köln 
im Mai 1981 kann er eine Oppositionsströ­
mung initiieren, die gegen das Votum des 
Außenministers mehr als ein Drittel der 
Delegierten erreichen kann. Die Leiden­
schaftlichkeit seines persönlichen Einsat­
zes hat Borm im September 1983 
anschaulich bekundet, als er mit seinen 88 
Jahren an der Blockade in Mutlangen teil­
nahm. Diese Aktivitäten waren aus tief ver­
wurzelten Grundüberzeugungen und tiefer 
Sorge erwachsen. Lassen Sie mich etwas 
wörtlich zitieren. Es geht ihm um die Frage, 
"wie ein Konflikt vermieden werden kann, 
wie der Friede gesichert werden kann, und 

8 

es geht um den Versuch, die Menschheit 
zunächst nicht weiter der drohenden 
Anwendung von Atomwaffen auszusetzen, 
und es geht in der Endzielsetzung um den 
Versuch, durch Vernichtung des Waffensy­
stems die Bedrohung völlig auszuschal­
ten." Er fordert weiter, "daß sich die Bun­
desregierung zum Fürsprecher der welt­
weiten Bestrebungen macht, zunächst 
einmal ein Herstellungsverbot weiterer 
Atomwaffen zu erreichen" ... ; außerdem 
"daß die Bundesregierung für eine Über­
gangszeit in Erfüllung ihrer Verantwortung, 
die Substanz des ganzen deutschen Vol­
kes zu erhalten ... , ein Vetorecht innerhalb 
des NATO-Bündnisses gegen den Einsatz 
von Atombomben von deutschem Boden 
aus und gegen deutschen Boden erreicht. " 
Solche Forderungen sind ebenso funda­
mental wie aktuell wie auch unerfüllt. Die 
Zitate stammen allerdings aus dem Jahre 
1967, aus Borms Bundestagsrede zum 
Atomwaffensperrvertrag, und damals 
sprach er nicht für sich allein, sondern für 
seine Fraktion (5. WP, 106. Sitzung v. 
27.4.1967, S. 4955). Werangesichts der 
Pershing-2-Deibatte zum ersten Mal ernst­
haft die atomare Bedrohungsspirale zur 
Kenntnis genommen hat (und das gilt für 
viele Bürger, auch in der Friedensbewe­
gung), kann im Grunde gar nicht ermessen, 
wie existenziell die Gefahr der atomaren 
Rüstungsspirale .William Borm schon seit 
Jahrzehnten umtreibt. Die mit SS 20 und 
Pershing-2 verbundene Gefahreneskala­
tion muß ja in seinen Augen das Eintreten 
längst gehegter Befürchtungen gewesen 
sein, gegen die die Bevölkerung aufzurüt­
teln ihm zum zwingenden Gebot wurde. 
Hinzu trat ein lebensgeschichtliches und 
geschichtliches Motiv, nämlich die Frage, 
ob man zum dritten Mal in einem Leben 
und zum dritten Mal in diesem Jahrhundert 
zu wenig getan, zu lange geschwiegen 
habe, um den letzten und zugleich 
schrecklichsten der möglichen Kriege 

abwenden zu helfen. William Borm, das 
wird man wohl sagen können, hat gewiß 
genug getan, um die Bürger dieses Landes 
aufzurütteln. Wir müssen uns aber fragen,. 
ob wir anderen wirklich genug getan 
haben. Denn, das ist die offenkundige 
Lehre: ein einzelner Demokrat kann sehr, 
sehr viel für die Freiheit und den Frieden 
tun. 

Ein letzter Vorgang führt mich zu 
abschließenden Bemerkungen. 
William Borms Abschied von der 

FDP 1982, durch den Disput um die Mitlei­
streckenraketen zwar genährt, aber erst 
durch das unwürdige Doppelspiel der 
"Wende" erzwungen, kann nach allem 
Gewesenen nur äußerst schmerzlich 
gewesen sein. So offenkundig die Notwen­
digkeit des FDP-Austritts war, so prekär 
erwies sich das Problem der Gründung 
einerneuen Partei. Wir alle, die wir mit den 
Liberalen Demokraten den Versuch eines 
glaubwürdigen liberalen Neuanfangs 
durch programmatische Kontinuität unter­
nahmen, wollen unserem Freund unseren 
großen Respekt und unsere große Dank­
barkeit dafür aussprechen, daß er diesen 
steinigen Weg mit uns gegangen ist. Wir 
wissen diesen Akt der Solidarität umso 
mehr zu schätzen, als er ja mit enttäusch­
ten Hoffnungen einherging. William Borms 
(und anderer) Hoffnung war es gewesen, 
daß in diesem historischen Augenblick 
nicht er die Initiative und die Last der Ver­
antwortung tragen müsse, sondern daß 
Teile der Bundestagsfraktion Tatkraft ent­
falten würden. Diese Hoffnung für den 
Liberalismus trog - und William Borms 
Antwort war nicht die Resignation, son­
dern das Dennoch, das sein Leben schon 
immer so faszinierend geprägt hat. 
Wir danken Dir, lieber William Borm, für die 
Lehren, die Du uns vorgelebt hast. Deine 
Ermunterung und Deinen Rat werden wir 
so lange als irgend möglich in Anspruch 
nehmen. Wir brauchen Dich noch. 

Glückwünsche auch vom DDR-Gesandten Glienken ... 



Ein Leben 
des aufrechten Ganges 

S ein langer Lebensweg ist selten 
reich an Höhen und Tiefen, an be­
stärkenden Erfolgen und bitteren 

Rückschlägen, an äußeren Brüchen und 
innerer Konstanz. Er hat neun Jahrzehnte 
deutscher Geschichte miterlebt, miterlit­
ten und zeitweise mitgestalten können. 
Sechs Regierungsformen haben seine 
Biographie beeinflußt und geprägt: gebo­
ren und aufgewachsen im Kaiserreich, 
Offizier im Ersten Weltkrieg, nachgeholte 
Jugendzeit, wirtschaftliche Bedrängnis 
und unternahmarischer Aufstieg in der 
Weimarer Republik, Industrieller im "Drit­
ten Reich", führend beteiligt am Wieder­
aufbau Berlins unter alliierter Besatzungs­
herrschaft nach 1945, neun Jahre inhaf­
tiert in Zuchthäusern der DDR, nach der 
Rückkehr in die Bundesrepublik Vorden­
ker und Mitgestalter einer verständi­
gungswilligen Deutschland- und Ostpoli­
tik, Mitbegründer der sozialliberalen Koa­
lition, konsequenter Repräsentant moder­
ner liberaler Denkungsart. William Borm, 
der große alte Mann des bürgerlichen 
Fortschrittslagers, vollendete am 7. Juli 
sein 90. Lebensjahr. 

von Michael Staak 

I. 
Geboren wurde er an einem Sonntag des 
Jahres 1895 im elterlichen Haus in Ham­
burg-Eimsbüttel. Der Vater, Ludwig Borm, 
ist Möbelfabrikant, die Mutter, Alwine, 
führt den Haushalt. Der junge William wird 
als Bürgersohn der hanseatischen Stadt­
republik erzogen. Obgleich mittlerweile 
mehr als sechs Jahrzehnte in Berlin 
lebend, der einstigen preußischen und 
Reichshauptstadt, ist er stets Hanseat 
geblieben. Noch vor seinem zehnten 
Geburtstag geht er mit den Eltern nach 
Indien, wo der Vater eine neue unterneh­
marisehe Tätigkeit aufnehmen will. Da die 
Mutter das Tropenklima nicht verträgt, 
kehrt sie schon nach wenigen Monaten 
mit ihrem Sohn nach Europa zurück. Sie 
bleiben zunächst für ein halbes Jahr in 
London. Von dort geht es weiter zu Alwine 
Borms Bruder, dem Kommerzienrat Wil­
liam Busch in Bautzen, der Hauptstadt der 
Oberlausitz. Ein neuer Lebensabschnitt 
für den Neffen beginnt. 
"Onkel William", Junggeselle aus Über-

... und UdSSR-Botschafter Wladimir Semjanow 

zeugung, Inhaber der damals größten 
deutschen Waggonbaufabrik und · Vor­
standsmitglied im Reichsverband der 
Industrie, übernimmt den väterlichen 
Erziehungspart Durch den Hausmeister 
des Onkels, "Vater Lischke", einen 
gestandenen Sozialdemokraten, hört Wil­
liam Borm erstmals von der SPD, erfährt 
von Streik, Ausbeutung und Klassen­
kampf. Da auch der Industrielle Busch ein 
eher fortschrittlicher, wenngleich patriar­
chalisch eingestellter Außenseiter, in 
sozialen Fragen ist, lernt er, zunächst ganz 
unbewußt, die Arbeiterschaft zu achten 
und die Erforderlichkeit wirtschaftlichen 
Ausgleichs zu begreifen. Im Hause d~s 
Onkels begegnet William Borm Persön­
lichkeiten wie Gustav Stresemann und 
Walter Rathenau. Als Jugendlicher darf er 
bei den Gesprächen der Erwachsenen 
stiller Zuhörer sein. ln Bautzen erfolgt 
auch der Eintritt in ein traditionsreiches 
Gymnasium, dessen Lehrerschaft ihm 
eine umfassende, humanistische Bildung 
vermittelt. 

II. 
Der Beginn des Ersten Weltkrieges im Juli 
1914 bedeutet eine wichtige Zäsur. Der 
gerade Neunzehn jährige, ausgestattet mit 
einem Notabitur, meldet sich sofort als 
Freiwilliger zum Königlich Sächsischen 
Husaren-Regiment Nr. 20. National erzo­
gen, sieht er sein Vaterland, vom "Erb­
feind" Frankreich bedroht, in Gefahr. 
Zunächst ausgebildet an heute anachro­
nistisch anmutenden Waffen wie Säbel 
und Lanze, wird er später an allen Fronten 
mit Ausnahme der italienischen einge­
setzt. Das Kriegsende erlebt der Leutnant 
im Sanatorium, in das er wegen beginnen­
der Lungentuberkulose Anfang 1918 ein­
geliefert worden war. Mit dem Verlust des 
Krieges, der Errichtung der demokrati­
schen Republik und dem als Diktat emp­
fundenen Frieden von Versailles bricht für 
William Borm wie für zahllose andere 
Deutsche keineswegs nur des Bürger­
tums eine Welt zusammen. Auch wenn er 
der untergegangenen Fürstenmacht zum 
Schluß keine Träne mehr nachgeweint 
hat, fehlt ihm eine neue politische Richt­
schnur. 
Im Februar 1919, im 24. Lebensjahr, geht 
er zu seinen Eltern in deren neue Woh­
nung in Berlin-Schöneberg. Der Vater war 
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1917 aus Britisch-lndien zurückgekehrt, 
hatte jedoch sein gesamtes Auslandsver­
mögen zurücklassen müssen. Bestimmt 
durch die Verwerfungen der Nachkriegs­
zeit, beginnen für die ganze Familie 
äußerst schwierige Jahre. Das im Herbst 
1919 begonnene Studium der National­
ökonomie kann William Borm aus Geld­
mangel nicht abschließen. Er ist zu stolz, 
um bei seinem Onkel , mit dem ein 
unglückliches Zerwürfnis stattgefunden 
hat, die erforderliche Summe zu erbitten. 
Als Zeitfreiwilliger in einem republikani­
schen Freikorps nimmt er 1920 an der Nie­
derschlagung des Kapp-Putsches gegen 
die junge Demokratie teil und wird Schritt 
für Schritt Republikaner aus Vernunft. 
William Borm entdeckt das gesellschaftli- \ 

"Seine Äußerungen zeigen in Form und Inhalt freilich, daß Noblesse mit Schärfe verbunden werden kann" (Rudolf Schwinn) 

ehe Berlin der 20er Jahre: die europäische 
Metropole, das Zentrum von Kultur, Kunst 
und Wissenschaft, die über das Reich weit 
hinausstrahlende Stadt neuer Moden und 
Tendenzen. Erfolglos versucht er sich mit 
einem kleinen Geschäft für Rundfunkbe­
darf. Erst 1927 kommt die Wende. William 
Borm wird als "Verkaufsbeamter" 
Gebietsvertreter der Firma Philips, einem 
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damals in Deutschland relativ unbekann­
ten Unternehmen mit 1 00 Beschäftigten in 
der Berliner Zentrale. 1929 wechselt er 
zum Generalvertreter der Radioröhrenfa­
brik TeKaDe in der Reichshauptstadt. Als 
dieser sich im gleichen Jahr selbständig 
macht, tritt William Bormals Sozius in· das 
neue Unternehmen für elektroakust ische 
Geräte ein. Zwei Jahre zuvor hat er Lulu 

Kleinwort geheiratet, gemeinsam bezie­
hen sie ein neuerbautes Reihenhaus in der 
Dahlemer Onkel-Tom-Siedlung, einem 
Bauhaus-Entwurf. Die Firma, Lieferant 
hauptsächlich für Handels- und Kriegs­
marine, prosperiert: die Jahre persönli­
cher wirtschaftlicher Unsicherheiten sind, 

-dies inmitten der Weltwirtschaftskrise, 
beendet. 
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II I. 
Die Entwicklung der Weimarer Republik 
erlebt William Borm überwiegend als 
Unpolitischer. Zwar hat er sich 1924 auf 
Einladung Stresemanns der nationallibe­
ralen Deutschen Volkspartei angeschlos­
sen, doch wird er in dieser zu keiner Zeit 
aktiv tätig. Dem Aufkommen des National­
sozialismus begegnet er zunächst ohne 
Erahnung drohender Gefahren. Blutige 
Straßenkämpfe zwischen Nazis, Kommu­
nisten und republikanischem Reichsban­
ner, instabile Regierungsverhältnisse, 
Massenarbeitslosigkeit und die Verelen­
dung großer Bevölkerungskreise erwie­
sen sich erst einmal als Behinderung des 
Geschäfts. 
Hitlers "Machtübernahme" im Januar 
1933 begrüßt der Unternehmer Borm, 
aber ohne Enthusiasmus. Am 13. März 
1933, als sich Hindenburg und Hitler über 
dem Sarge des Preußenkönigs Friedrich 
II. in der Potsdamer Garnisonskirche die 
Hände reichten, kam die Entscheidungs­
hilfe. Als Zuschauer erlebte William Borm, 
mit welcher Brutalität SA und SS gegen 
auf die Straße drängende Menschen vor­
gehen, die nichts anderes wollen, als dem 
"Führer" und Reichspräsidenten zuzuju­
beln. Diese Szenen stoßen ihn nachhaltig 
ab. ln rascher Folge hört er dann von Ver­
haftungen von Sozialdemokraten in seiner 
Wohngegend, von einem Konzentrations­
lager in Sachsenhausen, von der Hetze 
gegen die Juden und anderem mehr. Die 
innerliche Distanz zum NS-Regime verfe­
stigt sich, der ihm angetragene und erwo­
gene Eintritt in die NSDAP wird zur objek­
tiven Unmöglichkeit. Die 30er Jahre erlebt 
William Borm als erfolgreicher Unterneh­
mer. Als rüstungszuliefernder Betrieb wird 
seine Firma ab Mitte des Jahrzehnts zu 
Verwaltungs- und anderen Vorbereitun­
gen für den Kriegsfall veranlaßt. Immer 
wieder kommt es zu Reibereien mit dem 
obersten Vertrauensmann der Nazis. Den 
Zweiten Weltkrieg hält William Borm vom 
ersten Tag an für verloren. Dennoch wird 
er "Wehrwirtschaftsführer" im eigenen 
Betrieb, einer von insgesamt dreizehn im 
ganzen Reich, die der NS-Partei nicht 
angehörten. Der Entschluß, dieser Bela­
stung durch Meldung zur Front zu entge-

hen, wird nicht ausgeführt, nachdem er 
erfahren hat, daß er zur "Partisanenbe­
kämpfung" eingesetzt werden sollte. 
Im "Dritten Reich" trotz der Kenntnis um 
Nazi-Verbrechen keinen Widerstand 
geleistet zu haben, empfindet William 
Borm als Versagen, aber zugleich als Ver­
pflichtung, nicht ein weiteres Mal durch 
Handeln oder Unterlassen mitverantwort­
lich zu werden für eine politische Kata­
strophe. Sein späterer Einsatz erklärt sich 
aus der Selbsteinschätzung, in seinem 
Leben zweimal schuldig geworden zu 
sein. Aus Unwissenheit sei er als Freiwilli-

ger in den Ersten Weltkrieg gezogen und 
während der Zeit des Faschismus habe er 
seine Möglichkeiten als Fabrikant nicht 
genutzt, um am Widerstand teilzuneh­
men. Im Bewußtsein der Friedensbedro­
hung heute will er kein drittes Mal schuldig 
werden: "Schweigen bedeutet Schuld, 
wenn Reden Pflicht wird." 

IV. 
Am 28. April 1945 besetzen russische 
Truppen Berlin-Dahlem. Eine Woche spä­
ter wird William Borm verhaftet, vier Tage 
lang verhört, dabei stets und wider Erwar­
ten korrekt bis zuvorkommend behandelt, 
und - weder erwartbar noch gar selbst­
verständlich - freigelassen. Der komman­
dierende Oberst stellt fest, daß er, Borm, 
zwar Wehrwirtschaftsführer gewesen sei, 
daß aber alle Befragten - auch sowjeti­
sche Kriegsgefangene, die in der Fabrik 
nach Bombenangriffen zu Aufräumungs­
arbeiten eingesetzt · gewesen waren -
übereinstimmend angegeben hätten, er 
habe sich immer human verhalten. Man 
könne ihm also nichts vorwerfen. "ln der 
Tat hatte ich das Kommando von zwölf 
sowjetischen Kriegsgefangenen bei den 
häufigen Bombenangriffen mit in den Luft­
schutzkeller genommen, ihnen die gleiche 
Verpflegung zukommen lassen wie der 
deutschen Belegschaft, und ihnen Ziga­
retten zugeteilt, alles wider die Bestim­
mungen. Die Auseinandersetzungen hatte 
ich mit dem Nazivertrauensmann an Ort 
und Stelle öffentlich ausgetragen", 
berichtet William Borm im Manuskript sei­
ner Memoiren. 
Den chaotischen Verhältnissen zum Trotz 
begann sehr bald nach Kriegsende der 
Wiederaufbau der Firma, in der zuletzt 
4000 Menschen beschäftigt gewesen 
waren. Nach dem Selbstmord seines 
Sozius in den letzten Weltkriegstagen 
übernimmt William Borm die alleinige Lei­
tung des überwiegend in den späteren 
Berliner Westsektoren angesiedelten 
Unternehmens. Der Neubeginn erfolgt mit 
200 Angestellten. Wenige Wochen nach 
der Kapitulation werden in der Sowjeti­
schen Besatzungszone (SBZ) demokra­
tisch-antifaschistische Parteien lizensiert, 
zunächst die KPD, dann SPD und CDU, 
schließlich die Liberaldemokratische Par­
tei Deutschlands (LPD). Beim Aufbau 
eines neuen Staatswesens wollte William 
Borm nicht ein zweites Mal abseits ste­
hen. Er hat die Absicht, der Christlich­
Demokratischen Union als sozialver­
pflichteter bürgerlicher Sammlungspartei 
beizutreten. Sein Nachbar in Dahlem, 
Ministerialbeamter und ein in der Wolle 
gefärbter badischer Liberaler, bittet ihn, 
einige Tage abzuwarten. Er wolle ein 
Gespräch mit Dr. Külz zustandebringen. 
Diese Unterredung fand am 7. Juli 1945 
statt, dem 50. Geburtstag von William 
Borm, zwei Tage nach der Veröffentli­
chung des Gründungsaufrufs der LPD. 
Wilhelm Külz, zeitweise Reichsinnenmini­
ster der Weimarer Republik, war National­
liberaler gewesen und später Mitglied der 
Deutschen Demokratischen Partei. Aus­
führlich legte er seinem Gesprächspartner 

die Absichten des LPD-Gründerkreises, 
dem er führend zugehörte, und seine per­
sönlichen Vorstellungen von der Entwick­
lung Deutschlands dar. An dessen künf­
tige Einheit glaubte Külz fest; sie zu 
sichern ist ihm vornehmstes Ziel. 
William Borm folgt der Familientradition 
und seiner eigenen Natur: er entschließt 
sich zum Eintritt in die LPD. Als Industrie­
beauftragter der Partei für die sowjetische 
Besatzungszone sofort in deren zentralen 
Vorstand berufen, soll er willkürliche Ver­
gesellschaftungen verhindern helfen - ein 
Unterfangen ohne Erfolg. Aber auch zu 
Spitzengesprächen der Parteien unterein­
ander und mit der sowjetischen Besat­
zungsmacht wird er als Factlmann für 
Wirtschaftsfragen hinzugezogen. Das 
ständige Gremium zur politischen Koordi­
nation wird der "Block der antifaschisti­
schen und demokratischen Parteien", 
dessen ständigem Ausschuß auch Ulb­
richt, Pieck und Gratewohl angehörten. 
Kurz darauf übernimmt William Borm, auf 
Vorschlag des damaligen Generaldirek­
tors der AEG, den Vorsitz im Verband der 
Berliner Elektroindustrie; wenig später 
auch die Leitung des Industrieausschus­
ses im neuen amerikanischen Sektor von 
Berlin und den stellvertretenden Vorsitz im 
Spitzengremium, dem Industrieausschuß 
West. Im LPD-Landesverband Berlin war 
er zunächst Schatzmeister geworden, 
1948 dann stellvertretender Landesvorsit­
zender. 

V. 
Die Spaltung Deutschlands trennte die 
ohnedies primär zonal organisierten Par­
te,ien und kulminierte in der Auseinander­
setzung um die Teilung Berlins und die 
Behauptung der Westsektoren der Stadt. 
Die Liberaldemokraten in der ehemaligen 
Reichsmetropole wurden aus dem 
Sowjetzonenverband der LPD ausge­
schlossen, weil sie dessen Weg der Kom­
promißsuche mit der Besatzungsmacht 
nicht mitgehen wollten. 
Im Juni 1948 beginnt die sowjetische 
Blockade des Westteils von Berlin. Durch 
seine Aufgabe im Industrieausschuß 
West, der die Wirtschaftsaktivitäten zur 
Versorgung der Bevölkerung und damit 
zur Sicherung der Lebensfähigkeit der 
Stadt mit den Alliierten koordiniert, ist Wil-
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liam Borm an führender Stelle an der Bre­
chung der Blockade beteiligt, die erst im 
Mai 1949 endgültig aufgehoben wird. ln 
dieser Zeit lernt er Willy Brandt kennen, 
den 35-jährigen Leiter des Berliner Sekre­
tariats des SPD-Parteivorstands. 
1949 wird zunächst die Bundesrepublik 
Deutschland, dann die Deutsche Demo­
kratische Republik gegründet. Die Teilung 
ist vollendet. Brücken gibt es nicht mehr. 
Schon zuvor hatte Külz persönlich William 
Borm davor gewarnt, die Transitstrecken 
durch die "Ostzone" zu benutzen; für 
seine Sicherheit könne keinerlei Gewähr 
übernommen werden. Zwischenzeitlich 
allerdings war die Warnung zurückge­
nommen worden, ohne daß damit, wie 
sich zeigen sollte, die Gefahr beseitigt 
gewesen wäre. 
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Am 23. September 1950 wird William 
Borm gemeinsam mit seiner Frau und 
dem Schatzmeister der Berliner FDP auf 
der Fahrt zu einer Tagung der FDP-Bun­
despartei am Zonengrenzübergang War­
tha von der Volkspolizei verhaftet. Nach 
zweijähriger Untersuchungseinzelhaft 
erfolgt die Verurteilung zur Höchststrafe 
von zehn Jahren Zuchthaus wegen 
"Kriegs- und Boykotthetze"; einer alliier­
ten Strafbestimmung, die es erlaubt, par­
teilose "Volksfeinde" mit aktiven Nazis 
gleichzustellen. ln Wahrheit geht es um 
die Bestrafung der führenden Beteiligung 
an der Brechung der Berlin-Biockade. 
Frau Lulu Borm kehrt 1952 in den Westen 
zurück. Ihr Mann kommt erst 1959, mit 
dreijähriger "Bewährungsfrist", nachdem 
eine frühzeitige Entlassung wegen 
"Unverbesserlichkeit" abgelehnt worden 

.ist. 

VI. 
Als William Borm nach neun Jahren in 
Zuchthäusern der DDR nach Berlin 
zurückkehrt, ist er menschlich und poli­
tisch ungebrochen. Die Grundlagen seiner 
Erziehung, humanistische Bildung und 
Freimaurertum haben ihm geholfen, die 
lange Haftzeit ungebeugt zu überstehen. 
Uno mehr noch, er hat nach seiner eige­
nen Aussage gelernt, das politische 
Ganze über das "eigene kleine Schicksal" 
zu stellen. Er ist nicht zum Feind der DDR 
und der Kommunisten geworden, son­
dern zum Befürworter einer Normalisie­
rung und Verständigung mit den Nach­
barn im Osten. Durch eine "richtige Pali-

. tik" will er anderen das ersparen, was ihm 
geschehen ist: "Mit den Russen läßt sich 
reden, wenn sie beim Gegner auf politi­
sche Klarheit und geistige Disziplin sto­
ßen", stellt er damals fest. Und: ",ch 
möchte keinen Tag der Haft missen, ich 
bin dort zum Menschen geworden, ich 
habe Denken gelernt." 
"Nicht Haß war das Ergebnis, sondern der 
entschiedene Wille, die Trennung im zwei­
geteilten Deutschland und überhaupt die 
Spaltung der Weit in zwei feindliche 

•' Blöcke zu überwinden", schrieb Hans­
Dietrich Genscher im Jahre 1980 mit Blick 
auf die DDR-Haft Borms. 
Im 65. Lebensjahr, zu einem Zeitpunkt, an 
dem andere ans Pensionsalter denken, 
tritt er wieder in die Berliner und nun auch 
in die Bundespolitik ein. 
1960 wird William Borm mit überwältigen­
der Mehrheit zum Vorsitzenden des FDP­
Landesverbandes Berlin gewählt, der -
intern bis dahin völlig zerstritten - zwei 
Jahre zuvor aus dem Abgeordnetenhaus 
ausgeschieden war. 1963 erreichen die 
Freien Demokraten mit ihrem Spitzenkan­
didaten Borm und einer mehr als verdop­
pelten Stimmenzahl in voller Fraktions­
stärke die Rückkehr ins Landesparlament 
Obwohl die SPD mit 61 ,9 Prozent eine 
große Mehrheit erhält, betreiben der SPD­
Landesvorsitzende und Regierende Bür­
germeister Willy Brandt, 1961 das erste 
Mal auch Kanzlerkandidat seiner Partei, 
und der FDP-Landesvorsitzende Borm 

12 

die Bildung einer sozial-liberalen Koali­
tion. Seide zielen über Berlin hinaus; sie 
wollen das neue Bündnis auf Bann über­
tragen, um eine neue und zeitgemäße 
Deutschland- und Ostpolitik beginnen zu 
können. Die FDP stellt drei Senatoren. Als 
Brandt die Frage stellt, welches Senats­
ressort William Borm übernehmen wolle, 
lehnt dieser ab. Er sehe seine Aufgabe im 
Parlament. 
1965, noch wird die Bundesrepublik von 
der bürgerlichen Koalition unter Erhard 
regiert, geht er als einziger Berliner FDP­
Abgeordneter in den Deutschen Bundes­
tag. Er wirkt dort im Auswärtigen Aus­
schuß und im Ausschuß für Gesamtdeut­
sche Fragen (später: Innerdeutsche 
Beziehungen) mit. Als ein Jahr darauf die 
Koalition von Union und FDP auseinan­
derfällt, ist ein sozial-liberales Zusam­
mengehen noch nicht durchsetzbar: 
weder bei der SPD noch bei den Freien 
Demokraten. 

VII. 
Die kleinste Parlamentsfraktion wird zur 
einzigen parlamentarischen Opposition, 
und es kommt Bewegung in die bis dahin 
eher nationalliberale FDP. Williarn Borm 
gehört zu den ersten, die sich in der Bun­
destagsfraktion· gegen die heftig umstrit­
tenen Notstandsgesetze aussprechen. 
Gemeinsam mit den Gewerkschaften 
arbeitet er in der außerparlamentarischen 
Bewegung gegen dieses Vorhaben. Nach 
dem Beginn der Studentenrebellion 
gehört er in Berlin zu den Gründungsmit­
gliedern des "Republikanischen Clubs", 
mit dem Ziel, den Protest der demokrati­
schen Linken parteiübergreifend frucht­
bar zu machen. Die Berliner FDP wird zur 
fortschrittlichsten Parlamentspartei der 
Stadt und zum "linken Flügelverband" der 
Bundes-FDP. Es entsteht der erste Ent­
wurf für einen "Generalvertrag" mit der 
DDR, nachdem William Borm schon 1963 
seine Vorstellungen in einem "Deutsch­
landplan" zusammengefaßt hatte. Günter 
Grass, 1965 noch Wahlhelfer des SPD­
Kanzlerkandidaten Brandt, engagiert sich 
im Abgeordnetenhauswahlkampf 1967 
mit zahlreichen Intellektuellen für Borm 
und die FDP. 
Innerparteilich streitet "der grandseigneu­
rale Senior der Banner Politik" (so 1971 
Ernst Goyke in seinem Buch "Die 100 von 
Bann") lebhaft für die Durchsatzung der 
neuen Ost- und Entspannungspolitik. Als 
wirtschaftlich und geistig unabhängiger 
Mann ist er seiner Partei meist voraus. Er 
sieht die Liberalen nicht als bürgerliche 
Mittelstandspartei, sondern als diejenige 
Kraft, die sich vorausschauend an dem 
auszurichten hat, "was nach vernünftiger 
Betrachtungsweise übermorgen nötig 
sein wird". 
Mit den Jungen versteht er sich am 
besten. Er unterstützt die Jungdemokra­
ten, die unter ihren Vorsitzenden Gerhart 
Baum und Wolfgang Luder eine linkslibe­
rale Programmatik entwickeln und die er 
seit seiner Rückkehr als Hoffnungsträger 
für die Freien Demokraten ansieht. 
1967 wird der "engagierte Liberale" 

("Frankfurter Allgemeine Zeitung") stell­
vertretender Vorsitzender der FDP-Frak­
tion im Bundestag, doch schon ein Jahr 
später wählt ihn die immer noch rechte 
Fraktionsmehrheit in einer Kampfabstim­
mung gegen Josef Ertl wieder ab. 
Im März 1969 wird der Sozialdemokrat 
Gustav Hainemann mit den Stimmen von 
SPD und FDP zum Bundespräsidenten 
gewählt. Ein neues Bündnis kündigt sich 
an. Die Bundestagswahl im September 
desselben Jahres ermöglicht die Bildung 
einer sozial-liberalen Koalition, zu der sich 
beide Parteien um der Verwirklichung der 
Ostpolitik willen verbinden. Als Altersprä­
sident, auch innerhalb der Legislaturpe­
riode eine moralische Instanz, eröffnet 
William Borm die erste Sitzung des neuge­
wählten Parlaments. Als er in seiner Eröff­
nungsansprache kritisiert, daß Milliarden 
für die militärische Verteidigung ausgege­
ben würden, aber keine Mittel für die Frie­
dens- und Konfliktforschung vorgesehen 
seien, gibt es Zurufe und Unruhe bei der 
Fraktion der CDU/CSU. 
Die neue Ostpolitik wird gegen erbitterten 
innenpolitischen Widerstand Schritt für 
Schritt verwirklicht. William Borm gehört 
der achtköpfigen Kommission des Bun­
destages an, die über die Vertragsver­
handlungen mit Moskau und Warschau 
ständig unterrichtet wird. Dort trifft er auf 
Richard von Weizsäcker, der die Ostver­
träge nachdrücklich unterstützt. Zwar 
gelingt es noch, das Vertragswerk durchs 
Parlament zu bekommen, doch gleichzei­
tig zerfällt die knappe Mehrheit der Koali­
tion durch Parteiwechsel einiger Abge­
ordneter. Der Bundestag wird vorzeitig 
aufgelöst. 

VIII . 
Obwohl der Landesausschuß der Berliner 
FDP, satzungsgemäß dafür allein zustän­
dig, William Borm, seit 1969 Ehrenvorsit­
zender seines Landesverbandes, mit dem 
Votum von nahezu 80 Prozent der Dele­
gierten für eine weitere, dritte Legistlatur­
periode in Bann nominiert, wählt die 
rechte Mehrheit der Abgeordnetenhaus­
fraktion um Walter Rasch und Hermann 
Oxfort den früheren Senator Hoppe in den 
Bundestag. Nur eine Fraktionsminderheit 
stimmt - trotz Intervention von Scheel, 
Genscher, Mischnick und Flach zugun­
sten Borms - für den offiziellen Kandida­
ten der FDP. Daraufhin stellt der FDP-Lan­
desverband für nahezu ein Jahr die 
Zusammenarbeit mit der Abgeordnetsn­
hausfraktion ein. 
William Borm entschließt sich dennoch, 
nunmehr ??jährig, seine Arbeit in Bann 
fortzusetzen, wo er auf eigene Kosten 
weiterhin ein Büro unterhält. Er übernimmt 
den Vorsitz des FDP-Bundesfachaus­
schusses für Außen-, Deutschland- und 
Europapolitik und bleibt Mitglied des Par­
teivorstands, dem er seit 1960 angehört. 
Er leitet die Kommission zur Erarbeitung 
eines Sicherheitspolitischen Konzepts der 
FDP und führt die Feder bei den Thesen 
liberaler Deutschlandpolitik. Bis 1972 
selbst Mitglied des Europäischen Paria.: 
ments, setzt er sich für die Festigung der 



Ost-West-Entspannung durch eine kon­
sequente westeuropäische Einigungspo­
litik ein und wirkt in den internationalen 
Zusammenschlüssen der liberalen Par­
teien mit. 
Seit 1976 verfolgt William Borm den Weg 
der FDP mit zunehmender Sorge. Unter 
dem Vorsitz Genschers verschwimmt das 
mühsam erkämpfte Profil als liberale 
Reformpartei, "koalitionspolitische Auf­
lockerung" in Richtung CDU wird erprobt, 
auch die entspannungspolitischen Priori­
täten werden undeutlicher. Allgemein 
wirkt sich aus, daß der mit den" Freiburger 
Thesen" von 1971 beschrittene Weg zu 
einer auch gesellschaftspolitisch fort­
schrittlichen Partei keineswegs unum­
kehrbar befestigt worden war. Erst 1978 
jedoch gelingt es, den Unmut der linksli­
beralen Basis zu institutionalisieren. Mit 
dem programmatischen Manifest "Auffor­
derung zum liberalen Fortschritt" vor dem 
Mainzer Bundesparteitag 1978 wird der 
Protest gebündelt und von William Borm 
in einer von der Parteitagsmehrheit stür­
misch bejubelten Rede formuliert: statt 
Zustandsverwaltung zu betreiben, müsse 
die FDP wieder aktiver Zukunftsgestalter 
sein. Der "älteste Jungdemokrat" ("Frank­
furter Rundschau") fordert: "Dieser Partei­
tag möge nur eines beschließen, daß 
seine Beschlüsse einzuhalten sind!" Noch 
scheint es eine gute Chance zu geben, die 
innerparteiliche und in der Konsequenz 
auch koalitionspolitische Rechtswendung 
der FDP zu verhindern. Als 83jähriger mel­
det sich William Borm in die Tagespolitik 
zurück, um für sein wichtigstes politisches 
Ziel einzustehen und für das Bündnis zu 
dessen Umsetzung: für Entspannungspo­
litik und sozial-liberale Koalition. 

IX. 
Im Frühjahr 1979 einigt sich die Unions­
mehrheit in der Bundesversammlung auf 
Karl Carstens als ihren Bewerber für die 
Bundespräsidentenschaft. Die Bundes­
vorstände von Jungsozialisten und Jung­
demokraten appellieren gemeinsam an 
SPD und FDP, William Bormals Kandida­
ten der Bonner Koalition zu benennen. 
Was niemand der Initiatoren erwartet 
hatte, geschieht: Hans-Dietrich Genscher 
geht auf die Anregung ein und fragt Wil­
liam Borm, der zu dieser Zeit nach einer 
schweren Operation im Krankenhaus 
liegt, ob er zu einer solchen Kandidatur 
bereit wäre. Dieser lehnt unter Hinweis auf 
sein Alter ab. 
Obwohl SPD und FDP die Bundestagwahl 
1980 noch einmal, und zwar überlegen, 
gewinnen, wird die Zusammenarbeit im 
Regierungsbündnis immer schwieriger. 
Der rechte Flügel der Freien Demokraten 
drängt auf eine wirtschaftspolitische 
"Wende". Auch in der auswärtigen Politik 
spitzt sich die Auseinandersetzung zu. 
Immer umstrittener, zunächst in der SPD, 
wird der NATO-Doppelbeschluß, der von 
William Borm von Anfang an als "entspan­
riungspolitisch verhängnisvoll" und 
"sicherheitspolitisch selbstschädigend" 
abgelehnt worden war. Obwohl die FDP 
dieser Entscheidung auf keinem Parteitag 

ihre Zustimmung gegeben hat, steht er mit 
seiner Haltung in den Führungsgremien 
anfangs nahezu allein. Als Vorsitzender 
des außen- und Sicherheitsplitischen 
Arbeitskreises beim Bundesparteitag 
1980 gelingt es ihm, den Primat aktiver 
Entspannungspolitik im Wahlprogramm 
festzuschreiben. Er plädiert für eine 
"selbstbewußtere und eigenständigere 
europäische Politik gegenüber beiden 
Supermächten" und fügt hinzu: "Selbst­
achtung und die Wahrnehmung eigener 
europäischer Interessen sind nicht iden­
tisch mit Antiamerikanismus." Und: 
"Einem an Gewicht gewinnenden West­
europa wächst weltpolitisch eine eigen­
ständige Rolle zu mit spezifischen Hand­
lungsmöglichkeiten zwischen den Super­
mächten als ausgleichender und friedens­
fördernder Faktor." Angesichts der inter-

nationalen Krisen müsse daran festgehal­
ten werden, daß Entspannung teilbar sei. 

· Westeuropa als Ganzes habe die Garan­
tenfunktion, das politisch Erreichte zu 
sichern und darüber hinaus zu einer 
"offensiven westlichen Friedensstrategie" 
beizutragen. 
Anfangs nur von den Jungdemokraten 
und seinem Bundesfachausschuß unter­
stützt, erzwingt er in heftigen innerparteili­
chen Auseinandersetzungen für den Köl­
ner FDP-Parteitag 1981 eine außenpoliti­
sche Grundsatzdebatte. ln seinem Rede­
beitrag warnt er: "Die Politik der Friedens­
sicherung war und ist die historische Mis­
sion und die tragende Säule der sozial­
liberalen Koalition. Sie darf nicht zur zen­
tralen Sollbruchstelle werden. Wir sind 
nicht die Vollstrecker der außenpoliti­
schen Philosophie der CDU/CSU gegen-

/ 
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über einer zum Juniorpartner degradier­
ten SPD." Überraschend spricht sich ein 
Drittel der Delegierten gegen den Doppel­
beschluß aus und befürwortet den von 
William Borm vorgelegten Leitantrag zur 
Außenpolitik. Ihn treibt die Sorge um, die 
Krise der Supermacht-Entspannung und 
neue Raketen in Europa könnten die Frie­
densarchitektur der Ostverträge und des 
KSZE-Systems zerstören. Für ihn gilt der 
absolute Primat politischer Friedenssi­
cherung, Soldaten und ihre Waffen seien 
ein (derzeit noch notwendiges) Absiche­
rungsnetz. Er m-ißtraut dem Willen der 
Union, die in den 70er Jahren begonnene 
Deutschland- und Ostpolitik im Falle einer 
Regierungsübernahme fortzusetzen, und 
kämpft vor allem deshalb gegen ein Bünd­
nis mit der CDU/CSU, das er als "Rake­
ten-Koalition" charakterisiert. 
William Borm wird zum grundsätzlichen 
Gegner von "Abschreckung" und Atom­
bewaffnung, die er zur längerfristigen Frie­
denssicherung als untauglich ansieht. ln 
Interviews und Ausätzen, auf Konferenzen 
und Seminaren wirbt er für seine Überzeu­
gungen. Am 10. Oktober 1981 ist er, miß-

. billigt von der Parteiführung, einer der 
Hauptredner der ersten großen Demon­
stration der neuen Friedensbewegung im 
Bonner Hofgarten, an der 300.000 Men­
schen teilnehmen. Die Beziehung zu 
Hans-Dietrich Genscher hingegen ist 
nachhaltig gestört. 

X. 
Die Aktivitäten der Linksliberalen reichen 
hin, das Ende der Koalition mit der SPD zu 
verzögern: nicht aber, um den festen Wil­
len der Fraktionsmehrheit zum Wechsel 
zu stoppen. Am 17. September 1982 
beendet Bundeskanzler Helmut Schmidt 
das dreizehnjährige Regierungsbündnis, 
nachdem der FDP-Vorsitzende Genscher 
auf die zuvor im Bundestag ausgespro­
chene Aufforderung, sich zur Fortsetzung 
der Zusammenarbeit zu erklären, nicht 
geantwortet hat. 
Die Koalition, für deren Zustandekommen 
William Borm viele Jahre gearbeitet hat 
und deren inhaltliche Aufgaben er als 
noch unvollendet ansieht, ist zerbrochen. 
Der programmatisch begründete Wider­
stand des linken FDP-Fiügels gegen ein 
Zusammengehen mit der Union vereinigt 
sich mit dem demokratisch-moralischen 
Protest gegen die Art und Weise der 
"Wende": Ohne Parteitagsvotum und 
ohne Neuwahlen. Beim FDP-Bundespar­
teitag in Berlin Anfang November 1982 
setzt sich Genschers Politik mit knapper 
Mehrheit durch. William Borm, von sei­
nem Landesverband erneut für den Bun­
desvorstand nominiert, lehnt eine Kandi­
datur unter dem wiedergewählten Vorsit­
zenden ab. Eine Woche später verläßt er 
nach harten inneren Auseinandersetzun­
gen die Partei, für die er 37 Jahre gearbei­
tet hat. ln seiner Austrittserklärung stellt er 
fest, die FDP sei "keine echte Partei 
mehr", sondern "abgesunken zur Interes­
senvertretung von Industrie und Teilen 
des Mittelstandes". Zwischen der berech­
nenden Kaltblütigkeit der Wende-Archi-
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tekten und dem demokratischen Stilemp­
finden Borms liegen Weiten: "Eine Partei, 
welche unzumutbare Machenschaften 
ihrer Führung nachträglich deckt und 
keine personellen Konsequenzen zieht, ist 
nicht meine Partei." 
Der ursprünglich durchaus realistisch 
gewesene Versuch, die Wende-Gegner in 
einer neuen, "authentisch liberalen" Partei 
zusammenzuführen, mißlingt. Nur eine 
Minderheit kommt zu den "Liberalen 
Demokraten", deren Gründung William 
Borm befürwortet, um ein völliges Ausein­
anderlaufen zu verhindern. Per Akklama­
tion wählen ihn die Mitglieder zum Ehren­
vorsitzenden der Partei. Nachdem es der 
FDP gelingt, im Frühjahr 1983 in den Bun­
destag zurückzukehren, und nachdem die 
LD bei den Landesparlamentswahlen 
desselben Jahres in Bremen und Hessen 
scheitern, wird deutlich, daß es für die 
neue Formation eine parlamentarische 
Zukunft nicht gibt. 
William Borm zieht sich aus der Tagespoli­
tik zurück. Im Sommer 1984 löst er sein 
Büro in der Bundeshauptstadt auf. Schon 
zuvor hat er mit der Arbeit an seinen 
Memoiren begonnen. Auch im selbstver­
ordneten "Ruhestand" bleibt er aktiv, vor 
allem für die Friedensbewegung. Als älte­
ster Teilnehmer ist er im September 1983 
bei der Blockade des schwäbischen 
Raketendepots Mutlangen dabei. Seine 
Meinung wird gesucht und gehört. 

XI. 
Die politischen Grundvorstellungen, für 
die William Borm in bemerkenswerter 
Kontinuität eintritt, stellen aus seiner Sicht 
eine gedankliche Einheit dar. Eine abrü­
stungsbereite, die Verständigung mit den 
östlichen Nachbarn anstrebende Ent­
spannungspolitik, eine konsequente, alle 
Gebiete erfasse.nde westeuropäische 
Einigungspolitik mit dem Ziel einer auch 
außen- und sicherheitspolitisch hand­
lungsfähigen Gemeinschaft, eine sozialer 
Gerechtigkeit verpflichtete, freiheitssi­
chernde und freiheitserweiternde Reform­
politik gehören für ihn untrennbar zusam­
men. Übergeordnet bleibt die Perspektive 
der "Europäisierung Europas", einer 
Überwindung der Blocksysteme in 
Europa durch eine Friedensordnung 
gemeinsamer Sicherheit, als deren archi­
tektonisches Fundament er das KSZE­
System begreift. Europa ist für ihn eine 
"kontinentale Schicksalsgemeinschaft 
wider den atomaren Selbstmord": die 
Bundesrepublik, so spitzt er zu, "keine 
Atomkolonie der USA". Entspannung, das 
ist für William Borm "ein friedenspoliti­
sches Zwangsgebot" und "der historische 
Realismus unserer Epoche". 
Nach wie vor sieht er Sozialdemokratie 
und moderne Liberale, Arbeitnehmer­
schaft und fortschrittliches Bürgertum, als 
das Bündnis derjenigen Kräfte an, die ver­
pflichtet sind, einem solchen Kurs den 
Weg zu bereiten. Aufgrund der Zersplitte­
rung der Liberalen setzt er auf die SPD: 
kehre sie in die Regierung zurück, hänge 
von ihr ab, welchen Weg die Bundesrepu­
blik Deutschland einschlage, dies~ könne 

maßgeblich die Politik der Westeuropäer 
mitbestimmen, ein konzertiert auftreten­
des Westeuropa wiederum könne auf die 
USA einwirken- und auf die Sowjetunion. 
Gemeinsam mit Willy Brandt hat William 
Borm vor wenigen Monaten auf der 
Abschlußkundgebung der Berliner SPD 
vor der Abgeordnetenhauswahl gespro­
chen. Er sagt seinen sozialdemokrati­
schen Freunden auch das, was ihm an der 
SPD mißfällt, aber auf seine prinzipielle 
Solidarität ist erprobter Verlaß. 

XII. 
Der liberale Politiker und der Mensch Wil­
liam Borm (und beide sind überhaupt nicht 
voneinander zu trennen) gewinnt und 
überzeugt durch Lernbereitschaft und 
Offenheit, durch Glaubwürdigkeit und 
Geradlinigkeit. 
Auch der, der in der Sache eine ganz 
andere Haltung einnimmt, muß in der 
Regel den Stil anerkennen, in dem William 
Borm seine Auffassung vertritt. Dieser 
stets untadelige Stil eines durch seine 
mannigfaltigen Erfahrungen geprägten 
Demokraten ist es, der den menschlichen 
Respekt und die subjektive politische 
Glaubwürdigkeit bewirken, die ihm zuflie­
ßen. "Borm sagt stets, was er denkt, und . 
er tut dies ohne jede Rücksicht und ohne 
jedes taktische Kalkül", hat die Zürcher 
"Weltwoche" einmal geschrieben. Mit Wil­
liam Borm in freundschaftlicher Verbun­
denheit zusammenarbeiten zu können, ist 
ein unschätzbarer persönlicher Gewinn. 

E in Kommentator hat William Borm 
schon vor einigen Jahren als "den 
letzten Gentleman der deutschen 

Politik" bezeichnet. Dies, hoffentlich, ist 
nicht so, dennoch: im politischen 
Geschäft sind Herren mitterweile Mangel­
ware. Guter Stil schließt Klarheit keines­
wegs aus. "Seine Arbeiten und Äußerun­
gen zeigen in Form und Inhalt freilich, daß 
Noblesse mit Schärfe verbunden werden 
kann", stellte der Bonner Journalist Rudolf 
Schwinn fest. 
Grundsatztreue statt Opportunitätsden­
ken, offene Auseinandersetzung statt 
Taktik, Überzeugungsfähigkeit statt Ellbo­
gengebrauch, geistige Freiheit und Flexi­
bilität statt Vorurteilsbeladenheit, Sachar­
beit statt Karrieredenken, der Wille zum 
Gemeinwohl statt partikularer Interessen­
wahrung, bewußt gewählte Worte und 
Sätze statt inhaltsarmer Stereotypen: dies 
sind seine politischen Waffen - und 
zugleich seine Schwächen. 
Im Urteil von Vilma Sturm, der katholi­
schen Publizistin: "Dieser Uralte, als Phi­
losoph und Feuerkopf, Asket und Liebha­
ber schneller Autos, als Ehrenvorsitzender 
der Partei und ihr schärfster Kritiker, hat 
sich eine Frische und Vorurteilslosigkeit 
des Denkens bewahrt, die ihresgleichen 
sucht." 
Sein bisheriger Lebensweg in neun Jahr­
zehnten war bewegt, zeitweise stürmisch, 
manchmal niederdrückend, oft entmuti­
gend. William Borm hat sich nicht beugen 
lassen, sondern immer wieder neu für ein 
"Dennoch!" entschieden. 

Michael Staack 



Wir werden vom Ich 
Herr Borm, " liberal", " Liberalismus" - es 
ist ja so, daß darunter recht Unterschiedli­
ches verstanden wird. Was ist denn Ihr 
Begriff von ., liberal"? Und das ist ja dann 
wohl auch zugleich die Frage nach Ihrer 
politischen Lebensmaxime. 
Borm: Ich habe gerade ein Buch vollen­
det, indem ich das Wort Liberalismus 
ziemlich autoritär ausgedeutet habe als 
die Erscheinungsform der Liberalität. 
Liberalität ist für mich etwas Übergreifen­
des, das hat mit allem zu tun, es erlaßt den 
Menschen mit seiner ganzen Lebensfüh­
rung und würde auch eine Gesellschaft, 
welche nach einer Liberalität lebt, verän­
dern. Diese Liberalität sehe ich eigentlich 
verkörpert in einer Maxime: daß die 
berechtigten Lebensinteressen des ande­
ren - sei es ein Volk, sei es ein Mensch -
dieselbe Bedeutung haben und dieselbe 
Beachtung verdienen wie die eigenen. 
Daraus sieht man, glaube ich, daß wenn 
es möglich wäre, eine Politik nach diesem 
Motto zu gestalten, die größten Reibungs­
flächen beseitigt wären. Das ist natürlich 
eine Utopie, aber ich bemühe mich, nach 
dieser Liberalität mein eigenes Leben ein­
zurichten und auch meine politischen Ein­
stellungen. 
Braucht der Liberalismus noch eine 
eigene Partei? Schließlich behaupten 
heute alle Parteien in der Bundesrepublik 
von sich, die liberale Idee zu vertreten? 
Borm: Ich bin der Meinung, daß diese 
Behauptung sogar richtig ist, aber man 
muß wohl. davon ausgehen, daß ohne ein 
liberales Öl jede Maschine heißläuft Das 
haben wir oft genug erlebt, und ich 
glaube, daß selbst autoritäre Staaten ein 
gewisses Maß an Liberalität, so wie ich sie 
auffasse, zeigen. Ich bitte nicht zu 
erschrecken, wenn ich sage: das sehe ich 
sogar in der Sowjetunion. Sehen Sie, das 
Problem Sacharow wäre bei Herrn Stalin 
kein Problem gewesen. Aber gewisse 
Erscheinungsformen auch dort lassen es 
nicht mehr zu, daß eine solche Vergewalti­
gung des Geistes, wie sie unter Stalin 
durchgeführt wurde, die läßt man auch in 
der Sowjetunion nicht mehr zu. Aber nun 
zu ihrer Frage: ich glaube schon, daß es 
notwendig ist, daß - um überhaupt mitre­
den zu können - eine Organisation vor­
handen sein muß, die - da wir ein parla­
mentarisches System haben - auch im 
Parlament vertreten sein muß. Es fragt 
sich nur, in welcher Richtung ... 
Oft ist zu hören, es sei geradezu von histo­
rischer Bedeutung, daß sich nach dem 
Krieg die Liberalen alle in einer Partei fan­
den, die National-Liberalen ebenso wie 
die Links-Liberalen, sie bildeten zusam­
men erst die LDP, dann die FDP. Nach der 
Banner Wende 1982 haben Sie zusam­
men mit anderen diese eine liberale Partei 
verlassen und sich an hervorragender 
Ste!le daran beteiligt, eine alternative libe­
rale Kraft mit aufzubauen, die Liberalen 
Demokraten. Wie stehen Sie heute dazu? 
Borm: Es ist ein altes Leiden der Libera-

zum Wir 
finden 

•• mussen 
Ein Gespräch mit 

William Borm 
William Borm, der streitbare Libe­
rale, wurde 90 Jahre alt. Als er 1945 
mit dem Wiederaufbau seiner zer­
störten Firma in Berlin begann, 
hatte er die 50 weiter beschritten. 
Von 1950 bis 1959 war er wegen 
angeblicher Kriegs- und Boykott­
hetze in DDR-Zuchthäusern inhaf­
tiert. 1960 wurde er FDP-Landes­
vorsitzender in Berlin. Er war Land­
tags- und Bundestagsabgeordne­
ter, gehörte dem Bundesvorstand 
der MPD an und leitete zeitweilig 
den außenpolitischen Ausschuß 
der Partei. Trotz der vielen Ämter 
schaffte es Borm, sich nicht auf das 
übliche Politikermaß zurückstut­
zen zu lassen. Er blieb ein unbeque­
mer Querdenker, und als der Par­
teivorsitzende Genscher die 
Wende zur Union vollzog, verließ er 
die FDP und half ·bei der Gründung 
der Liberalen Demokraten. Der 
jetzt 90jährige hat weder seine gei­
stige Spannkraft noch seine Streit­
lust eingebüßt. Mit William Borm 
sprach Volker Hummel für den Hes­
sischen Rundfunk. Das Gespräch, 
das wir hier dokumentieren, wurde 
am 4. Juli gesendet. 

len, daß sie eigentlich von ihrer Grundein­
stellung her immer aus zwei Richtungen 
bestehen: einmal die, die ich andeutete, 
die ich vertrete, diese Liberalität als Gan­
zes, und zweitens die Vertretung einer 
gewissen Schicht (ich vermeide das Wort 
Klasse), also etwa nach ihrem Entstehen 
in Manchester, die Schicht der Ökonomie, 
und das ist die Linie, die sich durch die 
Geschichte der Liberalen ständig durch­
zieht. Gewonnen haben bisher immer 
jene, die sich irgendeinem Bindestrich­
Wirtschafts-Liberalismus, Sozial-Libera­
lismus oder was es immer sei - verschrie­
ben haben. Das kommt einfach deswe­
gen, weil die Leute, die eine Liberalität ver­
treten, überall ihre Klientel haben, sie 
wohnen Seite an Seite, bloß: sie kennen 
sich nicht. ln dem Moment aber, wo man 
eine gewisse Schicht vertritt, wie jetzt die 
Wirtschafts-Liberalen in der heutigen 

FDP, da hat man eine Organisations­
grundlage, auf die man sich stützen kann. 
Man hat eine Klientel von vornherein. Ich 
bin allerdings der Meinung, daß dies das 
Wesen der Liberalität völlig denaturiert. 
Liberalität ist etwas, was dem Ganzen 
nutzen will; indem ich nur einen Teil her­
ausnehme, verletze ich das. 
Was müßte denn passieren, damit alle 
Liberalen wieder in einer Partei mitma­
chen könnten? 
Borm: Das wäre im wesentlichen eine 
Frage der Persönlichkeiten. Es müßten 
Persönlichkeiten mit einem weiten Spek­
trum an Verantwortlichkeit, moralischer 
Verantwortlichkeit sein. Dann wäre es 
möglich. So wie die Sachen sich jetzt 
zugespitzt haben, sehe ich wohl die Not­
wendigkeit ein, das Wünschenswerte ein, 
ich sehe aber keine Möglichkeit zur Ver­
wirklichung. 
Hans-Dietrich Genscher ist noch Außen­
minister, er ist nicht mehr der FDP-Vorsit­
zende. Sie waren ja über viele Jahre Vor­
sitzender des MPD-Bundesfachaus­
schusses für Außenpolitik - haben Sie 
sich eigentlich oft darüber geärgert, daß 
sich Genscher nur selten dafür interessiert 
hat, was seine Parteiaufgrund von Partei- . 
tagsbesch/üssen außenpolitisch wollte 
und lieber auf seine Berater aus dem Aus­
wärtigen Amt härte? Oder sehe ich das 
falsch? 
Borm: Sie sehen gar nichts falsch. Es ist 
zum Beispiel bezeichnend, daß der 
Außenminister nicht ein einziges Mal 
anwesend gewesen ist bei der Sitzung. 
Ich habe mich nicht nur darüber geärgert, 
sondern ich habe meine Auseinanderset­
zungen mit Genscher darüber gehabt, 
und ich nehme für mich in Anspruch, daß 
ich ihm gesagt habe: "Du wirst damit 
Schiffbruch erleiden, so geht es nicht. 
Wenn Du glaubst, die Partei für Dich 
benutzen zu können, nur in Deinem Sinne, 
so wirst Du Schiffbruch erleiden." Was ich 
vorhin schon andeutete: ich sehe die 
Unzulänglichkeit derer, die heute im 
Namen des Liberalismus sprechen. 
Herr Borm, 1950 wurden sie von der. 
Zonen-Polizei verhaftet, und 1952 wurden 
Sie zur Höchststrafe von 10 Jahren 
Gefängnis verurteilt wegen, wie das 
damal hieß, "Kriegs- und Boykotthetze". 
Es folgten 9 Jahre Haft in der DDR bis 
1959. Als Sie entlassen wurden, waren Sie 
schon, wenn man so will, im Pensionsal­
ter. Wäre es da nicht naheliegend gewe­
sen, daß Sie anschließend aufgrund Ihrer 
persönlichen Erfahrung zum Kalten Krie­
ger geworden wären? Sie wurden es 
nicht. 
Borm: Hätte man mich bereits nach 3 
Jahren entlassen, so wäre ich als Kalter 
Krieger zurückgekommen. Es ist ein lan­
ger Weg bis zu der Erkenntnis, daß eben 
der andere genommen werden muß, wie 
er ist. Nach dieser Erkenntnis sagte ich: 
wenn man patriotisch handeln will, muß 
man sich überlegen, ob es nicht zu der all-
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gemein üblichen Haltung - "da drüben, 
das sind alles Halunken, sie sind die Statt­
halter der Sowjets, die taugen überhaupt 
nichts!" - da muß man sehen, ob es dazu 
eine Alternative gibt. Und diese Alterna­
tive ist die, daß man mit den alten Über­
zeugungen eines Nationalstaates heute 
nicht weiterkommt. Ich lege die Präambel 
des Grundgesetzes so aus, daß uns vier 
verschiedene Auflagen gemacht worden 
sind vom Grungesetz: einmal die natio­
nale Einheit, zweitens die staatliche Ein­
heit, drittens die Einheit Europas und vier­
tens der Dienst am Frieden. Dort unter­
scheidet man sehr genau zwischen natio­
naler Einheit und staatlicher Einheit. Es hat 
sicherlich auch in dem Flickenteppich von 
der Vor-Bismarck-Zeit nationale Empfin­
dungen gegeben, die waren ja nicht staat­
lich eins - es gab Sachsen, es gab Preu­
ßen, es gab alle möglichen - sie fühlten 
sich zunehmend als Deutsche, weil in der 
Schule und auch sonst, die Erziehung dar­
auf hinwirkte, daß man in erster Linie den 
Oberbegriff, die Überwölbung des Deut­
schen hatte. Ich glaube, daß wir in der 
heutigen Zeit der Trennung am besten 
patriotisch arbeiten, wenn wir die natio­
nale Einheit als solche aufrechtzuerhalten 
suchen. Die staatliche Einheit schafft 
nämlich die nationale nicht, sie ist lediglich 

ein Akt des Überbaus, eine Vollendung, 
möchte ich einmal sagen. Und das ist 
etwas, was damals und auch heute noch 
von den Regierungen vernachlässigt 
wurde. Man dachte, Einheit sei nur mög­
lich in ~orm einer Organisation, das ist es 
überhaupt nicht. 
Aber ich komme noch einmal zurück auf 
den ersten Teil: wie kommt es? Wie 
gesagt, hätte man mich nach drei Jahren 
entlassen, so wäre ich ein Sprecher in 
dem Streit gewesen, was das alles für 
böse Menschen da drüben sind. Dann 
überlegte ich mir, ob man damit über­
haupt weiterkommt. Das befriedigt sehr, 
daß man sich selbst für richtig hält, für gut 
hält, aber die anderen nicht. Vom fünften 
Jahr meiner Haft ungefähr war ich inner­
lich völlig frei, es konnte mich und es kann 
mich auch heute nichts berühren, und ich 
war davon überzeugt, daß der Weg etwa 
der Hallstein-Doktrin ... 
.. . also die Doktrin: Wer die DDR aner­
kennt, mit dem muß die Bundesrepublik 
automatisch brechen ... 
Borm: ... und zwar staatlich. Das war die 
Konsequenz eines absolut anti-nationalen 
Denkens, eines egoistischen Denkens. 
Und wer unter den heutigen Vernich­
tungsmöglichkeiten auswärtige Politik -
ich nenne unser Verhältnis zur DDR eine 

\ 

auswärtige Politik - wer eine auswärtige 
Politik betreiben will und nur in Egoismen 
denkt, der legt die Hand an den Drücker 
der Massenvernichtungsmittel und i~t 
dafür verantwortlich. Und aufgrund mei­
ner liberalen Überzeugung kam ich dann 
dazu festzustellen, daß der Weg, der 
beschlossen wurde, der beschritten wor­
den war, nicht zusammenführte, sondern 
die Trennung immer mehr vertiefen 
müßte. 
Beim Stöbern im Zeitungsarchiv zur Vor­
bereitung dieses Gesprächs fiel mir ein 
Interview von 1964 in die Hände, ein Inter­
view für DIE ZEIT, mit Werner Höfer, das 
trägt als Oberschrift das Zitat von Ihnen 
"Mit den Russen läßt sich reden". Ich ver­
mute, daß Sie auch heute noch dazu ste­
hen - wurde mit dem Osten zu wenig, zu 
schlecht verhandelt? 
Borm: Nein, der Schlüssel zur Wiederver­
einigung liegt in Bonn. Die Gegenseite -
ich meine das jetzt rein materialistisch -
kann es sich nicht leisten, in diesem irrsin­
nigen Rüstungswahnsinn weiterzugehen. 
Die Sowjetunion ist mit allem saturiert, 
was sie hat, und wenn dort vorausgesetzt 
werden kann, daß die Ratio herrscht und 
nicht die lrratio eines Missionars und Eife­
rers, wenn man das voraussetzen kann, 
so hat die Sowjetunion das größte Inter-

"Mit den Russen läßt sich reden." Trotz DDR-Haft war William Borm nie ein Kalter Krieger,sondern Vorkämpfer für Verständigung und fried­
liche Koexistenz 
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esse am Frieden, mindestens so lange, bis 
sie ihre vielen Ressourcen, die sie hat, so 
weit ausgebaut hat, daß sie sagen kann, 
sie sei ebenso an der Spitze der industriel­
len Entwicklung, der technischen Ent­
wicklung getreten wie andere Länder. Sie 
braucht, wenn sie das, was sie hat, 
erschließen will, die Hilfe von außerhalb. 
Und diese Hilfe kann natürlicherweise nur 
von den Nachbarn, in erster Linie von den 
Deutschen kommen. Es ist viel zu wenig 
bekannt, welche technische Hilfe die DDR 
für die Sowjetunion darstellt. Und kein 
Mensch gibt sich Rechenschaft darüber, 
daß wir in der Bundesrepublik, wenn wir 
wollten, wie wir es politisch schon immer 
waren, die natürlichen Partner der Sowjet­
union wären. 
Meinen Sie, das würde uns erlaubt? 
Borm: Das ist eine ganz große Frage. Es 
kann uns niemand hindern, es fragt sich 

1ur, ob wir nicht bereits so weit in ein Satel­
litendenken versunken sind, daß wir gar 
nicht auf die Idee kommen, einmal auch 
unsere eigenen Interessen, die parallel 
laufen mit dem Frieden auf der Weit, ins 
Spiel bringen. Ich habe manches auszu­
setzen gehabt an Herrn De Gaulle, aber 
eines hat er gewußt: Er war ein Franzose. 
Man kann auch an Herrn Mitterand etwas 
aussetzen, aber der Mitterand ist derbes­
sere Europäer als sie bei uns sitzen mit 
ihren Schwafeleien. 
Sie waren und sind ein Pendler zwischen 
Berlin und Bonn, aber Sie sind, wenn­
gleich in Harnburg geboren, Berliner, aus­
gezeichnet von der Stadt mit dem Titel 
"Stadtältester". Mit dem Status der geteil­
ten Stadt konnten und wollten Sie sich nie 
zufriedengeben Aber wäre es nicht 
gefährlich, am Vier-Mächte-Status etwas 
ändern zu wollen? 
Borm: Gewiß, daß wir uns überhaupt 
nicht leisten, am Vier-Mächte-Status 
etwas zu ändern. Dazu bedarf es noch 
sehr sehr vieler Vorbereitungen. Diese 
Vorbereitungen müssen das Ziel haben, 
daß die DDR nicht jetzt alles daran setzt, 
um den Stachel im Fleisch der DDR zu 
beseitigen, nämlich West-Berlin. West­
Berlin ist für uns die Achillesferse und für 
die DDR ein Stachel im eigenen Fleisch. 
Der Lauf der Jahre bringt es mit sich, daß 
sich in den Archiven schon viele Borrn­
Würdigungen finden, zum 70., 75., 80., 85. 
Geburtstag. Sie werden da oft als typi­
scher Hanseat und aufrechter Patriot 
beschrieben. Sie haben das eben schon 
angesprochen, aber ich will nochmal 

· nachfragen: was bedeutet Ihnen, was 
bedeutet Ihnen heute das Nationale? 
Borm: National - ich darf mal eine Frage 
beantworten, die sie nicht gestellt haben. 
Ich habe mein Abitur 1914 gemacht, ich 
bin, kriegsfreiwillig natürlich, in den Ersten 
Weltkrieg hineingegangen, gemäß meiner 
Erziehung -obwohl ich aus der Großindu­
strie stamme und mein Horizont schon als 
Junge sehr weit gewesen ist - bin ich hin­
eingegangen als überzeugter Nationalist. 
Nach 1918 fiel mir eine Weit ein. Aber ich 
hatte gelernt nachzudenken. Ich hatte das 
Glück, daß in dem Hause meiner Familie, 
wo ich erzogen worden bin - mein Vater 
war in Indien - Leute verkehrten wie 
Rathenau, wie Stresemann, und da lag es 

nahe, daß, als ich Stresemann 1923 in 
Berlin traf, ich in seine Partei eintrat, ohne 
irgendwie auch nur das geringste zu tun, 
ich war ein Parteimitglied, das zahlte oder 
auch nicht zahlte, je nachdem. Und erst 
Hitler zwang mich dazu, Stellung zu neh­
men. Ich habe eine eigene Firma gegrün­
det, die bis zu 4000 Mitarbeitern hatte. Ich 
bin nicht in der NSDAP gewesen und bin 
trotzdem Wirtschaftsführer geworden, 
einer von den, glaube ich, 20, die es in 
Deutschland gegeben hat - ein Zeichen, 
daß ich damals schon wußte, was los war, 
durch reinen Zufall bin ich nicht in die . 
NSDAP gegangen. Ich flatte Freunde in 
Potsdam, die wohnten dort, wo Hinden­
burg und Hitler durchfuhren. Da habe ich 
gesehen, wie die Menschen auf die Straße 
drängten, um den beiden zuzujubeln. Die 
Polizei konnte sie nicht halten, es wurde 
SS und SA geholt. Die prügelten auf die 
Leute ein. Da sagte ich mir im März 1933: 
wenn die auf die eigenen Leute prügeln, 
da mußt du dir mal überlegen, was das für 
Leute sind. Ich habe überlegt und bin nicht 
eingetreten. 
Herr Borm, Sie sind der älteste der zorni­
gen alten Männer, die in den letzten 
Monaten eindrucksvoll bewiesen haben, 
daß die Friedensbewegung nicht nur 
Sache der Jungen ist. So zum Beispiel 
durch Ihren persönlichen Protest zu Mut­
langen. Die Kritiker der Bewegung verwei­
sen darauf, daß das sogenannte Gleich­
gewicht des Schreckens bis heute den 
Krieg verhindert hat. Was muß Ihrer Mei­
nung nach geschehen, um den Frieden zu 
bewahren? 
Borm: Den Frieden heute militärisch 
sichern zu wollen, ist irrational. Das ist 
unmöglich, denn Militär, so wie es heute 
mit Waffen ausgestattet ist, kann nur noch 
vernichten. Es kann nichts sichern. Wir 
leben mit unseren Nachbarn in einer 
Schicksalsgemeinschaft. Und einer sol­
chen Schicksalsgemeinschaft werden wir 
nicht gerecht, wenn jeder in seinem Zim­
merehen glaubt, soundsoviele Keulen und 
Morgensterne aufstapeln zu müssen, 
damit er den anderen totschlagen kann. 
Man muß aufeinander Rücksicht nehmen. 
Wir leben in einer Gefahrengemeinschaft. 
Friede ist heute nur zu sichern politisch -
nur zu sichern politisch - ich wiederhole 
das ganz bewußt. Als ich geboren wurde, 
gab es 1,3 Milliarden Menschen. Heute 
sind es 5 Milliarden. Im Jahre 2050 werden 
es möglicherweise 12 Milliarden sein. 
Wenn man beengt wohnt, lebt man 
anders. Der Bauer lebt auf seinem Hof und 
sagte "Nee" und dann ists aus, nichts 
kann passieren. Wenn ich aber hier in die­
sem Hochhaus am Rhein wohne, dann 
muß ich mal auf meine Nachbarn Rück­
sicht nehmen. Ich muß sogar schon, wenn 
ich in meinem kleinen Reihenhäuschen in 
Berlin lebe, auf meine Nachbarn Rück­
sicht nehmen. Mit anderen Worten: ich 
kann nicht nur ans eigene Ich denken. Der 
Kapitalismus hat die größte Effizienz, alles 
zugegeben, weil pie Früchte der Arbeit 
unmittelbar in die eigene Tasche fließen. 
Der Kapitalismus ist unzweifelhaft eine 
Philosophie des Ich, mit sämtlichen Vor­
teilen, die er hat. Das Wir aber wird not­
wendig. Und dann muß ich hinzufügen: 

wie es sich heute anbietet, in der Form des 
Kommunismus, will ich es auch nicht 
haben. Wir werden trotzdem vom Ich zum 
Wir finden müssen. 
Sie haben oft gedrängt - ich erinnere nur 
an Ihren Auftritt von 1978 mit dem Titel 
"Aufforderung zum liberalen Fortschritt". 
Wie stehen Sie zur Politik, wie sie heute in 
Bonn gemacht wird? 
Borm: Wir haben nur eine einzige Kraft, 
welche heute die Dinge wenden kann, das 
ist die Sozialdemokratie, und ich bemerke 
mit großer Freude, daß diese Partei dabei 
ist, sich zu mausern. Und diese Sozialde­
mokratie hätte, hat einen natürlichen Ver­
bündeten in den wahren Liberalen, nur 
sind wir machtlos als Liberale Demokra­
ten. Aber die Ideale, den Frieden 
sichernde, den sozialen Fortschritt 
sichernde und auch den liberalen Fort­
schritt sichernde Kraft wäre eine Koalition 
aus einer regenerierten SPD und einer im 
Bundestag befindlichen LD. 
Herr Borm, beim Blick zurück: Wer war 
denn in Ihren Augen der größte Liberale 
der Nachkriegszeit? Sie hatten ja mit allen 
sehr engen Kontakt - wer hat Ihrer Mei­
nung nach der liberalen Sachen am 
besten gedient? 
Borm: Themas Dehler. Weil der den Mut 
hatte zur Wahrheit, weil er den Mut hatte, 
auch zu sagen: Ich habe mich geirrt. 
Ihr Kontakt zur jungen Generation hat 
Ihnen schon vor Jahren den Ehrentitel ein­
gebracht "ältester Jungdemokrat". Sie 
waren auch ein engagierter Gesprächs- · 
partner der Studentenbewegung anno 
1968169. Was fällt Ihnen denn zur heuti­
gen Jugend ein? 
Borm: Ich bemitleide die heutige Jugend 
zutiefst. Die heutige Jugend hat keinerlei 
Vorbilder. Sie lebt in den Tag hinein, sie 
berauscht sich, und wenn ich bei der 
Jugend anerkannt werde, daß die Jugend, 
ich möchte nicht sagen an meinen Lippen 
hängt, aber daß sie auf mich hört, dann 
aus einem ganz einfachen banalen Grund, 
weil sie weiß oder glaubt zu wissen, daß 
bei mir Worte und Taten im Einklang ste­
hen. Und genau das vermisse ich im Bun­
destag, vermisse ich im gesamten Leben. 
Es erscheint mir als eine der größten 
Gefahren auf dem gesamten Globus, daß 
die Menschen, die heute durch Tricks zu 
irgendetwas kommen, die anderen ausla­
chen und derjenige, der sich bemüht, die 
liberale Forderung des anständigen 
Lebens zu erfüllen, durch sein Leben nicht 
das Lügen zu strafen, was er sagt, daß 
diese Leute noch obendrein verlacht wer­
den. 
Was ist denn Ihr größter politischer 
Wunsch so unmittelbar vor Ihrem 90. 
Geburtstag? 
Borm: Ich möchte, daß das, was Plato in 
Athen wollte, daß die Besten jeweils an 
den verantwortlichen Stellen sitzen. Das 
ist ein frommer Wunsch, das ist nicht zu 
machen. Mein Wunsch wäre, daß diejeni­
gen, die ein Amt übernehmen - und das 
kann ich von ihnen verlangen - wissen, 
daß sie eine Verantwortung tragen. Mein 
Wunsch ist der, ·daß jeder, der ein Amt im 
Staat übernimmt, diesem Amt gewachsen 
ist, mindestens sich bemüht, ihm gewach­
sen zu sein. 
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Mannschaft 
60 Namen umfaßt eine von Bun­
desjustizminister Engelhardt 
(FDP) vorgelegte Vorschlagsliste 
für die Neuwahl von 6 Bundes­
richtern. Es sind die Namen von 
60 Männern. 

FSCWindrad 
Die Kicker des "FSC Dynamo 
Windrad Kassel" dürfen wegen 
ihres Namens nicht Mitglied im 
Hessischen Fußballverband 
werden. Das Frankfurter Ober­
landgericht hielt das für rech­
tens, denn "Dynamo" sei "als 
Manifestation einer politischen 
Ausrichtung nach Vorbildern des 
Ostblocks aufzufassen." Fußball 
darf aber nicht politisch werden. 
Die Vorinstanz hatte noch 
zugunsten des Vereins entschie­
den, denn ein Dynamo sei "ein 
technisches Gerät zur Energie­
verwandlung". 

8. Mai (1) 
Bundespräsident Weizsäcker 
hielt eine Rede, wie sie aus 
einem solchen Anlaß üblich sein 
sollte. Daß es sie inzwischen als 
Schallplatte gibt und sie tau­
sendfach nachbestellt wurde, ist 
trauriger Beleg dafür, daß heute 
andere Reden üblich sind. 

8. Mai (2) 
Der frühere baden-württem­
bergische Ministerpräsident Fil­
binger, der zurücktrat, nachdem 
ihn seine Vergangenheit einge­
holt hatte, nahm am Festakt zum 
8. Mai teil. Zwei MdBs verließen 
daraufhin die Veranstaltung. 
Daß er teilnahm, war seine 
Sache. Daß er eingeladen wurde 
- war das Gedankenlosigkeit 
oder Geschichtslosigkeit? 

Heuchler 
Der Unterschied zwischen 
Reden und Handeln betrug nicht 
weniger als 90 Stundenkilome­
ter: im Hessischen Landtag 
hatte sich Umweltminister 
Clauss (SPD) für Tempo 100 auf 
der Autobahn eingesetzt, kurz 
darauf wurde er mit Tempo 190 
ertappt, als er von einem Termin 
zum anderen raste. FDP-MdL 
Otto, der die Verfolgung aufge­
nommen hatte, nannte den Mini­
ster einen "Heuchler" und for­
derte ihn auf - nein, nicht lang­
samer zu fahren, sondern- den 
Tempo-1 00-Appell zurückzu­
nehmen. 

Vernichten 
Die Polizei muß personenbezo­
gene Daten (Fingerabdrücke, 
Lichtbilder) aus Karteien zur vor-
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beugenden Fahndung vernich­
ten, weil es dafür keine gesetzli­
. ehe Grundlage gibt. So ent­
schied es das Frankfurter Ver­
waltungsgericht unter Berufung 
auf das "Volkszählungsurteil" 
des Bundesverfassungsgerichts 
("informationelle Selbstbestim­
mung"). 

Lüneburg verstößt die Todes­
strafe nicht gegen die Men­
schenwürde. Mit dieser Begrün­
dung wies das Gericht die Beru­
fung eines 30jährigen Türken, 
dem zuhause wegen Heroin­
schmuggels die Todesstrafe 
droht, gegen seine beabsich­
tigte Abschiebung zurück. 

Von Tag zu Tag 
Anmerkungen zum 

Fortschritt und 
Rückschritt unserer 

Republik 

"Berufsausbildungs­
verbot" 
ln Bayern soll künftig die Lehrer­
ausbildung nur noch im Beam­
tenverhältnis abgeleistet werden 

. können. Nach einer entspre­
chenden Landtagsentscheidung 
(gegen die Stimmen der SPD) 
wird die Praxis des Extremisten 
erlasses in Bayern weiter ver­
schärft. Ein SPD-MdL: Auf das 
"Berufsverbot" folgt jetzt das 
"Berufsausbildungsverbot". Die 
GEW bezeichnete die Gesetzes­
änderung als verfassungs wid­
rig; die Gesinnungsschnüffelei 
beginne nun schon vor der 2. 
Lehrerausbildungsphase. 

Kabinettsdisziplin 
Der Bundesinnenminister (z.Zt. 
F. Zimmermann) wirft dem Bun­
deskanzler Führungsschwäche 
vor. Der Bundeskanzler (z.Zt. H. 
Kohl) bezeichnet die öffentliche 
Klage seines Ministers über sein 
angebliches Zaudern in Streit­
fragen als "erstaunlich". 

Strauß 
Undementiert blieb, daß der 
bayerische Ministerpräsident 
und CSU-Vorsitzend F. J. Strauß 
in einer CSU-Sitzung sagte, den 
ganzen Flick-Ausschuß müsse 
man in einer Grube versenken 
und "zuscheißen". Unverdäch­
tige Quelle: FAZ. 

Türke (1) 
Nach Auffassung des 11. Senats 
des Oberverwaltungsgerichts 

Türke (2)) 

Erst durch eine Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts 
wurde jetzt verhindert, daß ein 
Türke aus der Bundesrepublik 
abgeschoben wird, weil er zwei­
mal wegen Alkohol am Steuer zu 
einer Geldstrafe verurteilt wor­
den war. Der jetzt 38-jährige tür­
kische Staatsbürger lebt mit 
fester Anstellung legal seit 1972 
in der Bundesrepublik. 

Reaktion 
Disziplinarisch ging Postminister 
Schwarz-Schilling gegen einen 
Fernmeldehandwerker vor, der 
in einer persönlich adressierten 
Zuschrift an den Minister seine 
Sorge um den Arbeitsplatz aus­
drückte und dabei aus seinem 
Herzen keine Mördergrube 
machte. Der junge Mann hielt es 
für eine "ausgemachte Sauerei", 
daß "qualifiziert ausgebildete 
Fernmeldehandwerker dem 
Arbeitsamt zur Verfügung 
gestellt" würden. Im Wiederho­
lungsfalle - so der Minister -
müsse der Briefschreiber mit 
arbeitsrechtlichen Maßnahmen 
rechnen. 

Satire 
Die umstrittene Satire über US­
Präsident Reagan und Kanzler · 
Kohl wird voraussichtlich für die 
Verantwortlichen der Sendung 
"Mai-Revue" keine Folgen 
haben. Viele Menschen draußen 
im Lande sollen empört reagiert 
haben, wie viele begeistert 

waren, ließ sich nicht feststellen. 
Und BILD protestierte gekonnt 
gegen die "unautorisie.rte 
Satire". 

Freiheit 
Wenn auf einem doppelseitigen 
Farbfoto junge Leute an einem 
exotischen Strand Südfrüchte 
naschen, dann ist das "Das Wirt­
schaftswunder". Und das Bild 
von einem mit Spezialitäten 
überladenen Buffet steht für das 
"Symbol der Freiheit". Derlei 
Fehlleistungen finden sich in 
einem teuren Machwerk des 
Bundespresseamtes "40 Jahre 
in Bildern", 148 Seiten stark. 
472.000 DM aus Steuermitteln 
hat das Bundespresseamt dafür 
an den Burda-verlag gezahlt. 

Volker Hummel 

Stocherer 
"Wir stochern nicht im Privatle­
ben eines übergelaufenen Agen­
ten herum", sagte WDR-Mode­
rator Gerd Auge zur Einleitung 
einer Brennpunkt-Sendung zum 
heißen Thema Spionage. War's 
Einsicht, war's Entschuldigung? 
Denn in den Wochen davor hat­
ten seine WDR-Kollegen so flei­
ßig im Privatleben gestochert, 
daß alle politischen Denunzian­
ten ihre helle Freude haben muß­
ten. Der kleinen Leute großer 
Traum: einmal dem Fernsehen 
erzählen zu dürfen, wie der böse 
Nachbar säuft und hurt und nicht 
das Unkraut jätet. 

AIDS 
Wenn ein neues Thema populär 
wird, dann schlägt stets auch die 
Stunde der schrecklichen Ver­
einfacher und der Scharlatane. 
Da fordert der gesundheitspoliti­
sche Sprecher der CDU/CSU, 
Kroii-Schlüter: "Alle Deutschen 
ab 16 zur Zwangsuntersuchung" 
- auf daß die Leute, die Zugang 
zu den Dossiers haben, selektie­
ren können zwischen Gesunden 
und scheinbar Gesunden. Und 
ein AOK-Funktionär fordert bar 
jeder psychologischen Einsicht: 
"Die Erkrankten müssen isoliert 
werden." Jeder AIDS-Kranke 
koste die Kassen ca. 150.000 
DM. Der Mensch tut gerade so 
als hätten sich die Betroffenen 
infiziert, um die AOK zu schröp­
fen. 

Inflation 
Eine taz-Schlagzeile, die für sich 
spricht: "Atomkreis Lüchow­
Dannenberg: Jeder 25. Bürger 
im Polizeicomputer". Irgend­
wann wird es kostengünstiger, 
die Unbescholtenen zu registrie-
ren. 

Volker Hummel 



Apartheid: 

Südafrikas 
Weißen bleibt 
nicht mehr 
viel Zeit 
von Günter Verheugen 

·o ie Lage in Südafrika hat sich trotz 
wachsenden Drucks von innen und 
außen auf die weiße Minderheits­

regierung nicht verbessert. Das elemen­
tare Menschrechte mißachtende Apart­
heids-System fordert jeden Tag neue blu­
tige Opfer. Gewiß gibt es Menschen­
rechtsverletzungen auch in anderen Tei­
len der Weit. Sie dürfen nirgendwo tole­
riert oder verschwiegen werden. Dennoch 
ist der Fall Südafrikas einmalig. Nir­
gendwo sonst auf der Weit gründet sich 
ein Staat auf den Grundsätzen eines men­
schenverachtenden Rassismus. Dieser 
Rassismus ist die Quelle der Gewalt und 
des Unfriedens im gesamten südlichen 
Afrika. Die Zeit für einen friedlichen Wan­
del läuft immer schneller ab. Deshalb 
müssen alle Möglichkeiten genutzt wer­
den, um die Regierung in Pretoria endlich 
zur Vernunft zu bringen. Alle bisherigen 
diplomatischen Versuche, Südafrikas 
Regierung zur Aufgabe des Apartheid­
Systems zu veranlassen, sind gescheitert. 
Kosmetische Korrekturen, die als Reform 
ausgegeben werden, sind das äußerste, 
was zu erwarten ist, solange die südafri­
kanischen Machthaber aus dem Westen 
nichts anderes als verbale Proteste 
befürchten müssen. Aber mit kleinen 
Reformen ist der lange unterdrückte 
Demokratisierungsprozeß nicht mehr auf­
zuhalten. Denn das Apartheid-System 
kann nicht reformiert, nicht "moderni­
siert" , es kann nur abgeschafft werden. 
Das muß der verstockten weißen Minder­
heitsregierung jetzt endlich mit mehr als 
nur diplomatischen Gesten klar gemacht 
werden. Die unterdrückte Mehrheit in 
Südafrika erwartet von den westlichen 
Regierungen entschiedene Aktionen. Das 
gilt besonders für die Bundesrepublik 
Deutschland, die immer noch einer der 
wichtigsten Wirtschaftspartner Südafri­
kas ist. Sie gilt, ihrer formalen Gegner­
schaft zur Apartheid zum Trotz, weltweit 
als eine der wichtigste Stützen des weißen 
Minderheitsregimes. Die Ausdehnung des 
Handels und die immer bedeutender wer­
dende Rolle der deutschen Banken für 

Südafrikas Wirtschaft schadet dem deut­
schen Ansehen unter der schwarzen 
Bevölkerung. Eine solche Politik grenzt an 
Kumpanei oder ist es schon. Die Sprecher 
der Schwarzen haben sehr genau regi­
striert, daß die Bundesregierung interna­
tional ein Hemmschuh für wirkungsvolle 
Maßnahmen gegen die Apartheid ist. Sie 
erwarten, daß die Deutschen sich klar und 
eindeutig auf ihre Seite stellen. Auch ein 
gemäßigter Führer wie Bischof Tutu 
spricht davon, daß die Schwarzen sich 
während des Kampfes und nach der 
Befreiung daran erinnern werden, wer 
ihnen geholfen hat. Unter den Schwarzen 
hat sich das Wissen darüber ausgebreitet, 
daß ihre Lage nicht schicksalhaft, sondern 
systembedingt ist. Umso mehr erwarten 
sie wirksame Maßnahmen aus dem Aus­
land, besonders von der Bundesregie­
rung, um Druck auf die weiße Minderheits­
regierung auszuüben. 
Maßnahmen gegen Südafrika sollen nicht 

den Charakter von Strafaktionen haben 
und die ökonomische Basis des Landes 
zerstören. Ausgewählte, rücknahmbare 
und zeitlich befristete wirtschaftliche 
Sanktionen sollen jedoch ein unmißver­
ständliches Zeichen dafür sein, daß der 
Westen nicht mehr bereit ist, ein Regime 
zu tolerieren und zu stabilisieren, das mit 
Gewalt und Unterdrückung 25 Millionen­
Menschen die elementarsten Rechte vor-

. enthält. Es kommt jetzt darauf an, den 
Druck zu verstärken, wenn die Regierung 
in Pretoria keine Schritte zur Abschaffung 
der Apartheid unternimmt. Dann darf auch 
ein totaler Boykott gegen Südafrika nicht 
ausgeschlossen bleiben. 
Es ist nicht wahr, daß internationale Maß­
nahmen gegen die Apartheid in erster 
Linie diejenigen treffen würden, denen 
geholfen werden soll . Die Betroffenen 
wünschen, ja verlangen diese Maßnah­
men. Sie sind auch bereit, Opfer zu brin­
gen, weil sie wissen, daß diese Verhält-
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nisse nur so besser werden können. 
Um einen aktiven Beitrag zur Überwin­
dung der Apartheid und zur Vermeidung 
eines Rassenkrieges .in Südafrika zu lei­
sten, wird die Bundesregierung aufgefor­
dert, von der südafrikanischen Regierung 
ernsthafte und langfristige Reformen mit 
dem Ziel der völligen Gleichberechtigung 
aller Bevölkerungsgruppen zu verlangen. 
Voraussetzung für einen Dialog der Ras­
sen über den friedlichen Wandel ist die 
unverzügliche Beendigung des Apart­
heid-Systems. Die Bundesrepublik soll 
deshalb mit allen geeigneten Mitteln 
Druck auf Südafrika ausüben, damit Nel­
son Mandela und alle politischen Häftlinge 
sofort und ohne Bedingungen freigelas­
sen werden; politische Organisationen 
der Schwarzen und Farbigen zugelassen 
werden; das Verbot der Befreiungsbewe­
gungen aufgehoben wird; der Ausnahme­
zustand im ganzen Land beendet wird; 
das Homeland-Konzept aufgegeben und 
die Politik der Zwangsumsiedlung in 
Homelands vollständig beendet wird; eine 
einheitliche südafrikanische Staatsbür­
gerschaft für alle dort lebenden Menschen 
gewährt wird; die sozialen und bildungs­
mäßigen Diskriminierungen der schwar­
zen Bevölkerungsmehrheit abgeschafft 
werden. Nur auf dieser Basis können 
Gespräche zwischen den Rassen über­
haupt erfolgreich sein. Um die südafrika­
nische Regierung zu diesen Schritten zu 
bewegen, bleiben angesichts der starren 
und unnachgiebigen Haltung der Weißen 
wirtschaftliche Sanktionen nach wie vor 
auf der Tagesordnung. Die Bundesregie­
rung soll ihre aktive Gegnerschaft zur 
Apartheid jetzt damit bekunden, daß sie 
Maßnahmen gegen Südafrika verhängt. 
Zu dem Katalog der gezielten Maßnah­
men sollen gehören: Stop von Krediten 
jeglicher Art für Südafrika; Stop neuer 
Investitionen in Südafrika; Verbot der Aus­
fuhr von Erzeugnissen der Hochtechnolo­
gie und Komponenten der Nukleartech­
nologie; keine neuen Exportbürgschaften 
für Ausfuhren nach Südafrika; Verbot der 
Einfuhr von Krüger-Rand-Münzen in die 
Bundesrepublik; Beendigung der wissen­
schaftlich-technischen Zusammenarbeit 
mit Südafrika; Verschärfung des 

Rüstungsembargos und die Ausdehnung 
des Embargos auf den Polizeibereich; die 
Unterbindung der Versorgung Südafrikas 
mit Rohöl und Mineralölprodukten durch 
deutsche Handelsfirmen; die formale Aus­
weitung und materielle Verschärfung des 
EG-Verhaltenskodex für Firmenniederlas­
sungen aus der Europäischen Gemein­
schaft. 
Die Zeit ist überreif für eine Neuformulie­
rung der deutschen Politik in Südafrika. 
Die Südafrika-Politik der Bundesregie­
rung ist durch den Koalitionsstreit in den 
letzten Monaten unkenntlich geworden. 
Konsequenzen aus den Luxemburger 
Beschlüssen der EG-Außenminister 
gedenkt sie mit Ausnahme des gekündig­
ten Kulturabkommens nicht zu ziehen. 
Damit schadet sie der weltweiten 
Bekämpfung der Apartheid und auch den 
eigenen nationalen Interessen. Wer die 
letzte Chance für einen friedlichen Wandel 
nutzen will, der muß die Weißen in Süd­
afrika jetzt dazu bewe~_en, ein verbindli­
ches Programm zur Uberwindung der 
Apartheid und zur Herstellung der vollen 
Gleichberechtigung aller zu beschließen 
und zu verwirklichen. Es gibt auch für die 
Weißen selbst keine andere Chance, in 
Südafrika zu überleben. 

I 
n der Bundesrepublik muß das öffentli­
che Bewußtsein über das weiße Rassi­
sten-Regime und den Befreiungskampf 

der schwarzen Bevölkerungsmehrheit 
weiter verstärkt werden. Vermehrte 
öffentliche Diskussionen und Aktionen 
müssen die Bundesregierung endlich zu 
wirksamen Maßnahmen gegenüber Süd­
afrika veranlassen. Auch in der Bundesre­
publik kann jeder etwas für Südafrika tun. 
Man kann beispielsweise deutsche Fir­
men, die in Südafrika investieren oder dort 
Niederlassungen unterhalten, einmal 
nach der Einhaltung der Menschrechte 
und ihren Bemühungen um Abschaffung 
der Apartheid befragen. Man muß schließ­
lich auch sein Konto nicht gerade bei einer 
Bank führen, die in Südafrika mit der wei­
ßen Minderheitsregierung unter einer 
Decke steckt. Es gibt hierzulande viele 
Möglichkeiten, seinen Protest gegen das 
Apartheid-Regime nicht allein auf verbale 
Weise zu beschränken. 

Günter Verheugen 



Theodor Heuss 

• ln emor1am 

Theodor Heuss 1959 im Bundestag 

1945 
Dieser Tag, diese Stunde soll den Deutschen eine neue Tradition 

schaffen. Wenn wir heute der Opfer in dem inneren Kampf dieser 
zwölf Jahre gedenken, dann nicht bloß, um einer Anstandsverpflich­
tung zu genügen, weil das nun jetzt einmal so sein muß und weil es 
bisher nicht möglich gewesen ist. Nein; es werden die Deutschen im 
nächsten Jahr und in zwei Jahren und in drei Jahren dies wieder tun. 
Da mag einer erschrocken rufen: Ja, wollt ihr das in Ewigkeit treiben, 
wollt ihr denn immer diese Gräßlichkeiten, diese KZ- und Folterge­
schichten, diese Verleumdungen und Verschleppungen, dieses 
Umgebrachtwerden, dieses Unrecht um Unrecht, wollt ihr denn 
immer davon reden? Könnt ihr denn das Volk nicht hinausführen in 
anderes Denken und in anderes Empfinden? Es will nichts mehr 
davon hören! Heißt denn dies alles nicht Selbstquälerei? 

Der erschrockene oder der verstimmte Einwurf mag überdacht 
werden. Vielleicht verbirgt sich ein schlechtes Gewissen in ihm, viel­
leicht auch eine ernste Sorge. Aber solches Überdenken darf und 
kann uns nicht verwirren. Wir wollen solchem Tag seine dauernde 
Weihe und Würde geben, weil wir es sollen und weil wir es müssen, 
nicht nur aus Achtung vor dem Leiden, vor den Verstorbenen, vor den 
Getöteten, sondern auch um unserer moralischen Volkszukunft wil­
len. Wir Lebenden, wir Überlebenden stehen noch im unmittelbaren 
Eindruck. Wir kannten den und den und den, der nicht mehr ist. Wir 
wissen von den Qualen, in denen er unterging. Es sind viele auch 
heute in diesem Hause, die Verfolgung, Demütigung, Gefängnis, 
Zuchthaus, KZ erlitten, sie sind in ihrem Sein, in ihrem Erzählen, in 
ihrem Wirken die anklagenden Zeugen der schlimmen Jahre. Aber 
auch sie, wie wir, werden eines Tages nicht mehr sein. Namen und 
Erinnerungen verblassen. Dann wird das alles gewesen sein- verges­
sen? Vielleicht ein Haufen von Material für Historiker und Roman­
schriftsteller. Aber gerade das darf nicht eintreten. 

Das deutsche Volk hat es sich leicht gemacht, zu leicht gemacht in 
seiner Masse, sich in die Fesseln des Nationalsozialismus zu geben. 
Es darf es sich nicht leicht machen, diese Fesseln, an denen es 
schlimm trug, von denen es sich nicht selber hatte lösen können, es 
darf es sich nicht leicht machen, die bösen Dinge wie einen wüsten 
Traum hinter sich zu werfen. 

Der Denktag ist ein Danktag, gewiß. Aber seinen volkspolitischen 
Sinn für die Zllkunft erhält er als Tag der Mahnung, der Warnung und 
der Verpflichtung. Sie erwarten nicht von mir, daß ich in zwanzig 
Minuten die innere Geschichte dieser Zeit erzähle. Es war ein Zustand 
des latenten Bürgerkriegs, wo nur eine Gruppe die Waffen trug. Mit 
der Auflösung der Kommunistischen Partei, mit der Verhaftung ihrer 
Führer, die zum Teil zwölf Jahre der Freiheit beraubt blieben, fing es 
an, der Kampf gegen die anderen Gruppen folgte, Verfolgung der 
Juden, Auflösung der Gewerkschaften, Feindseligkeit gegen die Kir­
chen und all das andere. Nun blühte jenes System auf, jenes teufli­
sche System, das nebeneinander Verlockung, Verführung, 
Umschmeichelung der Massen kannte, jene Abfolge von Orden, Prä­
mien, Titeln, Auszeichnungen, die ganze Hierarchie von Pöstchen, die 
das Subalterne in dem Deutschen ansprach und an sich zog. Und 
dann das andere: Terror, Bespitzelung, Haussuchung, Briefkontrolle, 
Vorladung, Denunziantentum, Verhaftung ohne Vernehmung, Quäle­
rei, Zwangsarbeit, Tötung. "Auf der Flucht erschossen", das war noch 
aus der Zeit der verkleideten Scham, die bald als offener Hohn wirkte. 
Später hat man wortlos, schamlos gemordet. Es ist von irgendwann 
das fast banal gewordene Wort überliefert, bei dem wir uns nicht all­
zuviel gedacht haben: "Zuckerbrot und Peitsche". Das war es, was 
diese zwölf Jahre in Deutschland regiert hat. Die Ration Zuckerbrot ist 
allmählich schmäler geworden, die Peitsche bekam mehr Knoten und 
Eisenteile, bis ein Volk unter seinen blutigen Hieben schier erlag. 
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Das ganze Volk? Die Weit draußen macht sich keine genügende 
Vorstellung von dem dumpfen Widerstand, der in Deutschland in die­
ser Zeit lebte und gärte. Der ging nicht auf die Straßen der Marschko­
lonnen, sondern fraß in den Hinterstuben seine Wut in sich hinein, und 
er suchte auch seinen Ausbruch. Es wird einmal, mag's noch lange 
dauern, die Geschichte der Gegenbewegungen, der Gegenunterneh­
mungen gegen die nationalsozialistische Herrschaft geschrieben 
werden. Ich kann sie an diesem Vormittag nicht geben. Es sind uns 
einige Ereignisse in der unmittelbaren Vorstellung geblieben, jene 
Verschwörung, von der man in Deutschland nichts wußte, weil das 
Davonwissen und das Davonsprechen schon den Tod androhte, da 
Offiziere des Luftfahrtministeriums und Männer des Wirtschaftsmini­
steriums den Versuch machten, mit Rußland in Fühlung zu kommen. 
Damals, Ende 1941, rollten die ersten Köpfe in den Sand.2 Und dann 
jene Widerstandsbewegung des Südens, da die Studenten in Mün­
chen und von München ausstrahlend nach Stuttgart, nach Heidelberg 
und nach anderen Städten, hinter Stalingrad, den Versuch machten, 
das Volk voranzureißen. Jenes Manifest der Geschwister Scholl wird 
einmal in die Geschichte eingehen wie ein Aufruf aus der Zeit der Frei­
heitskriege. Das Studententurn hat damals in diesem heroischen Ver­
such selber zu seiner alten Aufgabe zurückgefunden. 

Und dann kam der 20. Juli mit seiner unermeßlichen Tragik! Es ist 
nicht so, wie die nationalsozialistische Propaganda das beschrieb, 
daß Ehrgeizlinge und gekränkte Generale zusammenkamen. Es ist 
auch nicht so, daß man damals sich nur zusammengefunden hätte, 
um ein Stück deutscher Militärtradition zu retten durch einen früheren 
Abschluß des Krieges. Gewiß, auch solche Motive mögen dabei mit­
gewirkt haben. Das geschichtlich Wichtigste an diesem Vorgang war 
die Begegnung der jungen aktivistischen Sozialdemokraten - ich 
denke dabei an meinen Freund Leber, an Reichwein, an Haubach -, 
mit dem, wenn Sie das pathetische Lutherwort gestatten, "christli­
chen Adel deutscher Nation". Wer weiß davon, daß im Schloß Crei­
sau, das dem alten Generalfeldmarschall Moltke gehört hat, sich 
diese Männer begegneten, die' jungen Sozialisten mit den Moltke, 
York, Schulenburg, Haeften und wie sie alle hießen. Nicht das Ende, 
sondern das Wollen in sachlicher Klärung umschrieb eine deutsche 
Möglichkeit, die wir mit dem Mißlingen nicht untergegangen sein las­
sen wollen. 

Als ich die Aufforderung annahm, an diesem Vormittag zu spre­
chen, erbat ich von denen, die zu mir kamen, die Freiheit, heute eini­
ger Freunde gedenken zu dürfen, die mit Stuttgart, die mit unserer 
württembergischen Heimat besonders zusammenhängen, einiger 
Freunde, deren Hinscheiden, wäre es in normalen Zeiten vor sich 
gegangen, um ihrer Leistungwillen öffentlich gewürdigt worden wäre; 
wir holen heute das nach mit dem Empfinden der Tragik. 

Da ist Eugen Bolz, Württembergs Staatspräsident. Ich habe ihn, 
wenn ich nach Stuttgart kam, immer besucht. Man hatte ihn zu demü­
tigen getrachtet, aber ein Mann seiner inneren stolzen Haltung war 
nicht zu demütigen. Es war etwas Wunderbares und Ergreifendes, 
wie in seiner Leidenschaft ein dunkler Haß gegen das Böse durch all 
die Jahre glühte. Er litt unsagbar, mit gebundenen Händen zusehen 
zu müssen, wie das Volk verderbt wurde, das er liebte. Er wartete auf 
seinen Tag. Der Tag blieb ihm versagt. 

Da ist Fritz Elsas. Er hat im letzten Krieg hier in dieser Stadt die 
Ernährungsdinge geleitet, er war damals Rechtsrat von Stuttgart, er 
ist dann einer der Leiter des Deutschen Gemeindetags gewesen, der 
zweite Bürgermeister von Berlin geworden, einer der ersten Kenner 
und Täter deutscher sozialer und wirtschaftlicher Kommunalpolitik. 
Durch all die Jahre hat er es abgelehnt, Rufe ins Ausland anzuneh­
men, weil er in Deutschland seine und seiner Kinder Heimat wußte. Er 
war ein guter und wagender Freund. Er hat Goerdeler in seinem Haus 
Unterkunft gewährt. Im Dezember des letzten Jahres haben sie ihn 
hingerichtet. 

Da ist Otto Hirsch. Er war Ministerialrat im Württembergischen 
Innenministerium und später der Leiter der Neckarkanal AG, ein 
Mann, dem die Heimat unendlich viel verdankt. Ich bin dankbar dafür, 
seit den Studentenjahren mit ihm befreundet gewesen zu sein. Zu sei­
nem 50. Geburtstag schrieb ich ihm: Wenn das Wort von "Blut und 
Boden" schon einen Sinn haben soll, dann hat dieses Zusammentref­
fen von jüdischem Blut und schwäbischem Boden etwas Schönes 
und Großes geschaffen. Ein grundgescheiter, ein edler Mann! Als sein 
Wirken in Württemberg zu Ende sein mußte, trat er an die Spitze der 
Reichsvertretung der deutschen Juden. Er wußte, daß er sich in die 
tägliche Gefährdung begab, und er blieb tapfer, klar, sauber, anstän­
dig in dieser Gefährdung, bis sie ihn holten und in Mauthausen umge­
bracht haben. 

Ich durfte diese Namen nennen. Jedem von Ihnen sind andere 
Namen eingefallen, die er gerne erwähnt wissen möchte, Walter 
Häbich etwa und Fritz Rau, Männer, die ihren Freunden unvergeßlich 
bleiben. Aber es sind ja nicht die Einzelnen, sondern es sind die 
Namenlosen, die die große und grausame Legende bilden werden, 
hinter denen die Pflicht, unsere Pflicht, herschreitet, Leid und Elend 

wieder gutzumachen, "soweit es einem so schwer getroffenen Volke 
möglich sein wird". Jene Legende wird sich bilden von den Männern 
und von den Frauen, die für die Freiheit gekämpft und gelitten haben. 
Das Denken ist für viele, die Angehörige und Freunde verloren haben, 
ein täglich schlimmes Denken. Es gibt heute Augenblicke, da man 
vielleicht vor den gegenwärtigen Dingen und Sorgen der Menschen 
nachsichtig werden möchte. Dann steigt die Erinnerung auf, wie es 
dem, wie es jenem ging. Wenn ich mich entsinne, daß noch am 21. 
April so ein Rollkommando der SS fünf, acht Freunde und Verwandte 
von mir in Moabit erschossen hat, dann hört es mit dem Mitleiden und 
der Nachsicht auf. Man wird bitter und bleibt bitter. · 

Aber aus dem Wissen kommt dann doch auch ein stärkendes 
Erbe, das in die Geschichte eingehen kann. Wir haben im Schwäbi­
schen so etwas wie eine Tradition, ja, sie ist für manche idyllisch 
geworden; sie knüpft an das Jahr 1849 an. Mancher von uns denkt mit 
einem gewissen Stolz daran, wenn er etwa am Asperg vorbeifährt 
oder wenn das Wort "Rastatt" genannt wird, daß da der Urgroßvater 
oder dessen Bruder auch einmal saß und gelitten hat, weil er für die 
deutsche Freiheit gekämpft hatte. Ein bißchen ist diese Tradition des 
Achtundvierzigerturns dann mit läßlicher Nachsicht in die Romantik 
der mißglückten Dinge gekommen. Aber man ist doch stolz därauf 
geblieben, daß von den Vorfahren der eine, der andere dabeigewesen 
ist. Wir spüren es und werden es in ein paar Jahren wieder ins 
Bewußtsein heben, wenn die Hundert-Jahr-Feier begangen wird, daß 
es sich da nicht nur um Romantik, sondern um gläubigen Einsatz des 
Lebens gehandelt hat. 

So wird das, was an Opfern in diesen zwölf Jahren gebracht 
wurde, auch ein stärkendes Erbe der Nachfahren werden können und 
werden müssen. Die Nationalsozialisten haben etwas fertiggebracht, 
was sie nicht wollten. Sie wollten die Menschenwürde zertrampeln 
und sie haben erreicht, daß Menschen über politische und weltan­
schauliche Unterschiede, ja Gegensätze hinweg sich als Menschen 
achten lernten. Es gehört, wenn man mit Freunden und Bekannten 
spricht, die in den Konzentrationslagern waren, zu den bösesten 
Geschichten, wenn sie erzählen, daß man Kriminelle gegen sie losge­
lassen hat und daß es ihre Ehre war, sich von ihnen fernzuhalten, sich 
in der politischen Haltung zu bewähren. Vor wenigen Tagen bekam 
ich aus dem Norden des Vaterlandes den Brief eines früher ganz 
bekannten deutschnationalen Publizisten. Ich hatte jahrelang nichts 
von ihm gehört. ln dem Brief stand drin, daß er sich im Zuchthaus aufs 
engste befreundet habe mit einem sozialdemokratischen Minister. 
Das· ist ein kleiner Ausschnitt eines größeren und bedeutenden Vor­
gangs: Menschen, die sich bekämpften ehedem, lernten sich als 
Menschen achten. Da waren nebeneinander der ernste Bibelforscher 
und der Kommunist, der Pazifist und der Offizier, der Freidenker und 
der katholische, der evangelische Geistliche, der sozialdemokrati­
sche Gewerkschaftler und der schlesische adlige Grundbesitzer. Sie 
sind gewiß nicht in allen Dingen einer Meinung geworden, sie wollten 
das auch nicht, aber sie haben aneinander gelernt, was eine anstän­
dige Haltung ist, und das ist, wenn sie herauskamen, ein Gewinn 
geworden, der nicht verlorengehen darf. 

Aber viele sind nicht herausgekommen, sie sind gestorben, ver­
hungert, gemordet, gehenkt als Schauspiel für wüste Gesellen. Sie 
schweigen. Schweigen sie? Die Stimme der Toten sucht Gehör. Sie 
sucht Gehör auch bei den Siegermächten, um für Deutschland Zeug­
nis abzulegen: es war nicht so, wie euere Ansage immer es wollte und 
manchmal noch will, in Deutschland habe es keinen Widerstand 
gegeben. Sie möchten mit ihrem Sterben über den Tod hinaus 
Deutschland einen politischen Dienst leisten, daß das andere 
Deutschland in seinen Blutzeugen sichtbar bleibe. 

Die Stimme der Toten spricht auch zu uns. Ihr Opfer soll und wird 
nicht vergessen werden. Es ist eine grausame Frage, die heute zahl­
lose Menschen quält, wenn sie an die Soldatengräber in Ost und 
West, in Nord und Süd denken: Umsonst gefallen? War der Gang in 
den Tod, vom verbrecherischen Willen und Wahn eines einzelnen 
befohlen, geschichtlich sinnlos? Die Antwort schließt sich nicht zum 
sicheren Gefühl, es bleibt ein tragischer Rest des Ratensund des Rät­
seins. 

Die innerdeutschen politischen Opfer und an ihrer Seite die Hun­
derttausende, ja Millionen Fremder, die zu Tode gequält sind, die 
sprechen von dem, was das schwerste und teuerste Opfer des Natio­
nalsozialismus gewesen ist: die Ehre des deutschen Namens, die in 
den Dreck sank. Indem wir das aussprechen, zornig, bedrückt, 
beschämt, wehrlose Zeitgenossen dieser trübsten Periode deutscher 
Geschichte gewesen zu sein, empfinden wir die Pflicht, uns und den 
Namen unseres Volkes wieder zu reinigen. 

1) Th. Heuss, damals Kultusminister, hielt die Rede in einer Feier­
stunde der württembergisch-badischen Regierung. 

2) Heuss bezieht sich auf die Angehörigen der "Roten Kapelle", 
deren Kontakte zur Sowjetunion 1942 - nicht wie Heuss meinte 
1941 - aufgedeckt worden waren. 



Helmut Ridder 

Der 
8. Mai 
1945 

DieStunde 
Null? 
Meine Damen und Herren! Bürger einer deutschen Republik, die sein 
müßte und könnte und immer noch nicht ist! 

Was wir hier und heute tun wollten, war dieses: Des 8. Mai 1945 
gedenken und uns fragen, ob dieses Datum für die "Stunde Null" 
steht, also für eine wurzeltiefe Zäsur, für einen wirklichen Neuanfang 
in einer 200-jährigen Geschichte deutscher politischer Kultur, einer 
Geschichte des mehr oder minder erfolgreichen, aber kontinuierli­
chen und nie nachlassenden Abwehrkampfes etablierter und arrivier­
ter Mächte gegen die Demokratie, gegen eine Befestigung des ideo­
logischen Konzepts der Volkssouveränität, das die bürgerlichen 
Gesellschaften Westeuropas zur revolutionären Tat befähigt hat, zur 
Begründung eines ganzen Zeitalters eben der bürgerlichen Demokra­
tie. Das wäre hinreichend schwer und im Ergebnis bedrückend -und 
doch immer noch viel leichtergewesen als das, was wir, wie die Dinge 
nunmehr liegen, heute noch zusätzlich tun müssen. Denn es ist ange­
sichtsdes Herannahans der 40. Wiederkehr jenes Jahrestages Fürch­
terliches geschehen "in diesem unserem Lande". Und das hat sich 
nicht nur "in jenem unserem Lande, der DDR, ausgewirkt, mit deren 
Wohl und Wehe wir aufgrund der am 8. Mai 1945 zu Ende gegange­
nen gemeinsamen Geschichte eng verkettet geblieben sind und an 
deren Schicksal wir in einem unerhörten Maße beteiligt sind, von dem 
unsere Schulweisheit sich leider nicht einmal etwas träumen läßt~ Die 
gravierendsten Auswirkungen reichen viel weiter. Sie erfassen tat­
sächlich unsere ganze zeitgenössische Weit. 

Wir alle haben es doch irgendwie gemerkt in diesen letzten Mona­
ten, Wochen, Tagen, ja Minuten, vielleicht ohne es noch recht wahr­
haben zu wollen, weil man darob und ob der absehbaren weiteren 
Folgen schier verzweifeln möchte: Zum ersten Mal in diesen 40 Jah­
ren hat die "politische Klasse" dieses Landes- ich benutze den in der 
deutschen Sprache leider nicht beheimateten Ausdruck "politische 
Klasse" zur Bezeichnung der etablierten und arrivierten Mächte, der 
unmittelbar Regierenden, der rivalisierend oppositionellen Leisetre­
ter, der Beherrscher der Medien, der eingeführten Bewertungsspra­
che und der in die Bildungseinrichtungen, den subventionierten 
Kunstbetrieb usw. hineinreichenden "Staatsapparate", der Produ­
zenten einer amtlich, durch Entscheidungen des Bundesverfas­
sungsgerichts für verbindlich erklärten hegemonischen Ideologie -
zum ersten Male, sage ich, hat die "politische Klasse" sich nicht damit 
begnügt, das Datum unauffällig zu umgehen und sich eher beläufig in 
das allgemeine Gerede vom undefiniert bleibenden "Zusammen­
bruch" und von der bekannten "Verstrickung" zu flüchten, wo Schuld, 
Schicksal und Verantwortung nicht mehr unterschieden werden kön­
nen. Nein, sie ist zum Generalangriff gegen ihren erklärten Feind, 
gegen die Geschichte, angetreten. Von dieser großangelegten "Ope- · 

. ration 8. Mai" abzusehen, können wir uns nicht erlauben. Wir können 
es uns nicht erlauben, weil schon jetzt die ersten Folgen mit Händen 
greifbar sind. Und das hängt damit zusammen, daß wir schon seit lan­
gem "wieder Wer", daß wir stark und unentbehrlich sind: "Ökono­
misch ein Riese", hat der Ministerpräsident des LandesBayern schon 

vor Jahren die Bundesrepublik Deutschland genannt - und das war 
die volle Wahrheit; "politisch ein Halbstarker" - das war genau die 
halbe Wahrheit, denn wie stark wir politisch sind, läßt sich wohl daran 
ermessen, daß amerikanische Senatoren im Zeichen des Aufstands 
des geschichtlichen Gewissens gegen das perverse Spektakel von 
Bitburg den deutschen Bundeskanzler anflehen mußten (natürlich 
vergeblich), ihren Präsidenten aus der Zusage zu entlassen; "militä­
risch ein Armeemuseum", lautete übrigens die dritte Qualifikation der 
Bundesrepublik Deutschland durch Strauß - und die ist ganz gewiß 
nahezu hundertprozentig falsch, wenn sich natürlich auch noch eini­
ges verbessern ließe, z.B. durch die (von einigen unserer "Grünen" 
befürwortete) Einführung des kriegstauglichen Siemens-Erken­
nungssystems anstelle des kriegsuntauglichen amerikanischen; und 
was die Stationierung der Pershing II - Kriegstauglichkeit hin, Krieg­
stauglichkeit her, ihre potentielle Gefährlichkeit von Ausmaßen der 
Soveso-Katastrophe ist erwiesen - in unserem Lande angeht, haben 
wir es jedenfalls erreicht, daß seit dem 11. Januar 1985 die Zahl von 
54 sich auf 63 erhöht hat und es dadurch einer sich vom Pentagon 
emanzipierenden amerikanischen Außenpolitik unmöglich gemacht 
worden ist, ein verschämtes "technologisches Moratorium" zu den 
wieder aufgenommenen Verhandlungen in Genf zu signalisieren. 
Doch halten wir, bitte, noch einmal fest: Nicht daß die BAD ökono­
misch, politisch und militärisch stark und unentbehrlich für den sich 
als "frei" bezeichnenden Westen ist, kann für sich allein ihre spezifi­
sche, einzigartige Gefährlichkeit ausmachen, von der ihre eigenen 
Bewohner bezeichnenderweise am wenigsten wissen - im eigenen 
Land ist sie ein unbekanntes Wesen, wird die bohrende, beharrliche, 
immanent sogar lernfähige und rationale Kontinuierlichkeit ihrer Poli­
tik nicht wahrgenommen, einer Politik, die nach innen wie nach außen 
ungesäumt die Grundlinien der im 19. Jahrhundert begründeten 
imperialen Politik des deutschen Konstitutionalismus fortgezogen 
hat, in deren Spur auch die Reichspolitik von Weimar und auch das 
"Dritte Reich" gefahren sind. Das ist hart zu hören, ich weiß, und ich 
weiß auch, daß es sich anhört wie eine "schreckliche Vereinfachung". 
Aber es ist belegbar, aus der Geschichte, die man also kennen muß. 
Diese Erkenntnisquelle endgültig dicht zu machen, und zwar im Wege 
einer nicht mehr bloß konkludenten, sondern ausdrücklichen Gene­
ralabsolution durch den ,,Westen", das ist das Anliegen der "Opera­
tion 8. Mai", der Antwort auf die sich mehrenden Versuche, die Göt­
zen der Geschiehtsiegenden zu stürzen, in die die Deutschen sich ein­
gesponnen haben und haben einspinnen lassen. 
Ich wende mich also z.B. gegen die gestern den Medien übergebene 
Erklärung des nicht von den deutschen Katholiken gewählten Zentral­
komitees der deutschen Katholiken, wonach der 8. Mai 1945 für uns 
das "Ausgangsdatum für die geistige und sittliche Erneuerung unse­
rer politischen Kultur" gewesen und geblieben sein soll. Kein Zweifel, 
daß die Siegermächte der "bedingungslosen Kapitulation" eine sol­
che Funktion zugedacht hatten. Aber es gehört zur folgenreichen Pra­
xis der Selbst- und Fremdbelügung eines des Trauerns unfähigen 
Volks zu meinen, am 8. Mai 1945 sei ein Wunder geschehen, am 8. 
Mai 1945 nämlic.h seien die Deutschen, die bis zum 7. Mai 1945 in 
ihrer Gesamtheit oder auch nur in großen Teilen nicht nur keinen 
Widerstand geleistet, sondern gedient (und teils und lange auch ver­
dient) haben, in ihren ideologischen Grundfesten durch und durch 
erneuert wordßn, um vom 9. Mai 1945 an mit gereinigtem Gewissen 
munter an den ,,Wiederaufbau" gehen zu können . Nein, dies nationale 
Gewissen ist nicht gereinigt; es ist "rein", weil es nicht benutzt worden 
ist und die politisch Verantwortlichen weder ihr eigenes Gewissen 
gereinigt noch das Volk zu so etwas angeleitet haben. 

An die Arbeit sind die Überlebenden gegangen, gewiß, und mit 
wachsenden Erfolgen auf steilem Weg an die Weltspitze, sei es die 
der Elektronik, sei es die der Devisenvorräte- "Wir Deutschen haben 
immer gut gearbeitet" und "Es genügt nicht, Zweitbester zu sein", 
hieß es immer schon, also lange vor dem derzeit amtierenden Bun­
deskanzler und der jetzigen "politischen Klasse", die nicht verstehen 
kann, warum man "uns" die Produktion der großen Kernwaffen immer 
noch untersagt- das Schlimmste, was man "uns Deutschen" je ange­
tan hat- die Vorenthaltung von "Souveränität". Aber da auch in der 
politischen Ideologie keine Wunder geschehen und die Aufarbeitung 
der Vergangenheit die ökonomische Rekonstruktion im Wege der 
ökonomischen Restauration nur behindert hätte, wurde gearbeitet 
mit der Mentalitätsstruktur von schuldlos Verunfallten, denen dann 
sehr bald eine von den Siegern angenommene, wie manche meinten, 
von den Siegern sogar geschuldete Pannenhilfe zuteil wurde. 

Es ist ganz außerordentlich wichtig, sich klarzumachen, welchen 
tiefsitzenden Vergangenheitsbezogenen apologetischen Deutungen 
diese Hervorbringung des bundesdeutschen "Wirtschaftswunders" 
Vorschub geleistet hat, die in den 60er Jahren vollendet war. Ich fasse 
kurz und pointiert - und hoffentlichtrotzder Kürze so vollständig wie 
nur möglich -zusammen, was daraus für eine Weit- und Geschichts­
deutung auf dem unterschwelligen Seelengrund nicht nur der jetzigen 
"politischen Klasse", sondern weitester Teile der Bevölkerung ent-
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standen ist und sich als eine bruchlose Fortführung noch viel älterer 
Legenden und unveränderter Aspirationen erweist: Vor dem ersten 
Weltkrieg neideten vor allem die westeuropäischen Länder den Deut­
schen ihre späten Erfolge beim Bemühen um einen ,.Platz an der 
Sonne". Da mußten wir uns denn wehren, wie schon ~870 gegen 
Frankreich, dessen drohenden Angriff Bismarck durch die gefälschte 
Emser Depesche simuliert hatte. Die fehlenden Wahrheiten über die 
Entstehung des Ersten Weltkriegs hat Fritz Fischer in seinem ,.Griff 
nach der Weltmacht" nachgeliefert; aber sie passen nicht ins vorge­
faßte Bild. So bleibt es dabei, daß wir damals einen gerechten Vertei­
digungskrieg verloren haben und die Siegermächte von damals - so 
das Geschichtspensum der Normalschule von Weimar - mit dem 
undeutschen Zwangssystem von Weimar - Genf - Versailles die 
Schuld am Zweiten Weltkrieg auf sich geladen haben, der auch ohne 
Hitler irgendwie und irgendwann hätte kommen müssen - die .,politi­
sche Klasse" von Weimar wollte jedenfalls kein Ost-Locarno, und mit 
dem West-Locarno wollte sie sich primär den Rücken freihalten für 
die große Mission im Osten. Hitlers Buch war auch insofern inhaltlich 
keine Neuschöpfung, sondern eine Kompilation von Erblasten, die als 
verpflichtendes Vermächtnis galten. Das mit Hitler ist übrigens 
eigentlich nicht ganz erklärlich- ich zitiere den jetzt amtierenden Bun­
deskanzler aus seiner vorjährigen Adenauer Memorial Lecture in 
Oxford, wo er den zwölf Jahren von 1933 bis 1945 folgenden ganzen 
Satz widmet: ,.Dann kamen die Jahre der Heimsuchung". Da wurden 
wir wie der großer Dulder Hiob von einer höheren Macht durch eine 
böse Macht schwer geprüft, die eigentlich keine deutsche war - ein 
Bundespräsident des Jahres 1967 hat es amerikanischen Austausch­
schülern so verdeutlicht: ,.Wenn man Ihnen sagt, wir hätten Hitler 
gehabt, dann müssen Sie sagen, daß Hitler gar kein Deutscher war 
und daß er auch nicht normal war" (ein ,.Teppichbeißer" war er ja). Die 
böse Macht hat ,.im deutschen Namen" schreckliche Dinge getan (wie 
können selbst demokratisch denkende Mitbürger diesen Ausdruck 
,.im deutschen Namen" gebrauchen, der unwiderstehlich ins Unter­
bewußtsein insinuiert, daß andere dabei den deutschen Namen miß­
braucht hätten?). Am schlimmsten war die gnadenlose Ausrottung 
der Juden im sich durch den Krieg immer mehr erweiternden Macht­
bereich Nazi-Deutschlands. 

Ich verweile einen Augenblick bei diesem .,am schlimmsten" und 
frage- und diese Frage tut dem Andenken an die Hingemordeten kei­
nen Abbruch, ja kann sie nur davor bewahren, durch einen abgefeim­
ten Philosemitismus noch einmal erniedrigt zu werden. Ich frage: 
Warum war die grauenhafte Ermordung der Juden .. schlimmer" als 
die von Kommunisten, nicht-jüdischen Polen, Widerständlern, ver­
hungernden sowjetischen Kriegsgefangenen? Die niemals explizit 
artikulierte Antwort, die man aus dem dumpfen Katakombenschacht 
dieser vergifteten Differenzierungslogik heraushören kann, ist so 
erschütternd, daß man alle Hoffnung fahren lassen möchte: Die 
Juden wurden sozusagen sinnlos ermordet, eben weil sie Juden und 
auch wenn sie keine Gegner oder Widerständler, ja sogar nur verhin­
derte Freunde des Systems gewesen waren. Insofern war das ein 
absolutes Unrecht. Bei den andern aber, den deutschen Widerständ­
lern, denen wir es zu verdanken haben, daß von der deutschen natio­
nalen Ehre noch etwas übrig geblieben ist, und den ausländischen 
Widerständlern, die der Weltbürgerkriegskoalition gegen die deut­
sche Barbarei gedient haben, war's nicht sinnlos, sondern nur 
,.Exzeß", relatives Unrecht. 

Glaube niemand, mit dieser Differenzierung und mit dem Philose­
mitischen Antisemitismus sei es mittlerweile zu Ende: Ich erinnere an 
den weltbekannt gewordenen hessischen Berufsverbotsfall, wo eine 
kommunistisch organisierte junge Lehrerin aus einer naziverfolgten 
deutsch-jüdisch-kommunistischen Familie ihre Einstellung in den 
Schuldienst durch ein exakt rechenhaftesVerfahren folgendermaßen 
erreichte: Ein Malus für kommunistisch, d.h. legale politische Betäti­
gung, davon subtrahiert ein Bonus für das Jüdische, für die ,.rassi­
sche" Verfolgung der Familie - ergibt unter abwägender Berücksich­
tigung von Be- und Entlastung immerhin eine Einstellung, wenn auch 
nicht im Beamten-, so doch im Angestelltenverhältnis. Werfen wir 
einen Blick auf das am Vorabend des 8. Mai 1985 vom Deutschen 
Bundestag verabschiedete schandbare Strafrechtsänderungsgesetz 
betreffend Auschwitz-Lüge usw. (ich kann auf die ungeheuerliche 
Gleichsetzung mit der sog. Vertreibungslüge hier nicht eingehen), so 
stellen wir die gesetzgeberische Fortsetzung der bisherigen einschlä­
gigen Rechtsprechung fest: nun ist es die Staatsanwaltschaft, die 
sich von Amts wegen der Frage annimmt, ob das Verbreiten der ent­
sprechenden Geschichtsfälschungen beleidigend ist - nicht für die 
Geschichte, die ja nicht beleidigt, sondern nur gefälscht oder ver­
drängt werden kann, sondern ad exemplum für die Juden. Und wer 
Jude ist, bestimmt sich nach den Nürnberger Gesetzen, den bewuß­
ten vom Reichsparteitag von 1935, seinerzeit vorbereitet und erläutert 
vom nachmaligen Staatssekretär Adenauers Hans Globke, der auf­
grund seiner Erläuterungen zur Ehre der Widerstandsaltäre erhoben 
werden sollte, hatte er doch durch das sorgfältige Ausfeilen der Krite-

rien für sog. Halb- und Vierteljuden vielen Menschen das Leben geret­
tet, nicht wahr? 

Und da wir nun schon bei der unverbesserlichen Gesetzgebung 
eines unverbesserlichen Kontinuums sind: Die Verbreitung und nun. 
schon sogar die Aufbewahrung nationalsozialistischer Embleme ist 
unter Strafe gestellt. Wurde da was ,.aufgearbeitet"? Ist das etwa ein 
Verdikt über jene zwölf Jahre der,. Heimsuchung", in denen der jetzige 
Bundeskanzler 15 Jahre alt wurde, viele noch jünger und viele noch 
gar nicht geboren waren, denen bis jetzt kein Schulmeister beige­
bracht hat, daß es einen Unterschied zwischen individueller Schuld 
und kollektiver politischer Verantwortung gibt, daß die letztere nicht in 
einer Generation erlöschen kann, worauf aber der Revanchismus 
seine Erwartungen für die Zukunft gründet, wenn er schon gegenwär­
tig mit seinen Forderungen nicht, noch nicht, durchdringen kann? 
Nein, es ist kein Verdikt, es ist eine Augenwischerei, die sich z.B. dar­
auf verlassen kann, daß jene zwölf Jahre längst von einem gespalte­
nen Bewußtsein horizontal zerlegt worden sind in zwölf Jahre realer 
und zwölf Jahre fiktiver Geschichte und die fiktive an die Stelle der 
realen Geschichte getreten ist. Alle Kriegsorden des ,.dritten Reichs" 
trugen das Hakenkreuz. Aber der heutige Herr von Stand trägt aus 
gegebenem Anlaß Frack und Kriegsorden ohne Hakenkreuz, Orden, 
die konkret niemals verliehen worden sind. Das Hakenkreuz ist aus­
gewetzt, wie 1934 der Namenszug von Ernst Röhm von den SA-Dol­
chen, als Hitler endlich 1934 mit der Ermordung Röhms (und gleich 
vieler anderer, was nicht so ganz in Ordnung war; aber der Führer 
schützte da ja das ,.Recht", wie der unlängst verstorbene Carl Schmitt 
geschrieben und nie widerrufen hat, und wenn die Deutschen das 
.,Recht" schützen, sind sie mit dem Recht nicht so pingelig, da kann 
ja auch heute in der Arithmetik mal 15 = 20 sein, wie wir gerade aus 
Karlsruhe vernommen haben, wenn es die .. Verteidigungsfähigkeit", 
also mehr zu wahren gilt als den lächerlichen Buchstaben des Geset­
zes), als Hitler endlich 1934, sagte ich, durch ,.Staatsnotwehr" auch 
die .,Straße" von Unrechenbarkeit geräumt und so seine staatsmänni-



sehe Reifeprüfung zur vollen Zufriedenheit der .,politischen Klasse" 
bestanden hatte, die ihm freiwillig und einladend das Tor zur Staats­
macht eröffnet hatte, das er allein selbst mit Millionen von Anhängern 
niemals hätte aufsprengen können (der Trumpf, auf den er im Januar 
1933 so erfolgreich pochen konnte - und das Versprechen hat er 
auch gehalten - war ja seine nicht mehr angefochtene Herrschaft 
über die .,Straße" gewesen). Und der Ertrag für die Türöffner hatte in 
der Abschaffung des leidigen Parlamentarismus bestanden, in der 
Schließung des einzigen Fensters, durch das im ansonsten demokra­
tieabweisenden System von Weimar noch Demokratie hätte eindrin­
gen können. Ich sagte, das Hakenkreuz ist ausgewetzt aus jenen 
Orden, die reale Geschichte amputiert, ein in seinem verbrecheri­
schen Charakter unteilbarer Krieg bietet sich den Trägern dieser 
Orden und bietet sich dem Publikum als ein honoriger Krieg an. Und 
einen solchen zu verlieren, ist dann auch allemal eine Ungerechtig­
keit, die es wieder auszuwetzen gilt. 

So ist denn auch die Wende der Kriegsfolgen, der territorialen ins­
besondere, seit der potentiellen Stunde Null das erste Anliegen jeden­
falls der einflußreichsten der sog. Männer der ersten Stunde gewe­
sen, die meinten, wie der Prophet Jona im Bauch des großen Fisches 
gelebt zu haben - ausgerüstet schon mit Rezepten für das, was man 
die .,restaurative Entfaschisierung" nennen könnte, gelernt habend, 
was falsch, d.h. am Ende erfolglos war bzw. zu einem schnellen Miß­
erfolg führen mußte bei den Abwehrschlachten von Weimar und 
durch das .,Dritte Reich" gegen die Demokratie, das ökonomische 
Prinzip des kleinsten Mittels beherrschend und mit Hilfe dertradierten 
juristischen Weltanschauung der Deutschen als .,Verhältnismäßig­
keitsprinzip" in die Staatspraxis umsetzend - .,die Deutschen haben 
von je gern das Recht auf ihrer Seite gehabt", bemerkt der konserva­
tive Autor T. D. Weldon sehr zutreffend. Ist es zu fassen, daß ange­
sichts dessen, was dieses Land der Weit angetan hatte, diese Politik 
der Wende der Kriegsfolgen von Anfang an uneingeschränkte Priori­
tät beanspruchen konnte? Daß 1949 auf dem Rheinischen Parteitag 

der CDU in Düsseldorf der Bundeskanzler die Frage einer künftigen 
deutschen Wiederbewaffnung als eine Frage von allergrößter Bedeu­
tung für .. uns Deutsche" bezeichnete, daß ihm eine .,Europäische 
Föderation" das geeignete Vehikel zur Herstellung der auch insoweit 
.,völligen Gleichberechtigung Deutschlands mit den andern Völkern 
Europas" erschien, daß ihm das .,die Frage unserer politischen 
Zukunft schlechthin" war, daß er den Westalliierten, um das Ziel zu 
erreichen, mit der .,von der Sowjetunion her drohenden Gefahr" dro­
hen konnte, daß er nur wenige Jahre später seinen aufhorchenden 
Kabinettskollegen zur Vision einer .,Europäischen Verteidigungsge­
meinschaft" das Stichwort gab, über diese EVG werde der Führungs­
anspruch in Europa zuverlässig von Frankreich an Deutschland über­
gehen? Zu fassen ist es nicht, aber es sind historische Tatsachen. 
Und so ist es auch eine Tatsache, daß der 8. Mai 1945 kein Gedenktag 
werden konnte, daß er der Tag der Niederlage, des .,Zusammen­
bruchs", ein Tag der Trauer blieb, diskreter Trauer, diskret im Hinblick 
auf die Gefühle der noch nicht hinreichend auf den deutschen Vorder­
mann gebrachten .,Freunde" im .,freien Westen". Und wenn es zu die­
sem Tag von 1949 bis 1984 keinen großen Staatsakt der BRD an den 
Stätten der Menschenerniedrigung und Menschenvernichtung gege­
ben hat, wird man, da die Sichtweise der .,politischen Klasse" sich 
nicht geändert hat, im Jahre 1985 den Besuch in Sergen-Belsen eher 
von vornherein bedauern müssen als mit einem .. immerhin" begrüßen 
dürfen, ganz abgesehen von dererpreßten Kompensation durch Bit­
burg, kann die Träne, die ja amtlich an einer solchen Stätte quillt, die 
fast vier Jahrzehnte amtlich umgangen worden ist, nur die Träne des 
Schmierentheaters sein? Nein, es ist viel ärger, nicht bloß eine 
Schmiere, in der es keinen Satz ohne einen falschen Ton gibt, es ist 
ein widerwärtiges Kalkül unverändert reuelosen Beharrans auf den 
alten Fährten, nachdem wesentlich deutlicher als bisher erkennbar 
geworden ist, daß das bundesrepublikanische herrschende Selbst­
verständnis keinesfalls den ungeteilten Beifall der .,Freunde" im 
.. freien Westen" findet. 

Nehmen wir noch einmal den Geschichtsfaden der Entwicklung 
dieses unsäglichen Selbstverständnisses auf, das zugleich ein aus 
der Geschichtsverdrängung hervorgegangenes Mißverständni!l der 
.. Partner" oder .. Freunde" ist. Da hat man also in aller nachgerade kri­
minellen Einfalt, im Geist des politischen Testaments des Führers, 
geglaubt, in der Aufnahme der BRD in die NATO auch die nachträgli­
che Billigung des .,Westens" zum Überfall auf die Sowjetunion von 
1941 und damit dann gleichzeitig auch das Eingeständnis des 
,,Westens" erblicken zu können, daß er im Zweiten Weltkrieg auf der 
falschen Seite gekämpft habe. Das ging bis zum wohlwollenden 
Schulterklopfen, und das interpretierte ein immer betretener werden­
des Schweigen der .. Freunde" als moralische Stütze des vom 
Schmerzenslager wieder aufgestandenen deutschen Hiob und zu 
seiner daraus erwachsenen .. besonderen Verantwortung", wie der 
besondere Führungsanspruch in einem von den USA sich lösenden 
Europa umschrieben wird. Aber: .. Does Mr. Dregger think that 
because the United States and Soviet Union are adversaries" (wohl­
gemerkt: .,adversaries", nicht: .. enemies") .,now, Americans approve 
oftheGerman Invasion of 1941 and the monstrous treatment of Rus­
sians, while only deploring what Germans did in the West?" fragt Flora 
Lewis in der .. New York Times". ln Parenthesi: Es gibt kein Land des 
"freien Westens", wo der wirksam werdende Fächer des politischen 
Spektrums so eingeschrumpft ist wie in der BRD alsbald nach ihrer 
Gründung - durch den Staatsstreich des Vordemokraten Adenauer 
gegen die Kommunisten, das Wegbrechen eines sozialistischen Eck­
pfeilers, das alle übrigen Parteiformationen von links nach rechts auf­
rollte - deutsche Gründlichkeit, nun verhältnismäßig realisiert, die 
sich damit brüstete, aus der Erfahrung mit dem braunen Totalitaris­
mus für den Umgang mit dem roten gelernt zu haben- wie das Lernen 
heute aussieht, wird uns gerade durch eine amtliche Buchpräsenta­
tion in Bayern vorgeführt; bald werden wir darüber informiert werden, 
wie jener Hitler insgeheim Mitglied bei den Kommunisten war und 
Stalin hemmungslos 20 Millionen Sowjetbürger opferte, um seinen 
Krieg zu gewinnen. Soweit geht der amerikanische Irrsinn nicht. Die 
McCarthys kommen, und die McCarthys gehen, und einiges an Ver­
nunft bleibt bestehen bei der dortigen .,politischen Klasse". Daß das 
hierzulande ähnlich sein könnte, das anzunehmen, war vielleicht ein 
Irrtum Stalins: Kurz: Es gibt .,drüben" jedenfalls ein zählendes Wort 
des seriösen Journalismus, und bei den .,drüben" schon mal regieren­
den Dilldapps liegen die Rhetorik aus den Träumen und das reale poli­
tische Wollen doch etwas weiter auseinander, als man es sich hier 
vorstellt (mit diesen Bemerkungen will ich selbstverständlich die 
Gefahren nicht unterschätzt wissen, die der- allerdings vom System 
her ökonomisch bedingte- Rüstungswahn der USA für den Weltfrie­
den bedeutet) . 
.,lt is wrong, however, to encourage Germans now to suppose they 
were ,liberated' in 1945 and that the evil was done died with their 
defeat", schreibt Flora Lewis. Nein, sie wurden wirklich nicht befreit 
am 8. Mai 1945, die Deutschen, es wurde ihnen durch die Zerschla-
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gung eines das Staatsverbrechen in Permanenz organisierenden 
Regimes eine Chance zur Selbstbefreiung gegeben. Kein Volk kann 
zur Demokratie befreit werden, es kann sich dazu nur selbst befreien, 
das einzige Verfahren dieser Selbstbefreiung ist und bleibt die revolu­
tionäre Tat. Sie konnte durch eine bürokratische "Entnazifizierung" 
nicht ersetzt werden, uinso weniger, als in deren seltsamen Maschen 
nicht die großen, sondern nur die kleinen Fische hängen blieben. Die 
Chance der Selbstbefreiung aber ist Stück um Stück vertan worden, 
und das Diktat des selektiven Vergassens hat die maßgeblichen 
Gehirne okkupiert. Und deswegen ist es auch leider falsch, wenn z.B. 
ein gutgemeinter Aufruf der beiden PEN-Zentren und der deutsch­
sprachigen Autoren im Ausland zum 8. Mai sagt, daß die militärische 
Niederlage einem verbrecherischen Regime ein Ende gesetzt habe, 
und dann hinzufügt, daß dieser Tag eine "geschichtliche Zäsur" war. 
Da geht der Wunsch, es möchte so gewesen und geblieben sein, mit 
den Realitäten durch. Was das selektive Vergessen an Einzelchancen 
ruiniert hat, ist unübersehbar. Ich erwähne nur ein Beispiel: Seinen 
deutschen Amtsbrüdern hat der polnische Episkopat, der sich mit sei­
ner Versöhnungsgeste zunächst viel Ärger daheim eingeholt hatte, 
sagen müssen, sie, die deutschen Amtsbrüder, hätten die zur Versöh­
nung und zum Vergeben ausgestreckte Hand nicht ohne Vorbehalte 
angenommen und - das ist jetzt meine Formulierung des originalen 
Inhalts - mit der patzigen Selbstgefälligkeit auch das Vergessen 
gefordert, die den klassischen Missionar kennzeichnet, der immer 
recht hat und alles besser weiß. 

Nun aber, da dieses unser Land, nicht zerstört und waffenlos wie 
am 8. Mai 1945, sondern stark und bewaffnet und mit den Raketen 
schon an Bord, wenn auch noch nicht mit dem Finger am Abzugshahn 
(das Bundesverfassungsgericht hat Wege gewiesen, wie man dahin 
kommt), ein Gefahrenherd erster Ordnung, sich mit zunehmender 
Geschwindigkeit in eine glanzlose Isolierung begibt, soll der großmü­
tig konzedierte Besuch von Sergen-Belsen beschwichtigen. Das 
Ergebnis der ganzen Operation liegt schon jetzt auf der Hand. Die FAZ 
nennt es in einer Überschrift: "Ein Scherbenhaufen". Aber man muß 
die Ausführungen dazu lesen, und deren Inhalt heißt: Nun erst recht! 
Wörtlich: "Jene Amerikaner, die sich heute die Hirne vernebeln las­
sen, die vier Jahrzehnte einer gewachsenen Freundschaft bedenken­
los auf's Spiel setzen ... sie werden es noch bereuen .. . " Ja, wir dro­
hen, wir drohen, wie unsere Mission es erfordert, mit links (wie treff­
lich, daß es dort in der Tat einen Anti-Amerikanismus gibt), doch wir 
können jeden Anti-Amerikanismus mobilisieren, auch den von rechts: 
"Wehe", schreibt der Leitartikler dieser Zeitung, "wenn der Strom 
auch noch vom andern Ende des politischen Spektrums verstärkt 
wird, wozu Ansätze erkennbar sind" (wie trefflich, daß es auch diese 
Ansätze gibt!). Das hätten sie dann davon, daß sie nicht spuren, die 
Amerikaner. Der derzeitige Bundespräsident hat dasselbe schon frü­
her etwas anders formuliert (unser Stil ist facettenreich, die Sache ist 
immer dieselbe): Wir seien die treuasten der Bundesgenossen, "aber 
nur, wenn sie", die Amerikaner, "die Deutschen so nehmen, wie sie 
sind." Und wir sind offensichtlich, wie wir waren. Wie wir waren, als wir 
1918 d.ie Revolution auffingen, als wir 1933 den Untergang des Parla­
mentarismus mit Fackelzügen bejubelt haben und der Generalstreik 
nicht stattfand, als wir uns 1945 auf den Trümmern wiederfanden und 
seitdem, den Blick vorwärts, nie zurück, es sei denn auf die Legenden 
von der Gefährlichkeit der Demokratie, den schon wieder eindringen­
den Parlamentarismus gedrosselt, die Volksvertretung, ja das Volk 
selbst stumm zum Staatsorgan gemacht, den Souverän der Demo­
kratie unter die Kuratel eines Verfassungsgerichts gestellt, die bürger­
liche Demokratie schon während ihres Geburtsversuchs zu einer mili­
tanten gemacht haben, die die letzten Gefechte der Weltgeschichte 
schon siegreich bestanden und die BRD zu ewiger unverbesserlicher 
Gegenwart verurteilt hat. 

Versichern wir uns zum Schluß des nicht der eigenen Nabelschau 
entstammenden Bildes dieses unseres Landes: "Germans noto­
riously have wanted more from history than it is accustomed to pro­
vide ... Since 1945 there has been reluctance to accept the notion of 
West Germany as just one more stable prosperous, highly successful 
democracy in a lucky community of democracies, living better than 
anyone eise on Earth. Germans have said that the federal republic is 
,provisional' and unsatisfactory. Only a united Germany would not be 
provisional. But united within what borders? Germany's borders have 
never been all that certain ... Sonn constantly says that present bor­
ders could only change by peaceful agreements, in a Europe itself uni­
ted and, it seems, in a giving mood. Butthis is sentimental non­
sense and an evasion of the political facts created by Hitler's war 
and Hitler's defeat." Ich habe William Pfaff aus "International Herald 
Tribune" .zitiert. Und nun konfrontieren wir damit, was die unerschüt­
terliche Politik dieses unseres Landes ist, die sich eine Friedenspolitik 
nennt. Ich zitiere aus der geilen Fülle authentischen Materials den 
Staatssekretär Dr. Hennig als Repräsentanten verhältnismäßiger 
Ausformung der permanenten Ambition. Das ist die Darstellung der 
Bundesrepublik Deutschland als eines sozusagen geborenen Staates 

des mindestens Kalten Krieges. Wir hören es ja in allen Sonn- und 
Werktagsreden, was die unverrückbaren Grundlagen dieses Staats 
sein sollen und was, vom Bundesverfassungsgericht bekräftigt, in 
seiner Verfassung darüber stehen soll und was . 
in tausenden von Büchern und Zeitschriften vertieft, weiter befestigt 
und ausziseliert worden ist. Nur wenige Sätze mit Datum vom 21 . April 
1985: "Aus heutiger Sicht kann es ... eine Wiedervereinigung 
Deutschlands nur auf dem Wege geben, auf dem ganz Europa seine 
Teilung überwindet. Deshalb sollte insbesondere jeder Deutschland­
Politiker gleichzeitig ein besonders engagierter Europäer sein. Die '­
Wiedervereinigung könnten wir natürlich schon morgen haben, wenn 
wir bereit wären, auf die Freiheit zu verzichten." Wir wollen ja Wieder­
vereinigung "in Freiheit", wie wir auch "Frieden in Freiheit" wollen. 
"Frieden in Freiheit" ist übrigens eine Wortschöpfung Adolf Hitlers. Er 
sprach davon auf dem Höhepunkt der sog. Sudetenkrise. Ein kluger 
Lehrer von mir, dessen Stärke der knappe Kommentar war, sagte 
damals: "Frieden in Freiheit? Also: Krieg". Ich fahre fort im Zitat: "Die 
deutsche Frage ist ... in ihrem Kern kein territoriales Problem, sondern 
sie ist eine Frage der Freiheit. Solange die Freiheit nicht hergestellt ist, 
ist die deutsche Frage offen." Die Frage der Freiheit braucht sich also 
um keine territorialen Grenzen zu kümmern. Sie ist universal, und 
selbst der weiteste territoriale Aspekt bleibt noch zu schmal. Das 
heißt, daß letztlich die "deutsche Frage" von der Freiheit, die wir mei­
nen, in allen Räumen, die wir meinen, abhängt. Wir sind die ersten 
Bannerträger dieser Freiheit. Haben wir es nicht dadurch bewiesen, 
daß wir als solche zwei Weltkriege riskiert haben? Solange das Bran­
denburger Tor geschlossen sei, bleibe die "deutsche Frage" offen, 
hat der derzeitige Bundespräsident in Finnland verlauten lassen. 
Sollte es nicht umgekehrt sein? Sollte nicht das Schließen der deut­
schen Frage die erste unerläßliche Vorbedingung dafür sein, daß das 
Brandenburger Tor sich allmählich zu einem normalen zwischen­
staatlichen Verkehr öffnet? Aber diese Frage darf nicht gestellt wer­
den. Denn, so meint Herr Dr. Hennig, stellvertretend für alle, die das 
Sagen haben: "Jede Diskussion, ob die deutsche Frage offen sei, ist 
... höchst überflüssig. Die deutsche Frage hat sich weder rechtlich 
noch politisch erledigt. Nicht oft genug kann man in diesem Zusam­
menhang an die im Deutschlandvertrag niedergelegte Verpflichtung 
der drei Westmächte erinnern." 

Und hier ist nun also auf den der Verblendung entstammenden Irr­
tum über die wahre "Rechtslage Deutschlands" hinzuweisen. Es gibt 
entgegen der amtlichen BRD-These zwar keinen "fortexistierenden 
deutschen Gesamtstaat", mit dem angeblich ein "Friedensvertrag" 
noch abzuschließen sei. Aber es gibt nach dem Sündenfall zwischen 
den vier Besatzungsmächten, der mit der einseitig-dreiseitigen Grün­
dung des westdeutschen Separatstaats begonnen hat und folgerich­
tig die einseitige Gründung der DDR nach sich zog, zwischen jenen 
vier ehemaligen Besatzungsmächten immer noch Verpflichtungen, 
die sich auf "Deutschland" beziehen (deren von keiner dieser Mächte 
abgestrittenem Fortbestehen z.B. West-Berlin seine rechtliche Exi­
stenzsicherung verdankt). Wenn die Scherbenhaufen-Politik der BRD 
zum 8. Mai 1985 ein Gutes mit sich gebracht hat, dann die vermehrte 
und einigende Wachsamkeit der vier in bezug auf "Deutschland" nur 
gemeinsam handeln könnenden ehemaligen Besatzungsmächte. Es 
ist deutlich geworden, wie weit die Erpressung gegenüber einer ver­
meintlichen "Supermacht" im "freien Westen" gehen kann; aber 
gemeinsam sind die USA und die Sowjetunion sogar von dem ökono­
mischen, politischen und militärischen Riesen BRD nicht erpreßbar. 
Der frohlockende Leitartikler der FAZ von gestern, der es als einen 
Gewinn verbucht, daß die "Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte in 
Deutschland" in der DDR nicht "Gruppe der Sowjetischen Streitkräfte 
in der DDR" genannt werden darf, er irrt. Er irrt zum Glück grundle­
gend. Denn seine Fundsache hat nichts mit der vom Wunschdenken 
vorgegaukelten Anerkennung der" Fortexistenz des Völkerrechtssub­
jekts Deutschland" zu tun. Sie betrifft nur Verpflichtungen der vier 
Mächte untereinander, aus denen weder der nicht mehr existierende 
Gesamtdeutsche Staat noch in seiner "Vertretung" die Bundesrepu­
blik Deutschland irgendwelche Rechte ableiten könnte. Und das ist 
ein Zeichen der Hoffnung. Das wird wichtig sein, wenn es, was nach 
der Scherbenhaufen-Politik durchaus möglich ist, dahin kommen 
sollte, daß auch die Vereinigten Staaten ihr Verhältnis zur Bundesre­
publik Deutschland von Grund auf neu durchdenken und neu definie­
ren sollten. Vielleicht wird also doch noch einmal die Chance beste­
hen, die Nullifizierung des Tages Null zu nullifizieren. Das wäre die 
nicht verdiente, aber des Friedens wegen den Deutschen in diesem 
unserem Lande noch einmal eingeräumte Chance, ein ganz normaler 
westeuropäischer Staat ohne Wiedervereinigungsgeklingel und -
gedrohe und mit einem leidlichen bürgerlich-demokratischen Regie­
rungssystem zu werden. -Amen? Amen! 

Helmut Ridder hielt diese Rede am 5. Mai 1985 anläßlich einer Gedenkstunde 
der Friedensinitiative in der Theater-Fabrik in München. 



Bayer-Pflanzenschutzzentrum Monheit: 

>Agrarchemie als 
Schadstoffquelle< 
Täglich gibt es neue Nachrichten über 
gesundheitsgefährdende Schadstoff­
rückstände in unseren Nahrungsmit­
teln. Aufgerüttelt werden wir als Ver­
braucher von solchen Nachrichten 
meist nur dann, wenn sie sich durch das 
Bekanntwerden von akuten Gesund­
heitsbeeinträchtigungen zu Skandalen 
auswachsen. 
Der "Östrogen-im-Kalbfleisch-Skan­
dal" und der "Quecksilber-im-Thun­
fisch-Skandal" gehören zu solchen 
Furoremachern. Unlängst hatte auch 
die Bundeshauptstadt ihren "Gift-in­
Nahrungsmitteln-Skandal": Cadmium­
verseuchte Weiden im Umfeld des Che­
miewerkes Degussa-Marquardt (einer 
Bayer-Chemie-Tochter) hatten zu cad­
mium-verseuchten Milchprodukten aus 
dem Hause "Vita"-Milchversorgungs­
anstalt Rheinland geführt. Als das inkri­
minierende Gutachten nicht länger 
unter Verschluß gehalten werden 
konnte, wurde die Bevölkerung damit 
beruht, daß die verseuchte Milch so 
lange mit "guter" Milch von Eitelkühen 
gemischt werde, bis der Cadmiumanteil 
darin unter dem zulässigen Höchstwert 
liege. 
Festgelegt werden die zulässigen 
Höchstwerte von Schadstoffanteilen in 
Nahrungsmitteln durch das Bundesge­
sundheitsamt: "jeweils nach dem neue­
sten Stand der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse". Demnach könnten wir es 
uns alles ganz beruhigt weiter munden 
lassen - oder? 

Leider nicht! Denn zum einen gilt auch hier: 
Wo kein Kläger ist, ist auch kein Beklagter 
- und wer garantiert schon eine ständige 
Überwachung der Schadstoffanteile in 
Nahrungsmitteln? 
Zum anderen ist allerdings auch gegen­
über den festgelegten Höchstwerten 
durchaus Skepsis angebracht. Abgesehen 
davon, daß sich die Einstufung von Schad­
stoffmengen in Nahrungsmitteln als nicht 
gesundheitsgefährdend ausschließlich auf 
gesunde Erwachsene bezieht (Kranke, 
weniger Widerstandsfähige, Kinder, 
Schwangere bleiben völlig unberücksich­
tigt), gibt es bis heute keinerlei verwend­
bare Untersuchungen darüber, wie das 
Zusammentreffen verschiedener Schad­
stoffe (auch in den kleinsten, zulässigen 
Mengen) im Organismus des Menschen 
sich auszuwirken vermag: Wird dabei die 
Wirkung eines Schadstoffes verstärkt? 
Wird sie potenziert? Oder werden möglich­
erweise gar durch Schadstoffverbindun­
gen ganz neue, auch den Toxikalogen 

heute noch . völlig unbekannte Gifte 
erzeugt? 
Als sicher gilt unter Wissenschaftlern, daß 
sich verschiedene Schadstoffrückstände 
im Körper nicht aufheben. 
Schadstoffrückstände in unseren Nah­
rungsmitteln sind ein (Abfaii-)Produkt des 
sogenannten technischen Fortschritts der 
sogenannten entwickelten Menschheit. 
Unter den Hauptquellen für Schadstoff­
rückstände nimmt die Chemische Indu­
strie eben der industriellen Produktion 
(überhaupt der Müllbeseitigung und dem 
Kfz-Verkehr) eine herausragende Stellung 
ein. 

Mehr noch: Sie bietet sogar einen ganzen 
"Produktionsfaktor" als Schafstoffquelle 
an. Aus der richtigen Feststellung: "Der 
Friede in der Welt ist von der Lösung des 
Ernährungsproblems und der Beseitigung 
des Hungers abhängig", zieht die chemi­
sche Industrie den eigennützigen Schluß, 
daß zur Steigerung der Nahrungsmittel­
produktion dem "Produktionsfaktor Agrar­
chemie" eine wachsende Bedeutung 
zukommen müsse. 
"Die Agrarchemie umfaßt die Düngung, die 
Saatgutbehandlung, die Bodenpflege 
beziehungsweise Unkrautbekämpfung 
sowie alle übrigen Pflanzenschutzmaß­
nahmen im Acker- und Gartenbau", heißt 
es harmlos in einem Buch über "Landbau 
und Ernährung", das die Bayer AG zu 
"Informations- und Unterrichtszwecken" 
an Biologielehrer und -dozenten ver­
schickt. 
Daß durch den Einsatz der Agrarchemie in 
den letzten beiden Jahrzehnten erhebliche 
Produktionssteigerungen in der Landwirt­
schaft erreicht wurden, steht außer Zwei­
fel. Die EG-Landwirtschaft meldet soeben 
wieder eine Überschußproduktion im 
Werte von 16 Milliarden DM; etliche Millio-

Nicht nur schön, auch schön gefährlich ... 
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nen DM werden nun zusätzlich erforder­
lich, um diesen Nahrungsmittelüberschuß 
"dem Markt zu entziehen". Demgegenüber 
stehen wir vor eher wachsenden Hunger­
problemen nicht nur in der Dritten Welt, wie 
die neuasten Bilder aus den USA zeigen. 
Positiv hat sich die wachsende Bedeutung 
des "Produktionsfaktors Agrarchemie" 
allerdings auf die Umsatz- und Gewinnkur­
ven der chemischen Industrie ausgewirkt. 
Doch auch wir Konsumenten haben etwas 
davon: Getrost können wir inzwischen 
davon ausgehen, daß wir keine Mahlzeit 
mehr zu uns nehmen, ohne damit gleich­
zeitig die "Segnungen" dieses modernen 
Produktionsfaktors in Form von Schad­
stoffrückständen in Nahrungsmitteln zu 
konsumieren. 
Chemische Pflanzenschutzmittel (Pesti­
zide), darunter Mittel gegen Insekten 
(Insektizide), gegen Pilze (Fungizide) und 

. gegen "Un"-Kräuter (Herbizide) kommen in 
ständig wachsenden Mengen im Getreide­
' Futtermittel-, Obst- und Gemüseanbau 
zum Einsatz. Da es die Aufgabe dieser che­
mischen Mittel ist, das Leben von pflanzli­
chen und tierischen "Schädlingen" zu ver­
nichten, muß es nicht verwundern, wenn 
Rückstände dieser Pflanzen"schutz"mit­
tel, die via Nahrungskette in unseren Kör­
per gelangen, dann auch schädliche Aus­
wirkungen auf unseren Organismus 
haben. 
ln fast allen Lebensmitteln sind heute- als 
Rückstände aus den Pestiziden - die 
schwerabbaubaren Chlorkohlenwasser­
stoffe enthalten. Sie sind etwa in den -vor 
allem bei Obst- und Gemüsegroßhändlern 
- so beliebten Spritzmitteln DDT (Dichlor­
diphenyltrichloräthan), HCB (Hexachlor­
benzol) und HCH (Hexachlorcychlohexan) 

·enthalten. Der Einsatz von DDT ist zwar bei 
uns inzwischen verboten, die Einfuhr DDT­
haltiger Produkte wird jedoch nicht unter­
bunden. DDT -Rückstände sind vor allem in 
importierten Tafeläpfeln, Birnen und Wein­
trauben gefunden worden. Überhöhte 
Spritzrückstände von HCB und HCH wur­
den in verschiedenen Gebieten der BAD in 
Obst und Gemüse, aber auch in Milchpro­
dukten festgestellt. 
Chlorkohlenwasserstoffe gehören unbe­
stritten zu den gefährlichsten Umweltgif­
ten. Die Gefährlichkeit für den Menschen 
liegt darin, daß sich diese hochgiftigen 
Spritzmittelrückstände im Körper anrei­
chern. Die aufgenommenen Schadstoffe 
werden vorwiegend in Leber und Niere 
sowie im Fettgewebe gespeichert. 
Behinderungen von Organfunktionen, vor 
allem der lebensnotwendigen Entgiftungs­
funktion der Leber, chronische Leberlei­
den, Nervenschäden und Krebs gehören 
zu den möglichen schweren Gesundheits­
schäden, die durch Chlorkohlenwasser­
stoffe verursacht werden. Bei schwange­
ren Frauen kann es außerdem zur Fötus­
schädigung kommen. 
Eine andere Wachstumskurve im Rahmen 
des "Produktionsfaktors Agrarchemie" 
beschreibt den permanent gesteigerten 
Einsatz von chemischen Düngemitteln 
(Stickstoffen) in der landwirtschaftlichen 
Produktion. 
Nach den Erkenntnissen von Verbraucher­
zentralen und Toxikalogen sind giftige 
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Rückstände aus chemischen Düngemit­
teln (Stickstoffen) in fast allen pflanzlichen 
Nahrungsmitteln auffindbar. Dabei weisen 
die größten und schönsten Obst- und 
Gemüsestücke in der Regel die höchsten 
Stickstoffrückstände (und dabei gleichzei­
tig die geringsten Anteile an lebensnot­
wendigen Vitaminen und Mineralstoffen) 
auf. 
Durch die Stickstoffdüngung (bzw. in der 
Regel: Überdüngung) nehmen die Pflan­
zen überdurchschnittlich viel Nitrat auf, 
das sich durch Anreicherung im Zellge­
webe in das gefährliche Nitrit umwandeln 
kann. Besonders hohe Aufnahmekapazitä-

allem auch in den Ländern der "3. Welt" -
dienen der Produktion von Futtermitteln für 
diese Massentierhaltung, die den steigen­
den Fleischkonsum in den Ländern der "1. 
Welt" - vor allem in Europa und Nordame­
rika - decken sollen. Und dies, während 
gleichzeitig Millionen Menschen weiter 
hungern und verhungern, nicht zuletzt in 
den von multinationalen Konzernen land­
wirtschaftlich ausgebeuteten Anbaulän­
dern der "3. Welt". Vor allem aber werden 
zur besseren Ertragsausbeutung in der 
Futtermittel-Produktion immer neue und 
weitere Landstriche mit Pestiziden und 
Stickstoffen beladen. 

Vorsicht! Trinkwasser. 

ten weisen die Blattgemüse auf. 
Die stark krebserregende Wirkung von 
Nitrit, das sich durch die Verbindung mit 
bestimmten Eiweißbausteinen im Körper 
oder in Nahrungsmitteln in Nitrosamine 
verwandelt, wurde bereits in den fünfziger 
Jahren erkannt. Trotzdem ist der Einsatz 
von Stickstoff-Dünger gerade seit dieser 
Zeit rapide angestiegen. 
Und noch eine zusätzliche Gefahrenquelle 
liegt in der Stickstoffdüngung: Die Wider­
standsfähigkeit der stark gedüngten Pflan­
zen nimmt rapide ab. Dies wiederum führt 
- konsequent in der Logik des "Produk­
tionsfaktors Agrarchemie" - zu einem wie­
derum erhöhten Einsatz von Pestiziden. 
Auch in dem anderen großen Nahrungs­
mittelproduktionsbereich, der Viehzucht, 
blüht das Geschäft der chemischen und 
der mit ihr verschwisterten pharmazeuti­
schen Industrie- und auch hier mit gefähr­
lichen Folgen für die Gesundheit der Ver­
braucher. Mit staatlichen Subventionen in 
Milliardenhöhe sind - vor allem in den 
sechziger Jahren - marktbeherrschende 
großunternehmerische Massentierhaltun­
gen entstanden. Mehr als 90 % der land­
wirtschaftlich genutzten Flächen - vor 

(Die Katastrophe von Bhopal lenkte für 
einige Tage die Aufmerksamkeit der Welt­
öffentlichkeit auf die Gefahren, die den 
Menschen bereits durch die rücksichts­
lose Produktion von Pestiziden drohen.) 
Neben den Rückständen aus diesen Che­
mikalien in Futtermitteln, die sich wie im 
menschlichen, so natürlich auch im tieri­
schen Organismus anreichern, nehmen wir 
Fleisch(fr)esser zusätzlich noch meist 
unbekannte Mengen an Arzneimittelrück­
ständen durch die Nahrung in uns auf. 
Im Unterschied zu den chemischen Rück­
ständen aus Pflanzen"schutz" und Stick­
stoffdüngung, bauen sich die meisten Arz­
neimittel im Körper der Tiere zwar nach 
kurzer Zeit wieder ab. Da Masttierhalter 
jedoch gesund und munter aussehende 
Tiere zum Schlachthof bringen wollen, 
werden die Tiere eben auch noch kurz vor 
dem Schlachttag mit Medikamenten voll­
gestopft. Rückstände aus diesen Arznei­
mitteln reichem sich vor allem in den Aus­
scheidungsorganen Leber und Niere sowie 
im Fettgewebe der Tiere an. 
Die Verabreichung von synthetischen Hor­
monen an Tiere ist zwar seit dem "Östro­
gen-im-Kalbfleisch-Skandal" verboten. 



Nach den Erkenntnissen der Deütschen 
Forschungsgemeinschaft besteht jedoch 
nach wie vor .,Anreiz zur mißbräuchlichen 
Verwendung dieser Hormone in der Tier­
produktion, da ihr Nachweis bei den routi­
nemäßigen Schlachttieruntersuchungen 
kaum und bei den Fleischuntersuchungen 
in der Regel nur nach Einleitung weiterfüh­
render Untersuchungen möglich ist." 
Rückstände aus synthetischen Hormonen, 
die vor allem im Kalbfleisch, Babynahrung, 
Milch und Eiern gefunden wurden, können 
zu Thrombosen, Embolien, zu gesteiger­
tem Herzinfarktrisiko und zur Krebsbildung 
führen. 

Das Gleichnis 
vom gekochten Frosch 
Taucht man einen Frosch in einen Topf 
mit heißem Wasser, so sucht er wie 
rasend das Gefäß zu verlassen. Setzt 
man ihn jedoch in kaltes Wasser, wel­
ches nur langsam erhitzt wird, so läßt 
sich das Tier zu Tode kochen, ohne daß 
es sich besonders dagegen wehren 
würde. Dieses Gleichnis charakterisiert 
treffend die Situation des zivilisierten 
Menschen in seiner von Tag zu Tag 
mehr verseuchten Weit. 

Rachel Garsan 

Wachsender Beliebtheit erfreuen sich Anti­
biotika, Psychopharmaka und neuerdings 
auch Betablocker in Kuh- und Schweine­
ställen und in den Legebatterien der Hüh­
ner. Die engzusammengepferchten Tiere 
bieten ein besonders günstiges Angriffs­
und Verbreitungsfeld für Bakterien. Deren 
Wachstum und Verbreitung soll dann mit 
dem massenhaften Einsatz von Antibiotika 
gehemmt werden. 
Beim Menschen, der Antibiotika-Rück­
stände in der Nahrung unwissentlich mit 
aufnimmt, können dadurch (überlebens-) 
·notwendige Medikamente gegen Infek­
tionskrankheiten unwirksam werden. Denn 
bekanntlich haben kleine unwirksame 
Konzentrationen von Antibiotika die Eigen­
schaft, daß sie zur Resistenz von Bakterien 
führen. 
Durch den Einsatz von Psychopharmaka 
und Betablockern (letztere vor allem bei 
den sensiblen Schweinen) sollen die ein­
gepferchten und zu Schnellwüchsigkeit 
und Fleischreichtum überzüchteten Tiere 
vor StreB, Stoffwechseleinbrüchen und 
plötzlichem Herztod bewahrt werden -
nicht so sehr aus Tierliebe, sondern weil 
sonst die Fleischproduktion beeinträchtigt 
werden könnte. Rückstände aus diesen 
Arzneimitteln in unseren Nahrungsmitteln 
sind vor allem für Menschen mit Asthma 
bronchiale, Herzinsuffizienz, Diabetes und 
Heuschnupfen gefährlich. 
Daß in dieser unnatürlichen auf Chemie 
und Pharmazie beruhenden Intensiv-Tier­
haltung nicht nur schadstoffbelastetes, 
sondern überdies auch noch minderwerti­
ges Fleisch produziert wird, scheint weder 
Großtierhalter noch die profitierenden 
lndustrieen zu beunruhigen. Warum auch, 
wenn keine Sanktionen zu befürchten sind. 
Zwar gibt es innerhalb der Europäischen 

Gemeinschaft gesetzliche Bestimmungen, 
die die Verwendung von Tierarzneimitteln 
sowohl zeitlich als auch mengenmäßig 
begrenzen und regeln. Doch werden diese 
Bestimmungen vermutlich mit Wissen 
oder gar Unterstützung der betroffenen 
Industrie, des Medikamenten-Großhan­
dels und der großen Futtermittelhändler 
unterlaufen - mittels eines inzwischen gut 
durchorganisierten und bestens florieren­
den Schwarzmarktnetzes. Diese Tatsache 
ist wohl auch politisch Verantwortlichen 
und Behörden bekannt. Ihre Reaktion: Hier 
handele es sich um so eine Art Mafia, der 
nicht beizukommen sei. (ln Italien ist es 
inzwischen offensichtlich geworden, daß 
der Mafia deshalb nicht beizukommen war, 
weil sich Verantwortliche aus Politik, 
Gesellschaft und Wirtschaft dazu selbst 
hätten verfolgen müssen!) 
Im Deutschen Lebensmittelgesetz heißt es 
in § 8: .,Es ist verboten 1. Lebensmittel für 
andere derart herzustellen oder zu behan­
deln, daß ihr Verzehr geeignet ist, die 
Gesundheit zu schädigen, 2. Stoffe, deren 
Verzehr geeignet ist, die Gesundheit zu 
schädigen, als Lebensmittel in den Verkehr 
zu bringen." 
Es gibt also gute gesetzliche Grundlagen, 
sie müßten vielleicht besser konkretisiert 
werden, vor allem aber müßte ihre Einhal­
tung besser kontrolliert werden. Doch wie 
gesagt: Wo kein Kläger ist, da ist auch kein 
Beklagter! 
ln ihrem Buch "Der stumme Frühling" hat 
die Amerikanerin Rechel Garsan bereits 
vor fast 25 Jahren vor der Leichtfertigkeit 
gewarnt, mit der tödliche, Mensch und Tier 
in gleicher Weise gefährdende Gifte, 
angeblich zum Nutzen der Menschheit, in 
Landwirtschaft und Viehzucht eingesetzt 
würden. Man hat Rachel Garsan damals 
vorgeworfen, sie betrachte die Gefahren 
der modernen Chemie (heute genannt: 
Produktionsfaktor Agrarchemie") zu ein­
seitig und übersehe dabei deren Nutzen. 
Jede Zeit hat eben ihre Kassandra! 
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Für einen liberalen 
von Theo Schiller 

Die >Zeit< mochte 
sie nicht drucken, die 
Replik von 
Theo Schiller zu Ralf 
Dahrendorfs Aufsatz 
>>Eine Partei mit kranker 
Seele« (31. 8. 84). 
Ein Grund für die ld, die 
Hausaufgaben des 
Hamburger Wochen­
blattes nachzuholen. 
Doch nicht der einzige: 
Theo Schiller faßt hier 
eingangs Dahren­
dorfschen Hauptge­
danken zusammen und 
arbeitet dann wichtige 
Themen eines demo­
kratischen und sozialen 
Liberalismus heutiger 
Prägung heraus. 

R alt Dahrendorf hat in der ZEIT öf­
fentlich sein parteipolitisches 
Herz ausgeschüttet und die FDP 

einer schonungslosen Analyse unterzo­
gen. Parteiintern hat er damit die insze­
nierte neue Pseudoharmonie schwer ver­
letzt, und so wird er wohl mit den in Par­
teien geläufigen subtilen Formen der Äch­
tung gestraft. Aber er kann sich auch gro­
ßen Zuspruchs erfreuen: von einigen 
sozial-liberalen "Überwinterern" in der 
FDP, von den liberalen Bürgern mit intakt 
gebliebenem Verständnis politischen 
Anstands und nicht zuletzt von denen, die 
im Herbst 1982 mit Abscheu und Resigna­
tion Genschers Kaderpartei verlassen 
haben, um nach neuen Wegen für liberale 
Politik zu suchen. Viele werden wehmütig 
daran denken, was alles hätte bewirkt 
werden können, wenn schon im Herbst 
1982 Dahrendorfs klare Worte gefallen 
und von ihm und einigen anderen klare 
Konsequenzen gezogen worden wären. 
Die klaren Worte sind jetzt da, über die 
klaren Konsequenzen wird noch zu reden 
sein. Dahrendorf hat zwar nur über die 
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FDP geschrieben; aber eröffnet hat er, 
wenn der Anstoß etwas bewirken soll, 
eine Debatte über den Liberalismus und 
die Notwendigkeit einer liberalen Partei in 
der Bundesrepublik Deutschland. 
Wesentliche Punkte der Dahrendorfschen 
Analyse seien zustimmungshalber noch 
einmal notiert. Er zeichnet die FDP als eine 
Partei im Niedergangsprozeß, der zwar 
schon vor 1982 im Gange war, aber seit 
der Wende im Herbst 1982 neue Dimen­
sionen mit inzwischen wachsender 
Geschwindigkeit annahm. Jenseits der 
beklemmend-genüBlichen Personencha­
rakterisierungen teile ich insbesondere 
Dahrendorfs Hervorhebung des bereits in 
den 70er Jahren einsetzenden Trends zur 
programmatischen Auszehrung, der Zen­
tralisierung der Organisationsstruktur, der 
neuerlichen Zuwendung zu Sonderinter­
essen, der zynismusfördernden wachsen­
den Kluft zwischen programmatischer 
Retorik und der alltäglichen Taktiererei. 
Seine Feststellung, daß die "Wende" 
wegen des Eintritts in die Regierung Kohl, 
die ohne Legitimation durch Partei und 
Wähler erfolgte, unerträglich gewesen sei, 
kann man nur doppelt unterstreichen. Für 
die Zeit nach der Wende kann man die 
Reihe fortsetzen, nachdem die FDP auch 
nach der Überlebenschance der Wahl im 
März 1983 nervös, aber bewegungsunfä­
hig im christdemokratischen Leihstim­
men-Gefängnis einsitzt: von Lambsdorff 
bis Möllemann, vom Volkszählungsdeba­
kel bis zur Ausländerpolitik, von der 
Amnestie für illegale Parteispenden bis 
Buschhaus, von der Nachrüstung bis zur 
dilettantischen Deutschlandpolitik häufen 
sich Affären, Pannen und politische Fehl­
entscheidungen und zerfressen die Reste 
personeller und inhaltlicher Glaubwürdig­
keit. Dahrendorf wollte offenkundig ange­
sichts dieser Fahrt in den Abgrund zur 
Umkehr rufen - allerdings zu spät und 
wohl auch vergeblich. Seiner Schlußfolge­
rung fehlt die Eindeutigkeit. Daß die FDP 
die Regierung Kohl verlassen müßte, ist 
logisch. Daß sie es nicht kann, stimmt 
auch. Es wird sich aber zeigen, daß es 
eine praktische Lösung, wenn auch nicht 
des FDP-Problems, so doch des liberalen 
Problems gibt. 
Ralf Dahrendorf hat immer Wert darauf 
gelegt, daß zwischen der FDP und dem 
Liberalismus unterschieden werden 
müsse (z.B. in seinem Buch 'Die Chancen 
der Krise'). Diese Einsicht gilt es jetzt 
ernstzunehmen. Liberalismus ist auch 
ohne FDP denkbar, freilich nicht deshalb, 
weil die beiden Großparteien CDUICSU 
und SPD auch noch das Markenzeichen 
'liberal' in ihren Etikettenhandel aufneh­
men (daß alle Parteien im rechtsstaatlich­
demokratischen Grundkonsens auf 

geschichtlichem Boden des Liberalismus 
stehen, versteht sich von selbst). Erstens 
gibt es viele Formen eines unorganisierten 
Liberalismus (von dem · auch die FDP in 
der Vergangenheit Zuspruch erhielt), und 
zweitens gibt es die · Möglichkeit, eine 

· neue liberale Partei von Grund auf und 
ehrlich neu aufzubauen (auch dafür gibt es 
in Gestalt der Liberalen Demokraten einen 
organisatorischen Ausgangspunkt). Dah­
rendorf sagt mit guten Gründen, daß es 
die FDP geben sollte, ohne daß er wisse, 
ob sie das wolle. Ich teile seine Ansicht, 
daß es eine liberale Partei geben muß, 
aber es muß, nach allem, was geschehen 
ist, nicht die FDP sein. 
Die Frage eines organisatorischen Neuan­
fangs des Liberalismus würde sich heute 
nicht stellen, wenn die FDP die Chancen 
eines politischen Neuanfangs, wie er 
Anfang der 1970er Jahre bereits eingelei­
tet war, genutzt hätte. Mit dem Freiburger 
Programm von 1971 hatte sie ja den 
Anschluß an ihre eigene Vorgeschichte in 
Form des sozialen Liberalismus Friedrich 
Naumannscher Prägung (aus der Zeit vor 
1914) gefunden. Diese wiedergefundene 
Position zu halten und weiterzuentwik­
keln, statt sie (wie Dahrendorf richtig sieht) 
seit 197 4 in einer kontinuierlichen Kursab­
weichung zu verspielen, war die uneinge­
löste Aufgabe der 70er Jahre. Ihre Bewäl­
tigung hätte die Grünen unnötig gemacht. 
Daß die Grünen nötig und möglich wur­
den, geht auf dieses grundsätzliche Ver­
säumnis zurück: 

• Obwohl die FDP schon 1971 umweltpo­
litische Perspektiven entwickelte, ließ 
sie sich das Thema rasch aus der Hand 
nehmen; in dem Spannungsfeld zwi­
schen Ökonomie und Ökologie beugte 
sie sich willig den Wirtschaftsinteressen 
(so in der Atomenergiefrage, aber auch 
in einer Vereinbarung mit der 
Automobilindustrie für ein 1 0-Jahres­
Moratorium gegen den Abgas-Kataly­
sator), so daß Umweltschutzforderun­
gen konsequenterweise nur durch Bür­
gerinitiativen, Demonstrationen und 
schließlich auch Grüne vertreten wer­
den konnten. 

• Trotz des Anspruchs, "Hüterin" des 
Rechtsstaates zu sein, hat die FDP zu 
viele opportunistische Kompromisse 
gemacht, sei es in Sachen 'Berufsver­
bote', bei der sogenannten Anti-Terror­
Gesetzgebung, beim Polizeirecht usw. 
(wenn sie auch einiges Schlimmere ver­
hindert hat), neuerdings beim Demon­
strationsrecht Das Bedürfnis nach 
unverfälschter Wahrung liberaler Bür­
gerrechte ist enorm gewachsen (vgl. 
etwa den Volkszählungsprotest), aber 
die Halbheiten der FDP waren für viele, 



Neuanfang 
vor allem junge Leute, alles andere als 
attraktiv. 

• Entgegen ihrer Rhetorik vorausblicken­
der Abgeklärtheit blieb die FDP im 
wesentlichen blind gegenüber abseh­
baren gesellschaftspolitischen Struk­
turproblemen. Die Ansätze der Per­
spektivtkommission von 1977 zur 
Bewältigung der Ausbildungsengpässe 
und der vorprogrammierten Arbeitslo­
sigkeit Anfang der 1980er Jahre wurden 
in den Wind geschlagen, stattdessen 
wappnete man sich mit ideologischer 
Borniertheit aus der marktwirtschaft­
lich-wachstumspolitischen Mottenkiste 
und stolperte blind und zynisch in das 
unschwer prognostizierbare Debakel. 

• Im außenpolitischen Bereich hat zwei­
fellos die kurzsichtige, unsensible und 
phantasielose Handhabung der Mitlei­
streckenrüstung die FDP, wie die 
Regierung Schmidt/Genscher insge­
samt, ins Abseits manövriert, freilich in 
schwieriger internationaler Gesamtkon­
stellation. 
Wieder einmal in der devtschen 
Geschichte ist durch diese Entwicklung 
der Liberalismus undeutlich und inhalts­
leer geworden, weil man aus Koalitions­
taktik vor dem Konservatismus zu 
Kreuze kroch. Doch ist die liberale Idee 
letztlich stark genug, um eine Phase der 
Diskreditierung zu überleben. Dahren­
dorf hat dazu selbst durch seine Schrif­
ten (weniger durch seine FDP-Mitglied­
schaft) beigetragen.ln der jetzigen Krise 
des Liberalismus wird man sich freilich 
der Notwendigkeit nicht entziehen kön­
nen, sich der Tragfähigkeit und Gestal­
tungskraft des Liberalismus erneut zu 
versichern. Der Sympathiegehalt des 
Wortes ",iberal" und seine Beliebtheit im 
semantischen Kalkül der beiden Groß­
parteien reichen nicht aus. Ich will daher 
die Umrisse der inhaltlichen Konzeption 
eines erneuerten Liberalismus skizzie­
ren, ehe ich aus der Fragestellung und 
dem FPD-Dilemma Ralf Dahrendorfs · 
eine praktische parteipolitische Schluß­
folgerung ziehe. 

Neue Weichenstellung 
des Liberalismus 

Die Liberalen selbst haben es dazu kom­
men lassen, daß 'liberal' und 'Liberalis­
mus' diffus und widersprüchlich erschei­
nen. Nur Liberale können das ändern, 
indem sie ihre Grundbegriffe und wesent­
lichen Fragestellungen klarstellen. Sie 
müssen vor allem falsche Alternativen 
ausräumen. Eine der unglücklichsten Vor­
stellungen kreist um ein Gegensatzpaar: 
Liberale seien stets für den 'Markt' und 
gegen den 'Staat'. Auch in den letzten 

Jahren fungierte dieser Gegensatz als gei­
stige und rhetorische Notbremse im Wen­
dehammer. Zweifellos stand diese Präfe­
renz für den Markt am Anfang des wirt­
schaftlichen Liberalismus und sie wurde 
von Adam Smith besser und differenzier­
ter begründet, als seine Epigonen je wahr­
haben wollten. Doch zwei gegenläufige 
Entwicklungen haben schwerwiegende 
Veränderungen bewirkt: erstens wurde 
die öffentliche Gewalt des Staates demo­
kratisiert, und zweitens wurden die wirt­
schaftlichen Strukturen bei aller äußeren 
Marktform durch Kapitalkonzentration 
oligarchisch deformiert (einiges an 
staatlicher Willkür und an wirtschaftli­
chem Wettbewerb blieb natürlich den­
noch übrig). Eine bloße Fixierung auf 
'Markt' contra 'Staat' wäre Fetisch und 
offenkundig auch ideologische Legitimie­
rung der großen Wirtschaftsimperien. Wer 
die ursprünglich liberale Marktidee ernst­
nimmt, muß sie in verallgemeinerter Form 
auf die heutigen Realitäten anwenden: 
Liberalismus am Ende des 20. Jahrhun­
derts muß eine radikale Politik des 
Abbaus und der Kontrolle wirtschaftlicher 
und politischer Machtapparate sein. Wer 
im Zeitalter der Computerbürokratien das 
Max-Weber-Problem der Bürokratisie­
rung der Weit immer noch nicht ernst­
nimmt, hat sich als Liberaler endgültig 
politisch verabschiedet. 

Abbau und Kontrolle 
der Glaspalast-Bürokratien 

Die Glaspalast- und Computerbürokratien 
umgeben uns heute auf Schritt und Tritt 
und mit der Forderung nach 'Datenschutz' 
wird das Problem schon fast verharmlost. 
Wir leben nicht nur in der Gefahr des Über­
wachun~sstaates, sondern die Tendenz 
heißt Uberwachungsgesellschaft. ln 
ihrem Herrschaftsinteresse und ihren 
Machtmechanismen sind sich die Glaspa­
last-Bürokratien ziemlich ähnlich, ob es 
sich um staatliche Großbürokratien han­
delt oder um Konzernzentralen, Banken, 
Versicherungen, Wohnungsbaugesell­
schaften (einschließlich der gewerk­
schaftseigenen) oder die derzeit ausgrei­
fenden Medien-Großsysteme. Das Netz 
der Steuerung und sozialen Kontrolle der 
Individuen durch diese Machtapparate 
besteht schon länger, aber durch die 
neuen Möglichkeiten von Informations­
technik, Informationsverarbeitung und 
Informationsverbund zieht es sich jetzt 
mächtig zusammen. ln dieser Lage als 
Liberaler bloß nach "Entstaatlichung" zu 
rufen, wäre eine törichte Halbheit, weil so 
den Privatbürokratien indirekt noch 
Schützenhilfe zuteil würde. Vielmehr muß 
es um Abbau, Entflechtung und Kontrolle 
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privater ebenso wie öffentlicher Großbü­
rokratien gehen, aber nicht nur durch 
Datensammlungs- und austauschsper­
ren, sondern auch durch echte Kompe­
tenz- und Rechtsbeschneidungen zugun­
sten individuellen Freiraums. Müssen Ver­
fassungsschutzämter (von der Spionage­
abwehr abgesehen) wirklich sein? Wie 
"präventiv" darf die Verbrechensbekämp­
fung werden, ohne in Verhaltensüberwa­
chung umzukippen? Was wird durch 
Videoüberwachung in Kaufhäusern, vor 
Banken und an Briefkästen alles aufge­
zeichnet? Wieviel Datenaustausch zwi­
schen Krankenkassen (öffentlichen und 
privaten) ist mit der Privatsphäre des ein­
zelnen und mit der Vertragsfreiheit verein­
bar? Wie sieht es mit datenbezogener 
Amtshilfe zwischen Polizei, Universitäts­
verwaltungen und Sozialversicherungen 
eigentlich aus? Wieviel Willkür darf sich 
die Sozialhilfebürokratie angesichts der 
auch für Sozialhilfeempfänger geltenden 
Menschenwürde erlauben? Führen die 
derzeitigen Einkommens- und Familiener­
hebungen bei Sozialmietern am Ende 
wirklich die Senkung der Fehlbelegungs­
rate herbei oder werden es nur miß­
brauchbare Datenhalden? Müssen Libe­
rale (anders als die FPD) nicht endlich 
deutlich gegen betriebliche Personalinfor­
mationssysteme Stellung nehmen? Wie 
es mit Bankauskünften gegenüber Dritten 
steht, löste kürzlich heftige Kontroversen 
aus. Volkszählung, maschinenlesbarer 
Personalausweis, Rasterfahndungsme­
thoden der Polizei und viele andere Einzel­
vorhaben haben bereits eine kritische 
Öffentlichkeit beschäftigt. Hier wird libe­
rale Opposition gegenüber bürokrati­
schen Machtapparaten ebenso anschau­
lich wie lebendig. 
Liberale müssen Bürger unterstützen, die 
sich gegen die Überwachungsbürokratien 
wehren. Sie sollten ihnen aber auch 
Instrumente verschaffen, um nicht nur 
defensiv, sondern auch offensiv vorgehen 
zu können. Dazu gehört die Forderung 
nach freiem Zugang jedes Bürgers zu 
allen Verwaltungsinformationen ein­
schließlich der Akten (in den Grenzen des 
Persönlichkeitsschutzes Dritter) gemäß 
der Gesetzgebung in Schweden, Kanada, 
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Niederlanden und den USA ("Freedom of 
Information Act"). Die Geheimniskrämerei 
der Verwaltung nach alter obrigkeitsstaat­
licher Tradition hat in einer Demokratie 
keinen Pl'atz, denn der Bürger muß kon­
trollieren können, wie von den Behörden 
die Gesetze angewendet werden, deren 
Legitimation letztlich auf die demokrati­
sche Legitimation durch die Bürger 
zurückgeht. Dieses Recht auf eine "glä­
serne Verwaltung" würde es der Aktivität 
mündiger Bürger ermöglichen, den Filz 
zwischen den Glaspalast-Bürokratien 
eigenhändig zu durchforsten und viel­
leicht auch auszumisten. Wieviel zu tun ist 
hat spätestens der Parteispendensumpf 
offenkundig gemacht. Hier hat ein ernst­
hafter Liberalismus Aufgaben für Jahr­
zehnte. Nicht jede Bürokratie, nicht jede 
Großorganisation wird dabei abgeräumt 
werden können; ein Rentenversiche­
rungssystem braucht ebenso Einkom­
mensdaten wie einen großen Einzugsbe­
reich. Aber wenn man heute nicht anfängt 
einzudämmen, zu dezentralisieren, zu 
entflechten, transparent zu machen, wird 
die Krake der Computerbürokratien alles 
überwuchern, was in langer Zeit an Frei­
heitlichkeit aufgebaut wurde. 

Marktwirtschaft statt 
Kapitaloligarchie 

Die liberale Faszination durch die Markti­
dee fußt auf der Annahme des freien Ver­
trages, also der Existenz von Entschei­
dungsalternativen und einer relativen 
Gleichgewichtigkeit der Machtposition 
(der Ausstattung, der Sanktionsbasis 
usw.). Am Arbeitsvertrag und der "sozia­
len Frage" ist seit langem bekannt, daß bei 
existentiellem Zwang zum Vertragsab­
schluß die "Marktfreiheit" zum Diktat des 
wirtschaftlich Stärkeren, traditionell des 
Unternehmers umschlägt. Der Liberale 
Lujo Brentano trat daher um eines Gleich­
gewichtes willen für Gewerkschaften, 
aber gegen Arbeitgeberverbände (!) ein 
(schon vor 1900). Das Beispiel soll hier nur 
die grundsätzliche Problematik des 
Marktbegriffes anzeigen: ohne Analyse 
der realen Machtsstrukturen in Märkten 
schrumpft die Beschwörung der "Markt­
wirtschaft" auf ein plumpes ideologisches 
Schlagwort. ln der Verwendung der FDP 
im letzten Jahrzehnt ist 'Markt' und 
'Marktwirtschaft' nur ein anderes Etikett 
für die Gewinninteressen der privaten 
Kapitalbesitzer (wobei das Arbeitsplatzar­
gument nie fehlt). Ein Liberalismus von 
morgen müßte aber kritisch von Markt­
strukturen sprechen und gegen die 
Machtvorteile des geballten Kapitals Stel­
lung beziehen. Dazu bedarf es, wie ja 
bereits die neoliberalen Autoren der 40er 
und 50er Jahre gepredigt haben, strikter 
staatlicher Rahmenbedingungen. Wir alle 
kennen das Sündenregister der letzten 40 
Jahre, sei es im Kartellrecht, beim Versa­
gen in Umweltfragen, beim mangelnden 
Verbraucherschutz, beim ungehemmten 
Eigentumsmißbrauch in der steuerlich 
nicht blockierten Bodenspekulation usw. 
Zweifellos ist ein liberales Konzept der 
Wirtschaftsordnung nicht vereinbar mit 
dem System einer zentralen Planwirt­
schaft, und zwar nicht nur unter Effizienz-
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gesichtspunkten, sondern vor allem 
wegen der sonst entstehenden unkontrol­
lierbaren Machtballung. Ein Neo-Feuda­
lismus von Kapitaloligarchien kann dann 
aber ebensowenig im Sinne des Liberalis­
mus sein. Monopolverbote müssen statu­
iert und durchgesetzt werden, Wettbe­
werb muß gesichert, Marktzugang ermög­
licht werden. Großbanken und Versiche­
rungen dürfen nicht durch ihre Investi­
tionslenkungsmacht den Status eines 
heimlichen Planministeriums ohne demo­
kratische Kontrolle beanspruchen; hier 
hilft nur Entflechtung und eine scharfe 
Mißbrauchsaufsicht über das Kreditge­
werbe. -Aber Wettbewerb allein, wäre er 
garantiert, ist noch nicht alles. Wettbe­
werb schützt weder Luft, Wasser, Boden 
noch Landschaft, wenn ihr Verbrauch und 
ihre Vergiftung für alle Wettbewerber zum 
Nulltarif zu haben ist, weil sie keinen 
Marktpreis haben und der soziale Preis 
nicht eingefordert wird. Schon F. A. von 
Hayek hat früh strikten staatlichen 
Umweltgesetzen den liberalen Segen 
erteilt (ohne freilich heftig für sie zu kämp­
fen). Heute setzen (vielleicht schon zu 
spät) die Grünen durch, was Liberale 
längst hätten tun müssen. - Zwar nicht 
völlig ohne Preis und Stimme wie die 
Umweltgüter, aber doch oft zu schwach 
und daher benachteiligt sind andere 
Marktteilnehmer, ohne daß allein der 
Wettbewerb ihnen zu einer gleichwertigen 
Position verhilft. Das sind klassisch die 
Arbeitnehmer, das sind aber auch die Ver­
braucher, zunehmend die große Gruppe 
der "abhängigen Selbständigen", die als 
Zulieferer, Pächter, Vertragshändler, Sub­
unternehmer usw. an ein Wirtschaftsim­
perium gebunden sind (auch viele Land­
wirte finden sich inzwischen in der Stel­
lung von Vertragsbauern); hier entstehen 
dauerhafte Abhängigkeitsverhältnisse mit 
wenig Entscheidungsspielraum, bei 
denen ein Plädoyer für "Markt" die rechtli­
che Stärkung der Schwächeren gegen die 
Übermacht der Großen Zentralen heißen 
muß. Marktwirtschaft muß gegenüber den 
Oligarchien immer neu erkämpft werden­
immer noch ein liberales Jahrhundertpro­
blem. 
Marktwirtschaft ist auch wichtiger als Pri­
vateigentum am Wirtschaftsvermögen. 
Zwar war Eigentum historisch ein wesent­
licher Faktor für die Dezentralisierung 
wirtschaftlicher Verfügung und Verant­
wortung, aber inzwischen kippte es in ein 
zentralisiertes Herrschaftsinstrument um. 
Nachdem nunmehr ohnehin fast 90 % der 
Erwerbstätigen abhängig beschäftigt 
sind, ist die Freiheitsverbürgung durch 
Eigentum eine sehr elitäre Angelegenheit 
geworden. Wirtschaftliche Dezentralisie­
rung und Gewaltenteilung erfordert offen­
bar neue Instrumente. Die Aktie war ein­
mal so gedacht, hat aber Zentralisierung 
erleichtert. Die Mitbestimmung als 
Gegenmacht und Kontrolle durch Arbeit­
nehmervertreter hat Machtballung nur 
partiell mildern können. Neue Formen des 
Eigentums, vor allem genossenschaftli­
che, könnten weiterhelfen, müssen aber 
durch entsprechende Strukturen der 
Betriebsorganisation flankiert werden. 
Letztlich wird sich die Frage stellen, wie 

die laufende Vererbung der großen Wirt­
schaftsvermägen unterbrochen werden 
kann (das Erbrecht ist ohnehin ein Fremd­
körper im "Leistungsprinzip"). Kari-Her- · 
mannFlach und die Freiburger Thesen der 
FDP von 1971 haben (unbeachtet) die For­
derung nach einer einschneidenden 
Nachlaßabgabe erhoben. Damit nicht der 
Staat alles erbt (und zentralisiert), kann 
eine Lösung wohl nur darin liegen, daß 
Erbschaften nach maximalen individuel­
len Erbsummen auf möglichst viele Köpfe 
(evtl. auch Stiftungen) verteilt werden 
müssen. Der Liberalismus muß die Erb­
schaftsfrage neu aufrollen. Nur dann wird 
ein neuer Dezentralisierungsschub in der 
Wirtschaft durchsetzbar sein. 

Demokratisierung staatlicher 
Wirtschaftspolitik 

Und staatliche Wirtschaftspolitik? Nach­
dem in westlichen Gesellschaften heute 
auf Grund gewachsener Aufgabenbe­
stände und Abgabensysteme zwischen 
40 und 60 % des Sozialprodukts durch 
den Staatssektor laufen, wäre es absurd, 
mehr als ein begrenztes Zurückschneiden 
für erreichbar zu halten. Es wäre unverant­
wortlich, das mit dem Staatsanteil verbun­
dene Einflußpotential nicht auf vernünftige 
Ziele auszurichten. Das verlangt in der 
Konsequenz ein bestimmtes Maß an 
Zukunftsplanung, verläßlichen künftigen 
Verwendungsperspektiven und öffentlich 
diskutierte, demokratisch legitimierte Kri­
terien für öffentliche Aufgaben und Mittel­
einsatz. Eine pauschale Staatsverteufe­
lung, wie sie derzeit in neokonservativen 
Kreisen (z. T. unter dem irreführenden Eti­
kett "Neo-Liberalismus") inszeniert wird, 
blockiert nur die notwendige Debatte über 
eine sinnvolle Neuabgrenzung der öffent­
lichen und der privaten Aufgaben. Sicher 
ist, daß der Keynesianismus mit seinem 
konjunkturregulierenden Instrumentarium 
allein die gegenwärtigen wirtschaftlichen 
und sozialen Steuerungsprobleme nicht 
lösen kann. Aber auch das beste Instru­
mentarium ist nutzlos, wenn man keine 
oder widersprüchliche Ziele hat, denen sie 
dienen sollen (hier liegt auch das Debakel 
der Investitionslenkungspläne begraben). 
ln einer liberalen Wirtschaft können die 
Ziele nie allein vom Staat formuliert wer­
den. Aber die Ziele, auf die staatlicher Ein­
fluß ausgerichtet werden soll, müssen 
demokratisch zustandekommen und 
Bedürfnisse der Bürger widerspiegeln. 
Sonst kommt es zu Unsinnigkeiten, wie 
wir sie derzeit erleben: für Fernwärmelei­
tungen fehlt das Geld, aber die Städte 
werden für weitere Fernsehkanäle verka­
belt, ohne daß die Bürger das wollen -
und das alles im Namen der Marktwirt­
schaft. Die Debatte über die mittel- und 
langfristigen Ziele staatlicher Strukturbe­
einflussung läßt sich (es sei denn, man 
heißt Flick) nicht privatisieren; sie muß 
aber auch demokratisiert werden, weil wir 
uns sonst gegen die weitere Beglückung 
mit Straßen, Atomkraftwerken, Kabelsy­
stemen und was sonst nicht mehr wehren 
können. Die "Grünen" haben jetzt, dan~ 
kenswerterweise, in vielen Bereichen Hal­
tesignale aufgestellt. Doch muß dieser 



Impuls langfristig konstruktiv gewendet 
werden, damit zukünftige Bedarfslinien, z. 
B. im lnfrastrukturbereich, bei sozialen 
Diensten oder in der Technologieförde­
rung, sichtbar werden. Dazu bedarf es 
neuer institutioneller Formen lokaler und 
regionaler Wirtschaftspolitik, in denen 
Demokratie von unten möglich ist. Soweit 
solche Ansätze derzeit informell, spontan 
und auch chaotisch entstehen, können sie 
von Liberalen nur begrüßt und unterstützt 
werden. Auch der öffentliche Sektor der 
Marktwirtschaft muß schließlich unten 
beginnen. 

Technologiekontrolle 
Technischer Fortschritt galt seit den 
Tagen der ersten Unternehmer als pio­
nierhaft fortschrittlich, und eine ganze 
Epoche von Wohlstand war an diesem 
Kriterium orientiert. Inzwischen haben wir 
bereits in mehreren Bereichen die Erfah­
rung (aber noch keine Problemlösung), 
daß die Folgeprozesse von Technologien 
nicht beherrschbar oder zumindest durch 
unser bisheriges politisches Instrumenta­
rium nicht rechtzeitig auf Beherrschbar­
keit geprüft worden sind: die Beispiele der 
radioaktiven Rückstände aus Kernkraft­
werken, der Zeitbombe der Chemieabfälle 
und des Waldsterbens durch Abgase 
mögen genügen. Im Rückblick kann hier 
nur von selbstmörderischer Naivität die 
Rede sein. Es haben nicht bloß einige Poli­
tiker versagt. Vielmehr handelt es sich um 
schwerwiegende Systemmängel fehlen­
der Verantwortlichkeit, die nicht durch 
Markt, Wettbewerb oder Eigentum, aber 
auch nicht durch wissenschaftliches Gut­
achterwesen und behördliche Genehmi­
gung korrigierbar waren. Wir können uns 
das Hineinstolpern in weitere Katastro­
phenproduktion nicht mehr leisten. Doch 
schon plappern vernagelte Politiker, die 
irgendwelches Wachstum immer nur für 
die nächste Wahl brauchen, von den wirt­
schaftlichen Chancen der Gen-Technolo­
gie, als entspräche sie der Kühlschrank­
produktion. Ist das die "ökologische 
Marktwirtschaft" der FDP? Es hilft nichts: 
wir brauchen strenge, mehrstufige Kon­
trollen für alle neuen Technologien, die 
dazu führen, daß alle Möglichkeiten 
unüberschaubarer Nebenfolgen (auch 
soziale) unter Darlegung allen verfügbaren 
Wissens öffentlich und kontrovers, not­
falls auch mit mehrjährigen Anwendungs­
moratorien ausgelotet werden können. 
Hierbei muß auch Minderheiten die Mög­
lichkeit eingeräumt werden, Zeitgewinne 
zu erreichen. Auf Verdacht, ein Stoff oder 
Verfahren (oder Medikament) sei unbe­
denklich, können wir uns nicht mehr ein­
lassen. Die Unverletzlichkeit des mensch­
lichen Lebens (Art. 2 GG) muß endlich 
präventiv gegen die Erwerbsinteressen 
zur Geltung gebracht werden. 

Eine dynamische 
Gesellschaftspolitik 

Die Auseinandersetzungen um die 
Arbeitslosigkeit in den letzten Jahren 
demonstrieren einen merkwürdigen 
Widerspruch: während die technischen 
und organisatorischen Prozesse in ständi-

gern Wandel begriffen sind, sollen nach 
dem herrschenden Politikverständnis die 
sozialen Prioritäten und die Verteilungs­
muster möglichst starr bleiben. Die tech­
nisch-wirtschaftliche Dynamik wird 
gesellschaftspolitisch nicht dynamisch 
aufgearbeitet. Obwohl der Anteil der 
abhängigen Erwerbstätigen angestiegen 
ist (knapp 90 %), soll der Anstieg der 
Lohnquote schädlich für die Investitions­
bereitschaft sein (die bereinigte Lohn­
quote sinkt sogar). Dabei sind doch Spar­
quote und Kreditvolumen sehr hoch, in 
manchen Augen zu hoch gewesen. Man 
beklagt die mangelnde Binnennachfrage, 
nimmt aber die wachsende Einkommens­
und vor allem Vermögenskonzentration 
hin. Von vielen Einzelpunkten aus stößt 
man immer wieder auf das Problem, daß 
die wirtschaftliche Dynamik auf Produkti­
vitätssteigerung durch vermehrten Kapi­
taleinsatz angelegt ist, das freigesetzte 
Potential an Produktivität aber nicht mehr 
sinnvoll genug verteilt und angewandt 
werden kann. Arbeitslosigkeit und welt­
weit flottierende Finanzanlagen anstelle 
von realen Investitionen sind die Folge. 
Nach den in der Bundesrepublik erreich­
ten Produktivitätssteigerungen ist die 40-
Stunden-Woche nicht mehr sinnvoll, son­
dern eine größere Priorität für Freizeit (bei 
hoher Arbeitslosigkeit allerdings nur ohne 
Lohnausgleich, wenn andere eine 
Beschäftigung bekommen sollen). Nur 
wenn individuell und gesamtgesellschaft­
lich wieder mehr flexible Entscheidungs­
möglichkeiten über die Verwendung des 
Ertrages eingebaut werden (zwischen 
Arbeitslohn, Freizeit, öffentlichen Einrich­
tungen, Umweltschutz, Kapitalbeteiligun­
gen usw.), wird der Freiheitsgrad einer 
dynamischen Gesellschaftspolitik zu stei­
gern sein. Wenn der Liberalismus den 
Spielraum für eine aktive Politik zurückge_­
winnen will (Ralf Dahrendorf 1968: es muß 
wieder Politik gemacht werden!), darf die 
Fixierung der Fortschrittsverwendung auf 
investive Anlage für möglicherweise 
unabsetzbare Produkte bei ständig stei­
genden Kapitalkosten nicht andauern. 
Das ist nur zum Teil politisch beeinflußbar, 
aber umso wichtiger sind rechtzeitige und 
umsichtige Weichenstellungen. Wenn wir 
nicht am Ende wieder die Subventionsze­
che bezahlen wollen, muß man die Chan­
cen für neue Verteilungs- und Verwen­
dungsmuster fördern. 

Selbstbestimmung 
und soziale Sicherheit 

Jeder sollte sich durch eigene Leistung 
selbstverantwortlich erhalten, auch durch 
Vorsorge für soziale Risiken. Das klingt 
gut liberal, ist aber leichter gesagt als 
getan. Die großen sozialen Sicherungssy­
steme sind heute unverzichtbar, weil es 
nach den krisenhaften Zusammenbrü­
chen der Individualsicherung durch 
Kriegszerstörung, Inflation, Verlust des 
Ernährers und Massenarbeitslosigkeit in 
einer industriellen Gesellschaft keine 
rationale, individuell wirklich beherrsch­
bare Sicherungsform für Alter, Krankheit 
und Arbeitslosigkeit mehr gibt. Daher 
sollte mit dem traditionell-bürgerlich-elitä-

ren Ressentiment des Liberalismus 
gegenüber der Sozialpolitik endlich 
Schluß sein. Selbstverantwortung und 
Solidarität gehören zusammen. Dennoch 
ist der Spielraum für individuelle Ausge­
staltungsmöglichkeiten auch in der öffent­
lichen sozialen Sicherung ebenso wenig 
ausgeschöpft wie das Potential an mittle­
ren und kleinen Netzen der Solidarität und 
der Selbsthilfe. Das Bedürfnis, im Renten­
recht den individuellen Verlauf der 
Arbeits- und Lebensbiographie stärker 
zur Geltung zu bringen, wird zunehmen, 
denn die Standardbiographie des Arbeits­
lebens zwischen 20 und 60 Jahren wird 
die nächsten Jahrzehnte nicht überleben. 
Ob dann das Umlageverfahren, wenn 
auch auf Nettolohn-Basis, noch durch­
hält, ist offen. Natürlich kann die Finanzie­
rung der Alterssicherung stabilisiert wer­
den, indem der Kreis der Solidarität erwei­
tert wird; im Rahmen der Harmonisierung 
der Alterssicherungssysteme sind hier 
sicherlich Privilegien der Beamten und der 
Angestellten und Arbeiter im öffentlichen 
Dienst abzubauen. Aber insgesamt wird 
man langfristig mit .dem beitragsfinanzier­
ten System nicht auskommen, weil die 
(relativ schrumpfende) aktive Erwerbsbe­
völkerung das Gefühl bekommen muß, ihr 
Gehaltskonto sei zur Hälfte nur noch Zwi­
schenbuchungsstelle für Sozialabgaben. 
Mehr Spielraum und mehr Eigenverant­
wortung werden daher nur möglich sein, 
wenn zwei Systemänderungen erfolgen: 
a) der Übergang zu einem Mischsystem 
aus steuerfinanzierter Grundrente und 
Beitragsrente und b) die schrittweise 
Ersetzung der Arbeitgeberbeiträge durch 
ertragsabhängige Steuern, die dem 
Gedanken der Wertschöpfungssteuer 
entsprechen. Die Einführung einer Grun­
drente würde die Misere der nichtausrei­
chenden Minimalrenten und der Sozialhil­
febedürftigkeit (vor allem von Frauen) im 
Alter prinzipiell angehen und den bürokra­
tischen und menschenunwürdigen 
Flickenteppich ersetzen. Außerdem läge 
hier ein sinnvoller Einstieg in das Konzept 
eines leistungslosen Einkommens zur 
Absicherung des Existenzminimums, wie 
es ja auch in Milton Friedman's Vorschlag 
einer .. negativen Einkommensteuer" mit 
guten (antibürokratischen, humanitären, 
leistungsmotivierenden usw.) Gründen 
enthalten ist. Der Übergang von Arbeitge­
berbeiträgen zu wertschöpfungsbezoge­
nen Sozialsteuern folgt aus der zuneh­
menden Ersetzung von Arbeit durch Kapi­
tal und damit einer Verschiebung der 
Wertschöpfungsgrundlage und der sozia­
len Leistungsfähigkeit der Unternehmen. 
Die Finanzierungstechnik der sozialen 
Sicherung muß das zur Kenntnis nehmen. 
Wenn die Anknüpfung sozialer Abgabe­
pflichten an den Beschäftigungsstand die 
Arbeitskosten erhöht und damit Beschäf­
tigung unattraktiv macht, scheint es sinn­
voll, die Abgaben dort abzuschöpfen, wo 
sie aus Ertragsgründen anfallen, gleich­
gültig ob die Wertschöpfung durch ver­
mehrten Arbeitseinsatz oder erhöhten 
Kapitaleinsatz · erreicht wurde. Wert­
schöpfungsbezogene Sozialsteuern sind 
daher beschäftigungsneutral, d.h. gegen­
über der gegenwärtigen Situation 
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beschäftigungsfreundlicher. Langfristig 
ermöglichen sie (neben anderen Faktoren) 
eine sinnvollere soziale Verwendung von 
Produktivitätsfortschritt entsprechend 
den Erfordernissen einer dynamischen 
Gesellschaftspolitik. Der Liberalismus 
muß den Anspruch erheben und einlösen 
(!), wirtschaftliche Intelligenz, gesell­
schaftliche Vernunft und soziale Gerech­
tigkeit der Richtung nach zu vereinbaren 
(auch wenn es nie ganz gelingen wird). 
Statt einen konservativen Salto rückwärts 
a Ia "Wende" zu machen, muß er dafür 
aber neue Wege gehen und Weichen für 
das 21. Jahrhundert stellen. Es ist absurd 
anzunehmen, eine Gesellschaft wie die 
der Bundesrepublik sei nicht reich genug 
für eine ausreichende soziale Sicherung 
für jeden. Falsche Mechanismen der Ver­
wendung von Ressourcen und der Vertei­
lung der Erträge produzieren zur Zeit in 
makabrem Ausmaß neue Armut. Ein 
sozialer Liberalismus kann nicht weiner­
lich "sozialen Mißbrauch" beklagen und 
gleichzeitig die Reichen füttern, sondern 
er muß die öffentlichen Systeme ein­
schließlich der Steuern und Abgaben (sie 
sind nun mal da und werden nicht ver­
schwinden) so einrichten, daß die Ratio­
nalität der einzelnen Individuen insgesamt 
gesellschaftlich zu einigermaßen sinnvol­
len Ergebnissen führt. 

Demokratisierung 
- auch in plebiszitärer Form 

Es ist schon in den 70er Jahren wie eine 
Litanei aufgezählt worden: Demokratisie­
rung tut not. Da nichts geschehen ist, blei­
ben die Forderungen immer noch richtig 
und müssen gesagt werden. Mehr plebis­
zitäre Möglichkeiten sind erforderlich, 
Volksbegehren, Volksabstimmungen, auf 
Gemeinde-, Landes- und Bundesebene. 

..Plebiszitäre Formen dienen der politi­
schen Bildung der Bevölkerung (wenn sie 
nicht von oben manipuliert werden), sie 
verdummen das Volk jedenfalls nicht 
mehr als jeder Waschmittelwahlkampf. 
Sie sind mit dem Grundgesetz vereinbar 
(Art. 20 Abs. 2 GG), anderslautende inter­
essiert-dogmatische Auslegungen sind 
falsch. Wahlen behalten ihren guten Sinn, 
aber man sollte den Wählern die Möglich­
keit der Personalauswahl auf Parteilisten 
geben und im übrigen die 5%-Kiausel 
senken. Die Vergabe von Sendezeiten in 
Wahlkämpfen sollte nicht oligarchisch 
(nach bisheriger Sitzverteilung), sondern 
nach dem Prinzip der Chancengleichheit 
verteilt werden; ähnliches gilt für die Wahl­
kampfkostenerstattung. Parteispenden 
seitens juristischer Personen (nämlich 
Unternehmen wie GmbHs und Aktienge­
sellschaften) sollten, entgegen der 
Gesetzgebung von 1983, verboten sein. 
Die Litanei ließe sich lange fortsetzen. Die 
Bundesrepublik ist von einem demokrati­
schen Prozeß, der von unten kommt, 
nocht weit entfernt, wenn auch die neue­
ren Protestbewegungen für viel Belebung 
gesorgt haben. Allerdings häufen sich 
jetzt die Anlässe, bei denen nur noch 
nachträglich mit Empörung reagiert wer­
den kann. Demokratisierung muß auch 
ermöglichen, daß von kleineren Gruppen 
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frühzeitiger und konstruktiv Dinge in 
Bewegung gesetzt oder auf Probleme 
aufmerksam gemacht werden kann, ins­
besondere, daß früher als bisher ein 
Zwang zu argumentativer Reaktion durch 
Ämter und Institutionen besteht. Vor allem 
muß die Politik durch institutionalisierte 
Kanäle zugänglicher und sensibler für 
Minderheitenprobleme, auch von kleinen, 
unscheinbaren Minderheiten werden. 
Auch soweit Letztentscheidungen künftig 
in der Form von Mehrheitsentscheidun­
gen zu treffen sind, müssen sie doch der 
Sache nach geeignet sein, Minderheitsan­
liegen mit den Bedürfnissen aller anderen 
jeweiligen Minderheiten verträglich zu 
machen. Liberale sollten jedenfalls wis­
sen, daß sich Humanität am Einzelnen und 
an den benachteiligten Minderheiten 
erweisen muß. 

Parteipolitische 
Folgerungen 

Das hier nur in Umrissen skizzierte Profil 
eines radikaldemokratischen und sozialen 
Liberalismus für die 90er statt für die 50er 
Jahre wird derzeit parteipolitisch nicht 
effektiv vertreten. Die FDP hat sich zu 
einem Kurs rechts oberhalb der CDU/CSU 
verurteilt und hofft auf eine Marktnische 
im elitären Kreis der leitenden Angestell­
ten. Die SPD trägt schwer an der Last der 
Apparate, an denen sie beteiligt ist, und an 
ihrer Vergangenheit als Regierungspartei. 
Die Grünen repräsentieren zur Zeit einige 
der genannten Zielrichtungen, strampeln 
sich aber immer noch in ihrem wider­
sprüchlichen Funktionsverständnis ab, 
das sie - bei aller sympathischen Experi­
mentierhaltung - so nicht durchhalten 
können. Die Liberalen Demokraten sind 
bisher noch viel zu schwach (weil es 
angeblich keinen Platz für sie gibt, gibt 
man ihnen weder Platz noch Chance). 
Soll es auch künftig eine neue liberale Par­
tei nur deshalb nicht geben, weil sie zur 
Zeit keine Chance zu haben scheint? Ich 
meine, daß es sie geben sollte, und daß 
sie aufgebaut werden kann. Die inhaltliche 
Notwendigkeit dürfte unbestreitbar sein. 
Die FDP fällt für diese Funktion aus, weil 
sie unbeweglich und diskreditiert ist. 
Während früher die Aufgabe einer libera­
len Partei oft mit dem Argument bestritten 
wurde, es gebe einen Trend zu einem 
Zweiparteiensystem, scheint diese 
Ansicht heute ganz überholt. Ein Zwei­
Parteien-System aus CDU/CSU und SPD 
würde heute weniger denn je dem politi­
schen Ausdrucksbedürfnis der wachsen­
den Zahl von Initiativen, Minderheiten und 
ad-hoc-Gruppierungen und der zuneh­
menden politischen Komplexität einer 
Gesellschaft im strukturellen Wandlungs­
prozeß entsprechen; auch dieses Bedürf­
nis nach Offenheit und Differenziertheit 
politischer Fragestellungen steckt hinter 
dem erstaunlich kontinuierlichen Auf­
schwung der "Grünen". Auch an der SPD 
kann man beobachten, wie enorm der 
innere Spannungsdruck in den großen 
Volksparteien ansteigt, und eine ähnliche 
Entwicklung steht der CDU bevor. Von 
hier aus führt wohl kein Weg zurück zu den 
großen lntegrationsmaschinen. 

Freilich mag man sich fragen, ob nicht die 
Grünen den Platz und die Aufgabe einer 
solchen neuen liberalen Partei einneh­
men. Das mag zwar für einige Jahre so 
sein, langfristig aber wohl kaum. Viele der 
Motive, der spontanen Arbeitsformen und 
der sozialen Zugehörigkeiten, die einen 
neuen Liberalismus tragen werden, sind 
jetzt von den Grünen angerührt. Auch wird 
(und sollte) es den Wurzelgrund von Bür­
gerinitiativen und ad-hoc-Bewegungen 
als aktivierende Faktoren längerfristig 
geben. Im Parteiensystem kann sich eine 
politische Organisation freilich nur halten, 
wenn sie sich dem Anspruch und der Lei­
stung nach auf eine Dauerfunktion ein­
richtet und damit mit ihren Wählern eine 
verbindliche Repräsentationsbeziehung 
eingeht. Ob die Grünen einen solchen 
Weg gehen können, ist offen. Eine neue 
liberale Partei müßte aber auf eine solche 
Funktion ausgerichtet sein. Durch die 
Bewegung der Grünen ist auch das Par­
teiensystem insgesamt in Bewegung und 
daher labil. Wenn in den nächsten Jahren 
die Grünen sich konsolidieren oder zerfal­
len (oder durch Konsolidierung zerfallen), 
wird im Parteiensystem strukturell und 
organisatorisch über die Ausgestaltung 
der dauerhaften Parteifunktion des Libe­
ralismus entschieden. Es sind recht ver­
schiedene Ausformungen dieser Funktion 
denkbar, sei es unter dem Dach einer 
deutlich veränderten Grünen Partei, sei es 
unter dem Namen einer Liberalen Partei. 
ln jedem Falle müßten sich die Mitglied­
schatten und Programmvorstellungen aus 
Grünen, Liberalen Demokraten, 1982 aus 
der FDP ·ausgetretenen unorganisierten 
Liberalen, Teilen der jetzigen FDP (viel­
leicht auch Ralf Dahrendorf?), Kräfte aus 
dem unorganisierten Liberalismus der 
Bürgerrechtsverbände und auch von den 
Rändern der SPD und CDU zusammenfin­
den. Daraus könnte wirklich eine liberale 
Kraft von Dauer werden. 
Wenn es zu einer solchen Entwicklung 
kommen soll, müssen freilich die Libera­
len jetzt endlich damit anfangen, nachdem 
zu viele 1982 gezögert oder gar ganz resi­
gniert haben. Doch ein kleiner Anfang ist 
gemacht. Ein neuer Liberalismus entsteht 
aber nicht ganz von selbst (und durch die 
Aktivität einiger Unverdrossener); not­
wendig ist, sich an seiner Entwicklung 
zum Zwecke der Liberalismusvorsorge 
aktiv zu beteiligen. Hier löst sich denn 
auch das Dahrendorf-Dilemma der FDP 
ganz praktisch auf. Die FDP als Minister­
partei im Seitenwagen der Union müßte 
aus der Regierung heraus, kann aber ohne 
Selbstmord nicht. Jedoch: besteht nicht 
auch die FDP aus einzelnen Menschen, 
Individuen, Mitgliedern? Kein FDP-Mit­
glied, das nicht Minister ist (oder vielleicht 
Abgeordneter), ist an die CDU-Regierung 
gekettet. Mitgliedschatten in Parteien sind 
freiwillig und können beendet werden 
(einige haben es schon 1982 praktiziert). 
Mögen Genscher und Bangemann in der 
Regierung bleiben - die Mitglieder der 
FDP können die FDP verlassen und für 
sich und den Liberalismus einen neuen 
Anfang machen. Gründe gibt es genug, 
Dahrendorf hat alle genannt. Auch ein lan­
ger Weg beginnt mit dem ersten Schritt. 



»Heißes Eisen« 
Die Anhörung zur Sterbehilfe im 
Deutschen Bundestag 
von Hans Henning Atrott 

Vorsorglich wurde diese Tagung des 
Rechtsausschusses in den Fraktionssaal 
der SPD verlegt. Gerade zu dieser Anhö­
rung wurde ein großes Publikum erwartet 
und diese Erwartung sollte nicht ent­
täuscht werden. Dabei wäre der Andrang 
sicher noch stärker gewesen, hätten alle 
Interessenten gewußt, daß auch Aus­
schußsitzungen des Bundestages in der 
Regel öffentlich sind. 
Der Anhörung lag ein Antrag der SPD­
Fraktion zugrunde, dem sich auch die 
"Grünen" angeschlossen hatten. Schließ­
lich dauerte es aber doch noch ein gutes 
Jahr, bis sie endlich zustande kam. ln 
gewisser Weise ging es trotzdem doch 
beachtlich zügig, bedenkt man, daß noch 
zwei Jahre zuvor sämtliche Aufforderun­
gen der DGHS an den Gesetzgeber- mei­
stens von unbekannten Namen - in Mini­
sterien oder bei den Bonner Fraktionen 
abgelehnt wurden. 
So berief sich der damalige Justizminister 
der sozial-liberalen Koalition noch 1981 
auf eine entsprechende Anfrage vom 20. 
September 197 4 im Deutschen Bundes­
tag, in der es hieß, daß "aus der höchst­
richterlichen Rechtssprechung keine 
Urteile bekannt geworden (seien), die für 
ein Bedürfnis nach einer korrigierten 
gesetzlichen Regelung sprechen" wür­
den. 
Damit hatte der damalige Justizminister 
noch nicht einmal unrecht, denn was sich 
bis dahin an grausamem Sterben ereig­
nete, konnte wohl erfolgreich "unter der 
Decke" gehalten werden. Noch heute 
begegnen wir Einwänden, daß doch alles 
bereits "unter der Hand" und ohne Aufha­
bens gemacht werde. Im gleichen Atem­
zug scheut man sich jedoch nicht, angeb­
liche Mißbrauchsmöglichkeiten von 
gesetzlichen Regelungen der Sterbehilfe 
anzuprangern. Die Möglichkeiten des 
Mißbrauchs bei Geschehnissen im "dunk­
len Kämmerlein" kennt man wohl offen­
sichtlich nicht. Dort und nicht im Falle ein­
deutiger gesetzlicher Vorhaben ist doch 
dem Mißbrauch unüberprüfbar Tür und 
Tor geöffnet. 
Zwischenzeitlich hatte sich aber auch 
einiges getan. Es gibt uns, die Deutsche 
Gesellschaft für Humanes Sterben, die 
trotz - oder vielleicht wegen - zahlreicher 
Anfeindungen bis heute fast auf 12.000 
Mitglieder angewachsen ist. Wir rechnen 
es unserem Engagement zu, daß nun Fälle 
von elendigem Sterben in der Öffentlich­
keit bekannt wurden. Wer jetzt die 
Zustände um das Sterben anprangerte, 
stand nicht alleine. Der Unterstützung 
einer an Mitgliedern und - zum besonde-

ren Kummer der Gegner - auch an Finan­
zen verhältnismäßig starken Gemein­
schaft wie der DGHS konnte er sicher 
sein. 
So wurden kurz nacheinander drei Fälle 
bekannt, die die Öffentlichkeit zum Nach­
denken über die Bedingungen des Ster­
bans zwangen: 
- der Fall des halsquerschnittsgelähmten 

Heinz Nöckel 
- Charlotte Uhrmachers selbstbestimm­

tes Sterben, angesichts ihrer physi­
schen Hoffnungslosigkeit und 

- die Selbsterlösung des DGHS-Mitglie­
des Hermy Eckert. 

Bundesgerichtshof fördert 
ungewollt die 

Sterbehilfebewegung 
Der beste Verbündete der DGHS und ihrer 
Forderung nach einer gesetzlichen Rege­
lung der Sterbehilfe kam aus einer "Rich­
tung", in der niemand ihn vermutete: Dem 
Bundesgerichtshof. Er hatte im Sommer 
1984 ein letztinstanzliches Urteil im Fall 
der Charlotte Uhrmacher gefällt. Zwar 
wurde der den Freitod seiner Krefelder 
Patientin tolerierende Arzt Dr. Wittig vom 

. Bundesgerichtshof freigesprochen, aber 
die Begründung war so fadenscheinig, 
daß das ganze Chaos der derzeitigen 
Rechtssituation hinsichtlich der Sterbe­
hilfe damit deutlich wurde. 
Ich erinnere mich aber sehr gut an jenen 
Tag der Urteilsverkündung in Karlsruhe. 
Sofort nach der Urteilsbegründung trat 
der beim Bundesgerichtshof akkreditierte 
ARD-Korrespondent an mich heran und 
sagte: "Nach diesem Urteil habe ich eine 
Wut im Bauch!" Mir ging es nicht anders. 
Dennoch schlug ich dem DGHS-Präsi­
dium vor, dieses Urteil nicht zu "dramati­
sieren". Für mich war unübersehbar, daß 
der Bundesgerichtshof die passive Ster-
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behilfe wohl rechtlich für zulässig erklären 
wollte, die Ächtung · des Freitodes aber 
nicht aufzugeben wagte. Da dies aber nun 
einmal nicht geht, ist dieses Urteil gewis­
sermaßen "verunglückt"~ Im Präsidium 
der DGHS gelangte man nach einer Ana­
lyse des Urteils zur übereinstimmenden 
Auffassung, daß wir eine Rechtsspre­
chung im Sinne unserer Patientenverfü­
gungen erhalten hätten, wäre es hier um 
einen "klassischen Fall" der passiven 
Sterbehilfe und nicht um einen Freitod 
gegangen. 

Nur der Gesetzgeber 
kann die Rechtslage bessern 

Die Anhörung im Bundestag deckte nun 
genau diese Schwäche des BGH-Urteils 
auf. Der Frankfurter Strafrechtler Herbert 
Jäger hielt dem am besagten Urteil mitbe­
teiligten, ebenso einsam wie gestenreich 
kämpfenden Bundesrichter Kutzer vom 
Bundesgerichtshof entgegen, daß die 
Unterscheidung zwischen passiver Ster­
behilfe und Freitod, die hier versucht 
wurde, unhaltbar sei. Fast alle anwesen­
den Experten stimmten in der Auffassung 
überein, daß dieses BGH-Urteil die 
Rechtslage entscheidend verschlechtert 
und unerträglich verunsichert habe. Den 
Worten der Bundestagsabgeordneten 
konnte man entnehmen, daß sie dies auch 
erkannt hatten und deshalb diese Anhö­
rung durchführten. Selbst die Unterstüt­
zung, die der Richter von den Theologen 
Rössler (Tübingen) und Reiter (Mainz) 
erhielt, kam sehr verhalten. Immerhin 
heißt es in der schriftlichen Stellungnahme 
des Rates der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD) zu Fragen der Sterbe­
hilfe: "Oie Notwendigkeit einer gesetzli­
chen Regelung ist nicht auszuschließen." 
Dies dürfte den ersten Schritt in die rich­
tige Richtung darstellen. 
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Blaß blieb der Vertreter der Bundesärzte­
kammer, der Frankfurter Mediziner Unge­
heuer. Man hatte von ihm den Eindruck, 
als müsse er in eine Schlacht ziehen, die er 
längst verloren glaubt. ln die anschlie­
ßende Diskussion griff er erst gar nicht ein. 

"Das Menschenrecht auf 
einen natürlichen Tod" 

Wie vorherzusehen war, wurden auch die 
als Euthanasie bezeichneten Morde der 
Nazis gegen eine gesetzliche Regelung 
der Sterbehilfe beschworen - übrigens 
auch von Abgeordneten der SPD im 
Rechtsausschuß. Die DGHS hatte in Vor­
aussicht solcher abwegiger Argumente 
eine Übersicht gesetzlicher Regelungen 

der Sterbehilfe veröffentlicht, die es 
bereits in den USA, Australien und Finn­
land gibt. Besonders in den USA haben 
sich derartige Gesetze bewährt. Hier kann 
man auf eine fast zehnjährige Erfahrung 
zurückgreifen. Den Befürchtungen, der 
Himmel werde bei einer gesetzlichen 
Regelung einstürzen, konnte auf diese 
Weise am besten begegnet werden. 
Anstatt in die deutsche Vergangenheit 
sollte der Bliick über die Grenzen und in 
die Gegenwart gerichtet werden. Dazu 
verhalf eine Broschüre, die den Titel trägt: 
"Das Menschenrecht auf einen natürli­
chen Tod". Mit ihr haben wir mehr bewirkt, 
als es noch so gute Vorträge hätten tun 
können. 
Bemerkenswert u.a. die Ausführungen der 
namhaften Juristen Deutsch und Schrei­
ber aus Göttingen, die auch zu unserem 
Frankfurter Kongreß kommen werden. Mit 
scharfsinnigen Analysen legten sie scho­
nungslos die Mängel des BGH-Urteils in 
Sachen Charlotte Uhrmacher offen. Daß 
der Gesetzgeber nichts tun könne oder 
nichts zu tun brauche, dies zu behaupten 
hat niemand gewagt. Der Hornburger 
Mediziner Fritsche brachte ebenso wie 
der Göttinger Arztrechtier Deutsch die 
Sprache auf den "Patientenanwalt", wie er 
bereits aus den USA bekannt ist. Dort 
kennt man einmal Sterbehilfegesetze auf 
der Basis von Patientenverfügungen, zum 
anderen eine "durabel power of attorney". 
Dies bedeutet, daß man schon zu Lebzei­
ten dem Gericht eine Person benennen 
kann, die dann im Falle des Verlustes der 
eigenen Geisteskräfte Entscheidungen 
sowohl medizinischer als auch vermö­
gensrechtlicher Art zu treffen berechtigt 
ist. Auch die DGHS vertrat die Auffassung, 
daß man bei einer gesetzlichen Regelung 
der Sterbehilfe eine derartige alternative 
Möglichkeit berücksichtigen sollte. 

Was ist in Bonn zu erwarten? 
Es hat in Bonn schon zahlreiche Geset­
zesinitiativen gerade in Bezug auf das 
Gesundheitswesen gegeben, die dann 
doch nicht in konkrete gesetzliche Rege­
lungen umgesetzt wurden. Erinnert sei 
hier nur an ein Gesetz für Organtransplan­
tationen in den siebziger Jahren. Nach 
mehreren Entwürfen nahm man schließ­
lich doch noch von der Verabschiedung 
eines solchen Gesetzes Abstand. 
Eine gesetzliche Regelung der passiven 
Sterbehilfe könnte den weitaus überwie­
genden Teil jener bedauernswerten · 
unmenschlichen Sterbefälle im Sinne von 
mehr Humanität für die Betroffenen ver­
hindern helfen. Doch die Erfahrung lehrt 
uns, daß dies nicht automatisch erfolgen 
wird. Die Sterbehilfe ist auch oder gerade 
für Politiker ein "heißes Eisen" und man 
wird sich um dieses Problem sicherlich 
solange drücken, wie dies nun einmal 
möglich ist. Ein durchschlagender Erfolg 
in Sachen Sterbehilfe wird also nur durch 
eine verstärkte Öffentlichkeitsarbeit mög­
lich sein, die die Notwendigkeit solcher 
Regelungen verdeutlicht. Dies weiß die 
DGHS und sie wird es in .ihren Planungen 
und Aktivitäten angemessen berücksich­
tigen. 



Thesen zu SDI 
von Jürgen Scheffran 

1 . Ein vollständiger Schutz der Bevölke­
rung vor einem massiven Schlag mit Atom­
waffen ist gegen den Willen der anderen 
Seite technisch nicht zu erreichen. Die 
Vision von der atomaren Unverwundbar­
keit ist angesichts der Zahl und Massen­
vernichtungswirkung der Atomwaffen 
unerfüllbar. 

2. Die Wirksamkeit eines Raketenab­
wehrsystems kann durch einfache und bil­
lige Gegenmaßnahmen wesentlich redu­
ziert werden. Die Folge wird eine neue 
Kette von Maßnahmen, Gegenmaßnah-

- men und Gegen-Gegenmaßnahmen sein, 
die alles bisherige an Rüstung übertrifft. 

3. Ein Schutz Europas vor der atomaren 
Bedrohung durch Kurz- und Mittelstrek­
kenraketen, Cruise Missiles, Atombom­
bern oder Atomminen ist technisch auszu­
schließen. 

4. Nicht auszuschließen ist die Möglich­
keit eines begrenzten Schutzes der USA 
vor einer geringen Zahl von Atomwaffen. 

5. Damit werden Atomwaffen nicht 
"unwirksam und überflüssig", sondern 
gewinnen erst eine Bedeutung als Krieg­
führungswaffen. Die Abschreckung wird 
nicht abgeschafft, sondern durch n'eue 
Waffen ergänzt. 

6. Ein begrenztes Raketenabwehrsy­
stem der USA gefährdet die Zweitschiag­
fähigkeit der SU und könnte in Kombina­
tion mit offensiven Maßnahmen theore­
tisch zur entwaffnenden Erstschlagfähig­
keit führen. 

7. Das SOl-Programm fördert das Stre­
ben nach militärischer Überlegenheit, das 
auf die Führbarkeit und Gewinnbarkeit von 
Atomkriegen abzielt. SOl ist das letzte 
Glied in einer solchen Strategie, die durch 
Kombination offensiver und defensiver 
Maßnahmen den Schaden im Atomkrieg 
begrenzen soll. 

8. Die Sowjetunion wird eine Überlegen­
heit der USA durch Raketenabwehr nicht 
zulassen und alles unternehmen, um einen 
Vorsprung zu kompensieren und das 
ungefähre Gleichgewicht aufrecht zu 
erhalten. 

9. Dennoch wird das bestehende 
Gleichgewicht zunehmend instabiler. Zum 
einen wird sich durch einen kombinierten 
Rüstungswettlauf bei offensiven und 
defensiven Waffen die Rüstungsspirale 

unkontrollierbar weiterdrehen. Zum zwei­
ten wird auch die Wahrscheinlichkeit eines 
Atomkrieges steigen, weil die Tendenz 
zum Angriff steigt, ein Weltraumabwehrsy­
stem sehr verwundbar ist, bestimmte 
Komponenten nur im Rahmen eines Erst­
schlags überhaupt sinnvoll sind und ein 
Abwehrsystem wegen seiner äußerstell 
Komplexität und kurzen Vorwarnzeit auto­
matisiert werden müßte, ohne Kontrolle 
durch Menschen. lnstabilitäten sind hier 
nicht zu vermeiden. 

10. Bestimmte Weltraumwaffen kön­
nen auch offensiv eingesetzt werden zur 
Bekämpfung von Satelliten oder Boden­
zielen. 

11 . Ein Wettrüsten im All ist von hohem 
Risiko für die ganze Menschheit, Waffen im 
All bedrohen alle Nationen der Erde. Fried­
liche Raumfahrt kann in einem Schlacht­
feld Weltraum nicht mehr betrieben wer­
den. Über die Beherrschung des Welt­
raums könnte die totale Weltkontrolle 
angestrebt werden. 

12. Das SOl-Programm ist nicht nur ein 
Forschungsprogramm, sondern enthält 
auch Entwicklung und Test und verstößt 
daher in absehbarer Zeit gegen den ABM­
Vertrag von 1972, das bislang wichtigste 
Abkommen zur Rüstungsbegrenzung, das 
Raketenabwehrsysteme fast vollständig 
verbietet. 

13. SOl enthält auch nukleare Kompo­
nenten wie den nuklearexplosionsge­
pumpten Röntgenlaser, die bei ihrer Reali­
sierung gegen den begrenzten Teststopp­
Vertrag von 1963 und den Weltraumver­
trag von 1967 verstoßen würden. 

14. SOl und Rüstungskontrolle sind 
unvereinbar. Der Aufbau eines Abwehrsy­
stems wird zur weiteren Vervollkommnung 
des Atomwaffenarsenals, insbesondere 
zur Erhöhung ihrer Zahl führen. Der Abbau 
der Atomwaffen ist nur auf politischem 
Wege durch Verhandlungen ohne Walt­
raumwaffen zu erreichen. 

15. Die durch SOl gefährdete Basis für 
Abrüstung und Rüstungskontrolle kann 
nur durch ihre breite öffentliche Unterstüt­
zung und durch Druck auf die Genfer Ver­
handlungen verteidigt werden. Vorausset­
zung für einen Verhandlungserfolg ist das 
Einfrieren auf dem jetzigen Stand und ein 
Moratorium für die Weiterentwicklung 
neuer Waffensysteme, insbesondere ein 
Teststopp für unterirdische Atomwaffen­
tests und für Anti-Satelliten-Waffen. Lang­
fristig muß ein Verbot aller Weltraumwaffen 
angestrebt werden, wie es in dem Göttin­
ger Vertragsentwurf der Naturwissen­
schaftler zum Ausdruck kommt. 

16. Ein Verbot von Weltraumwaffen ist 
adäquat verifizierbar, d.h. es ist nicht mög-
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lieh, durch unbeobachtete Verstöße gegen 
ein solches Verbot das strategische 
Gleichgewicht zu verändern. 

17. SOl ist keine Nachrüstung, weil die 
bestehenden sowjetischen Kapazitäten im 
ABM-Vertrag beiderseitig vereinbart wur­
den und technologisch hinter der amerika­
nischen Entwicklung zurückliegen. Beiden 
Seiten ist eine begrenzte Forschung zuge­
sichert und die USA haben dies in den 70er 
Jahren auch ausgenutzt. Die Zielvorstel­
lung und der Umfang von SOl gehen weit 
darüber hinaus. 

19. Die Kosten für den Versuch, ein 
umfassendes Raketenabwehrsystem zu 
schaffen, werden zur weiteren ernsten 
Belastung der Weltwirtschaft führen und 
die Weltprobleme verschärfen. 

22. SOl ist europäischen Interessen 
entgegengesetzt, weil es die Gefahr eines 
auf Europa begrenzten Atomkriegs erhöht, 
während die USA sich hinter einem 
Schutzschirm verstecken könnten. · 

18. Der Aufbau eines Raketenabwehr­
systems in Kooperation mit der Sowjet­
union ist auszuschließen, weil dies einen 
Informations- und Technologieaustausch 
in den sicherheitsrelevanten Bereichen 
beider Seiten voraussetzen würde, was 
angesichts des gegenseitigen Mißtrauens 
auszuschließen ist. Sollte dennoch ein der­
artiges Vertrauen möglich sein, wäre es viel 
einfacher und billiger, die Atomwaffen zu 
verschrotten statt sie zu bekämpfen. 

20. SOl wird zur weiteren Militarisie­
rung der Forschung führen und damit die 
Möglichkeiten der Forschung im Interesse 
der Bevölkerung drastisch einschränken. 
SOl wird zu keinem Vorsprung der USA in 
der Forschung führen, weil der für zivile 
und kommerziell verwertbare Technola­
gien verwertbare Anteil geringer ist, als bei 
direkter Förderung in diese Bereiche. Dies 
entspricht einer Verschleuderung wissen­
schaftlicher und volkswirtschaftlicher Res­
sourcen. 

21. Eine Alternative zum Forschungs­
anteil an SOl könnte ein Raumfahrtpro­
gramm mit ausschließlich friedlicher Ziel­
setzung in internationaler Kooperation 
auch mit der Sowjetunion sein, unter Ver­
zicht auf militärische Weltraumnutzung 
durch Europa. 

23. SOl ist in der jetzigen Phase sehr 
verwundbar, weil es stark an die Person 
Reagans gekoppelt ist und einer wachsen­
der. Opposition ausgesetzt ist. Die 
Reagan-Regierung versucht durch breite 
Vergabe von Aufträgen an die Industrie 
und Universitäten politische Unterstützung 
zu erkaufen und vollendete Tatsachen zu 
schaffen, die in einigen Jahren nur schwer 
rückgängig zu machen sind. Eine klar 
ablehnende Haltung Westeuropas, insbe­
sondere der Bundesregierung, könnte hier 
den Ausschlag geben. Die Bundesregie­
rung darf sich daher weder am SOl-Pro­
gramm noch an einem sonstigen Welt­
raumrüstungsprogramm im europäischen 
Rahmen beteiligen. Hier liegen die Mög­
lichkeiten der Einflußn~hme durch die Frie­
densbewegung. 

Gastbürgerrecht für Ausländer 
1. Ausgangspunkt ist die 
Frage, ob die Bundesrepublik 
ein Einwanderungsland ist oder 
nicht. 
Ein Einwanderungsland ist ein 
Land, daß die Einwanderung 
(also Einreise und Einbürgerung) 
von Ausländern fördert, oder bei 
Erfüllung gewisser Vorausset­
zungen fördert. 
Da die Bundesrepublik bereits 
jetzt eines der am dichtesten 
bevölkerten Gebiete der Erde ist 
und auf längere Sicht in allen 
Berufsschichten Arbeitsplatz­
probleme haben wird, wird sie 
keine gezielte Förderung der 
Einwanderung auf längere Sicht 
betreiben. 

··2. Tatsache ist jedoch, daß die 
Bundesrepublik für viele der 
bereits hier ansässigen Aus­
länder faktisch zum "Einwan­
derungsland" geworden ist, 
d.h. für Ausländer, die ihren 
Lebensmittelpunkt mittel- oder 
langfristig in die BRD verlegt 
haben. Ebenso unübersehbar ist 
die Tatsache, daß diese Auslän­
der sich einer rechtlich ungesi­
cherten und unbefriedigenden 
Lage hier aufhalten. 
3. Wir fordern, daß diejenigen 
Ausländer, denen die Einreise 
in die Bundesrepublik zu Nie­
derlassungszwecken gestat­
tet wurde und wird, nach Erfül­
lung gewisser Mindest­
vorausssetzungen (Sprache, 
Mlndestaufenthaltsdauer) ein 
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zeitlich unbefristetes Gastbür­
gerrecht erhalten. Dieser 
Rechtsstatus hat für alle Auslän­
der ohne Rücksicht auf ihre Her­
kunft (auch EG-Ausländer) zu 
gelten. Das geltende Ausländer­
recht ist entsprechend umzu­
stellen. 
4. Die Familienzusammenfüh­
rung muß erleichtert werden. 
Andere Einreisekriterien dürfen 
nicht verschärft werden, wobei 
die Voraussetzungen für die Ein­
reise in einer der Rechtssicher­
heit entsprechenden Weise 
gesetzlich festzulegen sind. 

Folgen des 
Gastbürgerstatus 

5. Gastbürger sind den Deut­
schen rechtlich weitgehend 
gleichgestellt. Das heißt: 
- sie können sich im gleichen 

Umfang wie alle Deutschen 
politisch frei betätigen, ins­
besondere genießen sie volle 
Versammlungs-, Demon­
strations- und Koalitions­
freiheit. 

- Sie haben alle staatsbürgerli­
chen Rechte und Pflichten, 
einschließlich das Allge­
meine Wahlrecht auf allen 
Ebenen. Es ist jedoch 
sicherzustellen, daß bei der 
Wahl zum EP keine Mahr­
fachstimmabgabe erfolgt. 
Grundsätzlich ist an dem 
Ort zu wählen, wo der Aus-

Iänder seinen Lebens-Mit- nahmen bereitzustellen. Dies 
telpunkt hat. umfaßt insbesondere 

- Ausweisung ist erst nach - Sprachkurse 
Widerruf des Gastbürgersta- - Maßnahmen zur Förderung 
tus und nur dann möglich, der beruflichen Integration 
wenn der weitere Aufenthalt 
in der Bundesrepublik unter - Maßnahmen zur Förderung 
Berücksichtigung aller der sozialen Integration, ins-
Umstände (z.B. der familiären besondere die Wohnsituation 
Situation des Ausländers) für betreffend 
die Bundesrepublik unzumut- - Maßnahmen zur Förderung 
bar geworden ist, insbeson- der politischen Integration 
dere bei krassen Mißbrauchs- sowie des politischen 
fällen. Straffälligkeit allein - Bewußtseins 
rechtfertigt keine Auswei- - Maßnahmen zur Förderung 
sung. der rechtlichen Integration 

- die Erforderlichkelt einer (Umgang mit Behörden, Ver-
Arbeitserlaubnis entfällt. trautmachen mit Grundsätzen 
Gastbürger sind in die Arbeit des bundesrepublikanischen 
zu vermitteln wie Deutsche Rechtslebens) 
auch. - Förderung der Kulturpflege 

- Gastbürger haben einen einschließlich Religionsaus-
Anspruch auf Familien- übung. 
nachzug, wobei der Begriff 7. Der Gastbürgerstatus ist 
der Familie mindestens Ehe- kein Zwang, sondern ein 
gatten, Kinder, Eltern und Angebot. Er kann durch einfa­
Geschwister umfaßt. ehe Erklärung seitens des Aus-

- Gastbürger genießen die länders aufgegeben werden. 
gleichen sozialen Rechte Der Gastbürgerstatus hat 
wie Deutsche, insbeson- nicht den Zweck, eine ethni­
dere das gleiche Recht auf sehe oder kulturelle Assimila­
Sozialhilfe. Selbstverständ- tion herbeizuführen. Für diesen 
lieh ist, daß der Bezug von Fall sind aber die Voraussetzun­
Sozialhilfe kein Auswei- gen für eine Einbürgerung zu 
sungsgrund ist. erleichtern. 

6. Damit der Gastbürgersta­
tus sinnvoll ausgeführt wer­
den kann, ist ein Rahmen 
begleitender sozialer Maß-

(aus: Kongreßzeitung zum 
Jugendpolitischen Kongreß der 
Jungdemokraten 1985) 



»Gelobt sei, 
was hart macht!« 
von Leonhard Froese, Marburg 

Wer aus Anlaß des 40. Jahrestages der Ka­
pitulation der Paulus-Armee im Fernsehen 
die deutsche Filmversion "Hunde wollt ihr 
ewig leben" und ihr sowjetisches Pendant 
"nachempfinden" konnte, sah sich - an­
gesichts allder Sinnlosigkeit des Hinhaltens 
bis zum bitteren Ende - vor die Frage 
gestellt: "Wie konnte ein General Paulus 
das zulassen und verantworten!?" Denn auf 
die wiederholten Empfehlungen aus Krei­
sen seines Stabes sowie des ihm entgegen­
kommenden General v.Mannstein , sich 
von Stalingrad abzusetzen, reagierte Paulus 
stereotyp nach dem Motto: "Führer befiehl, 
ich folge Dir!" Das heißt: Er werde aushar­
ren, bis ein gegenteiliger Befehl komme. 
Als General Paulus sich schließlich mit den 
Resten seiner zerschlagenen Armee erge­
ben muß, tritt er den sowjetischen Militärs 
mit zum "deutschen (Hitler-) Gruß" erho­
bener Hand entgegen und erklärt: Er, Pau­
lus, übernehme für alles die Verantwor­
tung. (Eine ähnliche "Show" zog General­
feldmarschall Keitel bei Unterzeichnung 
der Kapitulations-Urkunde in Karlshorst ab, 
mit Goldenem Parteiabzeichen und Mar­
schallstab!) 

Diese jeder Vernunft und Verantwortung 
widersprechende "Haltung" ist nur durch 
eine Pflichtethik erklärbar, deren Normen­
system beim "blinden Gehorsam" endet. 

Fragt man nach den Beweggründen nicht 
nur des Generals Paulus, sondern vieler 
seinesgleichen I vom Armeeführer bis 
zum "letzten" Unterführer -, die sich in 
vergleichbaren Situationen ähnlich verhal­
ten haben oder verhalten hätten, so wird 
man auf die Leitbilder jener "Kadettenjah­
re" verwiesen, die Leopold von Wiese so 
leidgeprüft erfahren und so einprägsam be­
schrieben hat. Nahezu ebenso eindrucks­
voll wie die Neuauflage des sechzig Jahre 
zurückliegenden Erlebnisberichts v. Wieses 
("Kindheit. Erinnerungen aus meinen Ka­
dettenjahren", Hannover 1924) ist die die­
ser beigegebene kritische Einführung Hart­
mut von Hentigs ("Kadettenjahre", Eben­
hausen b. München 1981). 

Leopold v. Wiese begnügt sich im Vorwort 
zur ersten Auflage noch damit, "seine Zeit" 
und Gesellschaft vor Wiederholungen zu 
warnen: "Viele Eitern und Lehrer sehnen 
sich heute nach der alten, mehr oder weni­
ger militärischen Erziehungsweise zurück 
und wähnen, daß den Kindern die Zucht 

und Bindung der Internate alten Stils, vor 
allem des Kadettenkorps not täte." (S . 23) 
Hartmut v. Hentig geht einen beachtlichen 
Schritt weiter, indem er unsere Zeit und 
Gesellschaft mit dem Thema von der Wur­
zel her konfrontiert: "Leopold von Wieses 
, Bericht' ist eine Anklage, auch wenn An­
klage nicht sein Motiv ist ... . Er klagt ein 
System an, das die Lust an Grausamkeit 
und Gewalt bewußt einsetzt, das mit Ge­
wissenlosigkeit des Kollektivs und der Hilf­
losigkeit des einzelnen rechnet, ja, dessen 
schlimmste Folgen nicht die jeweiligen Lei­
den sind ... , sondern die Zerstörung jenes 
innersten Widerstandes, in dem das Ich 
sich wahrnimmt. Es ist ein System der plan­
vollen und totalen Unterwerfung." (S. 8) 

Moment mal, wird man einwenden: Weiß 
der auf unsere Verfassung durch seinen 
Amtseid verpflichtete Pädagogik-Professor 
v.Hentig nicht, daß wir eine "freiheitlich­
demokratische Grundordnung" haben, in 
der die "freie Entfaltung der Persönlichkeit" 
garantiert ist!? 

O ENKT RRIIECKT$ 

Hartmut v. Hentig bleibt den restaurations­
beflissenen Politikern und Pädagogen von 
heute die Antwort nicht schuldig: "Dies ist 
ein falsches Versprechen, wenn damit ge­
meint ist: der Mut, Ordnung zu erzwingen, 
auch wo sie prinzipiell nicht gewollt und 
nicht verstanden werden. I Wir erschrek­
ken über die Verrohung unseres öffentli-

chen (und häufig auch unseres privaten) 
Lebens, über die rücksichtslose Ausbeu­
tung, die grobe Verschmutzung, die Ver­
hunzung unserer Umwelt, über die asozia­
le Sozietät, über Leviathan und Anarchie, 
die unsere Zivilisation zugleich hervor­
bringt. Aber wir sollten doppelt erschrek­
ken, wenn die Menschen hoffen, sie könn- · 
ten alledem durch strengere Gesetze, här­
tere Erziehung, striktere Hierarchie entrin­
nen .... 

Wollen wir unsere Zivilisation bestehen 
und nicht zugleich der Diktatur (ganz 
gleich wessen) erliegen, dann .. . " (S . 12f.) 

Moment mal, werden die Erziehungs- und 
Autoritäts-"Mütigen" erneut einwenden, 
wovon redet dieser vermeintlich moderne 
Erziehungswissenschaftler denn über­
haupt? Anstatt mitzuhelfen, daß die künfti­
gen Bürger und Werktätigen es rechtzeitig 
lernen, sich in die Gesellschaft und den 
Produktionsprozeß zu integrieren, wird ih­
nen von diesen falschen Erziehern mehr 
"Widerstandsgeist" als "Anpassungsverhal­
ten" beigebracht. 

Man kann es jedoch auch so gesellschafts­
kritisch wie von Hentig sehen, der nicht 
wie letztlich doch v.Wiese im Vorhof der 
Systemkritik bleibt, vielmehr "systemimma­
nent", sich und uns "der Mühe des Nach­
denkens" über dessen lmplikate unterwirft: 
" Und dies in einer Weit, die zwar keine 
Kadettenanstalten mehr kennt, aber noch 
immer Eitern dazu bringt, ihre Kinder -
gegen ihr eigenes Gefühl - den Vorurtei­
len, Zwecken und Einrichtungen der Ge­
sellschaft auszuliefern; in der zwar nicht 
mehr die abstrakte Gemeinschaft das Maß 
aller Sittlichkeit ist, wohl aber die "Bedürf­
nisse" und Mehrheitsbeschlüsse der Grup­
pe und also in der Regel deren Machtver­
hältnisse und Egoismus; in der wir zwar 
Chancengleichheit auch für die Schwachen 
wollen, ihnen aber vor allem zumuten, 
Robustheit zu usurpieren, sich "kollektiv" 
zu behaupten, mit der Chance der Gleich­
heit vorlieb zu nehmen; ja, in einer Weit, 
die ihre spezifische Beziehung zum Terror 
hat, ohne daß bisher klar erkennbar wäre, 
wie sich die zunehmende Empfindlichkeit 
für Nötigung im Kleinen zu der zunehmen­
den Anfälligkeit dafür im Großen verhält." 
(S . 6). 

Moment mal, mögen die politisch Anders­
denkenden, die solche Anklagungstiraden 
"leid" sind, einwenden, hier wird doch 
wieder einmal historisch Unvergleichbares 
in einen Topf geworfen und- beabsichtigt 
oder nicht- das "Geschäft der Nestselbst­
beschmutzer" betrieben. Es ist sicher rich­
tig, daß es bestimmte Szenen, wie sie 
v. Wiese beschreibt, in öffentlichen Einrich­
tungen der Bundesrepublik, mit Ausnahme 
vielleicht von Strafvollzugsanstalten, heute 
nicht mehr geben dürfte. Um nur eine zu 
nennen : "ln einer Arbeitsstunde, als die Tür 
zu unserem Leutnant Dahn halb offen stand 
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und Ruhe herrschen mußte, 'schrieb ich 
eifrig in einem Heft. Der neben mir sitzen­
de Stubenälteste, ein engstirniger, fast sieb­
zehnjähriger Obertertianer, fragt mich, was 
ich da triebe. ,Ich schreibe ein Drama', 
antwortete ich leichtsinnig. , Was, bist du 
ganz verrückt geworden?' Ich bekam einen 
heftigen Tritt gegen das Schienbein .. . 

0, daß mich die Muse verschont hätte! 
Abends in der Beschäftigungsstunde mußte 
ich unter großem Hallo meine Aufzeich­
nungen vorlesen .. . Einer ergriff den großen 
irdenen Krug, der im Wasserspind stand 
und goß mir an der schönsten Stelle den 
ganzen Inhalt über den Kopf. Seitdem habe 
ich mich nie wieder einen Dichter genannt 
und in über dreißigjähriger Reue gebüßt. " 
(2. 29) 

An dieser Stelle wird man unwillkürlich an 
Saint-Exupery's Rede vom "ermordeten 
Mozart", der in uns stecke, erinnert und 
man fragt sich, ob diese Stumpfsinnigkeit 
und Geistlosigkeit (von der nicht nur Leo­
pold v.Wiese über Wahlstatt, sondern bei­
spielsweise auch Gustav Hillard, wenn­
gleich nicht so drastisch, über Plön 
schreibt) in jene Zeit und an jenen Ort 
verbannt? 

Wir meinen das nicht. Denn wir wissen aus 
Berichten von passiv oder aktiv beteiligten 
Zeugen, daß es solche Beispiele von "Ka­
meradenschinderei ", daß es ein solches 
Niedermachen ästhetischer und ethischer 
Empfindungen, daß es eine solche blanke 
Rücksichtslosigkeit gegenüber den Einstel­
lungen Andersdenkender nicht nur in den 
Kasernen gibt, sondern auch in Schulen 
und Betrieben und in manchen Institutio­
nen und Instanzen, die es mit der Anerken­
nung und Sicherstellung von Rechten der 
Minderheiten zu tun haben - von den 
Ersatzdienst-Gremien über die zuständigen 
Stellen für die Gastarbeiter und deren Fami­
lien bis hin zu den Behörden , die es mit 
sozialen Randgruppen zu tun haben . 

Nein, nein, keine Sorge, hier wird nicht 
Unzusammengehöriges aus Geschichte 
und Gegenwart vermengt. Hier wird nur 
ein Stück unserer in der Tat noch auf wei­
ten Strecken "unbewältigten Vergangen­
heit" bemüht, um aktuelle Probleme an 
und für uns selber deutlich zu machen. 
Unsere Sorge ist auch wen iger, jene Ver­
gangenheit könnte in dieser oder jener Ein­
richtung unseres gesellschaftlichen Lebens 
wiederauferstehen, wie es für seine Zeit der 
Autor der "Kadettenjahre" noch befürchten 
konnte. Nein, nicht etwa eine "Militarisie­
rung des Erziehungswesens", wie von Wie­
se sie für die Weimarer befürchtete und sie 
in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik heute bis zu einem gewissen Grad 
betrieben wird, ist unser Problem. Unser 
Problem ist aber, um bei diesem Bereich zu 
bleiben, mit welcher Selbstverständlichkeit 
nicht nur in der DDR, sondern neuerdings 
auch bei uns mit der Prämisse operiert 

40 

wird, in der Schule habe die Erziehung zur 
"Verteidigungsbereitschaft" absoluten Vor­
rang vor der " Friedenserziehung" bzw. der 
Erziehung zur Friedensbereitschaft und die 
"Sympathiewerbung" für den Militärdienst 
Vorrang gegenüber der für den "sozialen 
Friedensdienst". 

Kehren wir zum Ausgangspunkt unserer 
Anmerkungen zum Thema zurück, so be­
antwortete sich die Frage, weshalb sich ein 
General damals und dort so und mancher 
deutsche Politiker heute und hier prinzi­
piell nicht anders "verhält" bzw. entschei­
den würde, nahezu von selbst. Es ist die 
simple Moral jenes kadettenmäßigen 

Energiewirtschaft 

"Schneidigwerden für den Zweck", die 
den, der dazu nicht "taugte", nicht nur 
nicht "zu schützen" wußte, sondern im 
Grunde ablehnte, ja verachtete und mit 
allen denkbaren Mitteln bekämpfte. Im 
Grunde nicht anders, wenngleich in abge­
schwächter Form, wird heute in weiten 
Bereichen unseres gesellschaftlichen Le­
bens, keineswegs nur im politischen und 
militärischen, das Prinzip "der Zweck hei­
ligt die Mittel" zur eigentlichen Maxime 
von Entscheidung und Handlung - und 
nicht etwa unsere so häufig und vielfach 
beschworenen abendländisch-christlichen 
und aufklärerisch-demokratischen, sozia­
len und liberalen Ideale! 

Ein Märchen geht zu Ende 
von Werner Lutz 

Nachdem die Propaganda der Versor­
gungswirtschaft ("ohne beschleunigten 
Ausbau der Kernenergie gehen Ende der 
70er Jahre die Lichter aus"; " Investitions­
stau") von der tatsächlichen Entwicklung 
mit ihren wachsenden Überkapazitäten ad 
absurdum geführt wurde, wird das 
Mengenargument von den Lobrednern der 
großen Energieversorgungsunternehmen 
(EVU) zunehmend ersetzt durch das Prei­
sargument Atromstrom sei - in der 
Grundlast (d.h . bei mindestens 6.000 Std ./ 
Jahr Stromproduktion)- preisgünstiger als 
Kohlestrom . 

Schon die bei derartigen Preisvergleichen 
verwandten Annahmen sind unrealistisch 
(wie unten zu zeigen sein wird) ; aber noch 
bemerkenswerter ist die Unfähigkeit derar­
tiger offiziöser oder offizieller Stellungnah­
men, in Energiepolitik mehr zu sehen als 
nur den Bau von Großkraftwerken. Bemer­
kenswert ist diese Politik, da sie kritiklos 
die betriebswirtschaftliehen Vorgaben der 
Versorgungsmonopole übernimmt; ohne 
z.B. die Forderung des Bundesverfassungs­
gerichts (Beschluß vom 20.03 .84), der ge­
sellschaftliche, dem Gemeinwohl dienen­
de Versorgungsauftrag müsse das privat­
wirtschaftliche 'Gewinnstreben überlagern, 
in politisches Handeln zu übersetzen . 

Es geht mir bei der Diskussion der verschie­
denen energiepolitischen Möglichkeiten in 
diesem Artikel nicht um Sicherheitsfragen, 
ökologische Auswirkungen usw., sondern 

um den harten Kern des Kosten- und Preis­
arguments der Befürworter von Atom­
energie. 

Seit Franz-Josef Strauß 1955 erster Atommi­
nister der Bundesrepublik wurde, flossen 
ca. 30 Mrd . DM Steuergelder in die Atom­
technologie, als staatliche Vorfinanzierung 
der von den diversen Bundesregierungen 
als erforderlich angesehenen Deckung 
einer immer weiter steigenden Nachfrage 
nach Strom. 

1973 prognostizierte die Bundesregierung 
eine Verdoppelung der Stromnachfrage bis 
1983; die Leistung aus Atomenergie sollte 
1985 45 .000-50.000 Megawatt (MW) be­
tragen . Nicht nur in der Bundesrepublik 
(1984 : ca. 12.000 MW), auch in den ande­
ren westlichen Industriestaaten haben sich 
diese Erwartungen mangels Nachfrage als 
überzogen herausgestellt. ln Frankreich, 
mit seinen besonders ambitionierten Atom­
kraftwerk-(AKW)- Planungen entstanden so 
hohe Überkapazitäten und eine Verschul­
dung der staatlichen Electricite de France 



von inzwischen über 50 Mrd. DM. Der 
Schuldendienst beansprucht ca. ein Fünftel 
des Gesamtumsatzes. 

Die EVU-Vorstände der Bundesrepublik 
können den AKW-Gegnern auf Knien dan­
ken, vor derartigen Fehlinvestitionen be­
wahrt worden zu sein. 

Der prognostizierte Strommangel ist heute 
nirgendwo erkennbar; weiterhin gibt es 
versteckte Energiereserven. Schon 1977 
wurde in einer BP-Studie nachgewiesen, 
daß die Industrie ca. 21.000 MW Strom in 
das Netz einspeisen könnte, die Vereini­
gung Industrielle Kraftwirtschaft nennt 
16.000-21.000 MW, von ,alternativen' 
Formen der Energieerzeugung ganz zu 
schweigen (z.B. gab es vor 60 Jahren noch 
16.500 Wasserkraftwerke in Baden-Würt­
temberg und Bayern , während es heute 
bundesweit nur noch ca. 5.000 sind) . 

Selbst bei Nichtbeachtung dieser Reserven : 
ln den vergangenen 8 Jahren (1976 -
1983) hätte es (ausweislich der Jahresbe­
richte des Referats , Elektrizitätswirtschaft' 
des Referats Elektrizitätswirtschaft des Bun­
deswirtschaftsministeriums) selbst zum 
Zeitpunkt der höchsten Netzbelastung in 
den einzelnen Jahren bei vollständiger Ab­
schaltung aller AKW noch Reserven zwi­
schen 901 MW und 9419 MW gegeben -
von früheren Jahren, als AKW noch eine 
geringere Rolle spielten, ganz zu 
schweigen . 

Nachdem die EVU in den letzten Jahren 
erfahren mußten, daß die den Bedarfspro­
gnosen zugrunde gelegten Wachstumsra­
ten auch im Energiebereich unrealistisch 
sind und eher Stagnation feststellbar ist, 
sollte der Atomenergie neben dem Strom­
der Wärmemarkt (elektrische Wärmepum­
pe, Fernwärme) erschlossen werden, dadie 
bisherigen elektrizitätsspezifischen Anwen­
dungsgebiete (Licht, Elektromotoren etc.) 
nicht einmal 10 % des Endenergiebedarfs 
umfassen. 

Bereits 1969 wurde auf einer Tagung der 
Organisation der europäischen EVU das 
Ziel des ,allelektrischen Haus' formuliert. 
Später meinte Bundeskanzler Schmidt auf 
dem SPD-Bundesparteitag im Dezember 
1979, diese Wärmestrategie könnte "in den 
nächsten Jahrzehnten ein ganz großer 
Schlager werden ." Seine Vermutung, 1980 
würden 30.000-40.000 elektrische Wär­
mepumpen verkauft, 1981 evtl. über 
100.000, war völlig unrealistisch; tatsäch­
lich betrug die Verkaufszahl 1980 ca. 
25.000 mit danach sinkender Tendenz. 
Energiewirtschaftlich spricht die mangeln­
de Resonanz der elektrischen Wärmepum­
pe bei den Hauseigentümern für deren 
rechnerische Fähigkeiten, da der Gesamt­
w irkungsgrad dieser Wärmepumpenvarian­
te unter 70 % liegt und damit schlechter ist 
als z .B. der moderner Ölfeuerungsanlagen 
(über 80 %); dies liegt daran, daß Strom mit 

2/3 Erzeugungs- und Verteilungsverlusten 
die verschwenderischste Energieform ist. 

Auch im Wirtschaftlichkeitsvergleich 
schneidet die elektrische Wärmepumpe 
(nicht Gas- oder Dieselwärmepumpe) deut­
lich schlechter ab als eine optimierte Öl­
heizung und Wärmedämmaßnahmen . 
Bei den bisherigen Kostenvergleichen von 
Kohle- und Atomkraftwerken, wie sie etwa 
vom industrienahen Energiewirtschaftli­
chen Institut in Köln und der Kernfor­
schungsanlage Jülich vorgelegt wurden, 
sind systematische Fehler und (wie sich 
inzwischen zeigt) drastische Fehlprognosen 
zugunsten der Atomenergie festzustellen : 
- Die Lebensdauer der AKW wurde mit 
20-40 Jahren, statt realistischer 15 Jahre 
angesetzt, 
- die Arbeitsausnutzung (Verhältnis der 
im Jahr von einem Kraftwerk erzeugten 
Energie zu der max. Energieausbeute, 
wenn das Kraftwerk das ganze Jahr ohne 
Unterbrechung mit seiner , Nennleistung 
Strom produziert) der AKW liegt nicht bei 
75 %, sondern bei 60 %, wie ein Blick in 
die einschlägige Statistik zeigt (Kohlekraft­
werke über 80 %) , 
- die Kosten für Abriß und Endlagerung 
der radioaktiv verseuchten Teile dürfte eher 
bis zu 100 % und nicht nur 15 % der 
Herstellkosten betragen, 
- Annahme der Investitionskosten für ein 
1.250 MW AKW, das ab 1981 gebaut wird 
von 5,5 Mrd. DM (tatsächlich ca. 1 Mrd . 
DM mehr), 
- völlig ungeklärt sind die Kosten der 
Zwischen- und Endlagerung bzw . der Wie­
deraufarbeitungsanlage (WAA); die Schät­
zungen der WAA-Kosten erhöhten sich 
seit 1975 von 1,5- 2 Mrd. DM auf ca . 10 

Mrd. DM, bei nur noch 1/4 der ursprüng­
lichen Kapazität, 
- Annahme der Planungszeit von 2 Jah­
ren und einer Bauzeit von 6 Jahren, wäh­
rend die tatsächliche Dauer insgesamt 
1 0-12 Jahre beträgt. 

Zusätzlich ist zu berücksichtigen, daß sich 
die Baukosten für den Schnellen Brüter in 
Kaikar von 0,31 Mrd. DM (1969) auf heute 
(vorläufig) 7 Mrd . DM erhöhten, die des 
Hochtemperaturreaktors (HTR) bei Hamm 
von 0,6 Mrd. DM auf inzwischen 4 Mrd . 
DM. Ist dies energiewirtschaftlich auch ein 
Skandal, so darf doch die pädagogische 
Seite nicht übersehen werden. So war Herr 
v. Bülow (SPD) noch im Oktober 1982 als 
Bundesforschungsminister für den Schnel­
len Brüter - wenige Monate später (von 
der Bürde des Ministeramts befreit) dage­
gen. Wie im Falle der ,Nachrüstung' gilt 
auch hier: Manche Politiker sind zwar erst 
seit kurzer Zeit dagegen, aber dafür um so 
entschiedener! 

Nicht nur die Kostenrechnungen insgesamt 
aber waren abenteuerlich falsch, sondern 
auch die Erwartungen bezüglich der Aus­
nutzungsdauerder AKW. Nach den Jahres­
berichten des Referats , Elektrizitätswirt­
schaft' des Bundeswirtschaftsministeriums 
betrug die Ausnutzungsdauer pro Jahr bei 
den AKW in den letzten 3 Jahren zwischen 
5 .824 Std. und 6.123 Std. Bei Braunkohle­
kraftwerken liegen die entsprechenden 
Zahlen zwischen 6.778 Std . und 6 .962 
Std ., bei Laufwasserkraftwerken zwischen 
5 .652 Std . und 6.178 Std. Da in der Elektri­
zitätswirtschaft 6.000 Vollastbenutzungs­
stunden/Jahr als Grenze angesehen wer­
den, sind Braunkohlekraftwerke eindeutig 



als Grundlast- AKW ebenso wie Laufwas­
serkraftwerke aber eher als Mittellastkraft­
werke anzusehen . Die falschen Erwartun­
gen auch in dieser Frage hatten höhere 
Kosten, als ursprünglich prognostiziert 
wurde, zur Folge. Mit den Entwicklungsko­
sten nur für Schnelle Brüter und HTR könn­
ten (wie Heidelberger Energieexperten er­
rechneten) z.B. 
- 30 Städte mit je 100.000 Einwohner das 
vorbildliche Fernwärmenetz Flensburgs 
ebenfalls bauen; die mögliche Energienut­
zung (1/3 Strom, 2/3 Fernwärme) wäre über 
elfmal höher, oder 
- in den Kommunen 10.000 Blockheiz­
kraftwerke gebaut werden; die Energieer­
zeugung (113 Strom, 2/3 Fernwärme) wäre 
35 mal höher als bei HTR und Schneller 
Brüter zusammen. 

Die Organisation der an Energiesparmaß­
nahmen interessierten Bürger in den Berei­
chen Haushalt, Unternehmen und Verkehr 
ist bisher ebensowenig gelungen wie die 
Organisation der Verbraucherinteressen 
schlechthin. Der marktwirtschaftliche 

Kriegsminister Wörner hat eine Vierfarb­
Hochglanz-Broschüre vorgelegt. Sie de­
monstriert eindrucksvoll die konventionelle 
Überlegenheit des Ostens. Offensichtlich 
aus didaktischen Gründen ist bei der Ge­
genüberstellung von Ost und West das 
Waffenpotential von Frankreich und Spa­
nien allerdings unter den Tisch gefallen . 
Doch ob jeder merkt, daß diese beiden 
Länder sich nicht an der integrierten Struk­
tur der NATO beteiligen, sondern "nur" 
NATO-Mitglieder sind? Oder ob vielleicht 
bei dem einen oder anderen der Eindruck 
entsteht, hier könnte eine riesige Lücke 
klaffen, wo nachgerüstet werden muß? · 

·Ansteht die Planung, Entwicklung und 
Beschaffung der "Dritten Waffengenera­
tion" der Bundeswehr, für die "im Bundes­
wehrplan 85" eine Summe von rund 240 
Mrd. DM - im Zeitraum 1985 bis 1997 -
vorgesehen ist. (Zum Vergleich: Der Torna­
do-Systempreis, ursprünglich für alle 322 
Maschinen auf 3 Mrd. DM veranschlagt, 
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Weg, bei der Vielzahl der Verbraucher 
Energieverschwendung abzubauen (durch 
Wärmedämmung, bessere Regelung und 
Steuerung der Heizung etc.), wird heute 
von Ökologen und Linken vertreten, wäh­
rend die regierungsoffiziellen "Marktwirt­
schaftler" die Verschwendungswirtschaft 
der Versorgungsmonopole fördern! 

Angesichts der 1983 (selbst zum Zeitpunkt 
der höchsten Stromabnahme) auf 20 190 
MW angewachsenen Überkapazität (bei 71 
160 MW Gesamtkapazität) wäre jedes pri­
vate Unternehmen längst in Konkurs ge­
gangen . Bei den großen EVU aber gibt es 
kein Risiko bei Fehlinvestitionen, deren 
Kosten lediglich auf die Verbraucher umge­
legt werden, da das Korrektiv der Konkur­
renz fehlt und auch das des Staates. ln den 
USA dagegen werden die EVU seit 1978 
gesetzlich gezwungen, ihre Kunden bei 
Sparmaßnahmen umfassend zu beraten, 
und es besteht di~ Möglichkeit seitens der 
Aufsichtsbehörde, ggf. eine Umlage von 
Kraftwerkinvestitionen auf die Stromtarife 
zu verhindern. 

Eine Ablösung des antiquierten, immer 
noch Energieverschwendung fördernden 
Tarifsystems durch energiesparende, zeit­
variable (und progressive) Stromtarife ist 
technisch heute schon möglich, wie u. a. 
Versuche der Stadtwerke Reutlingen und 
der BEWAG (Berlin) gezeigt haben. 

Diese und weitere Maßnahmen könnten 
helfen, eine sparsamere Energiewirtschaft, 
die zugleich billiger und sicherer ist, an die 
Stelle der verschwenderischen AKW zu 
stellen . Wie stand doch in einem Bericht 
des US-Kongresses 1977 so treffend: "Ent­
gegen verbreiteter Überzeugung ist Atom­
strom keine billige Energiequelle mehr." 
Braunkohle und Wasserkraft dürften heute 
im Grund- und Mittellastbereich den billig­
sten Strom liefern. Insbesondere auf Grund­
lage der Preise für Importkohle bei Kraft­
Wärme-Kopplung hat Atomstrom gegen­
über Kohlestrom keinen KostenvorteiL Sie 
hatte schon recht, die gewiß nicht indu­
striefeindliche "Wirtscha~tswoche", als sie 
am 27. OS. 83 in diesem Zusammenhang 
feststellte: "Ein Märchen geht zu Ende." 

Konventionelle 
Verteidigung in den 
90erJahren 

Aus den Schubladen des 
Verteidigungsministeriums 

wird sich jetzt auf ca. 30 Mrd. belaufen .) 
Wohlgemerkt: Die Preisangabe 240 Mrd . 
DM ist in den Preisen des Jahres 1984 
kalkuliert. Die Erfahrungen beim Tornado, 
aber auch bei allen anderen Rüstungsgroß­
projekten zeigen, daß bis zur Auslieferung 
der Waffensysteme das vier- bis achtfache 
hinzukommen wird . 

Für die Friedensbewegung stellt sich jetzt 
vor allem die Aufgabe, sich über die ge­
planten nächsten Rüstungsschritte sach­
kundig zu machen und die Bevölkerung 
ähnlich qualifiziert aufzuklären, wie es im 
Bereich der Mittelstreckenraketen gelungen 
ist. 

Die entscheidende Qualität der Rü­
stungsplanung umfaßt drei Bereiche: eine 
neue Waffengeneration, die die modernste 
Elektronik nutzt, eine "konventionelle" 
Munition, die in der Wirkung atomaren 
Sprengmitteln gleichkommt, und die Um­
setzung der neuen Technologien im Auf­
klärungs- und Steuerungsbereich . 

Die neuen 
Technologien für den . 

Angriff in die Tiefe 

Das Air-Land-Sattle-Konzept erfordert, 
daß in großem Umfang Ziele im gegneri~ 
sehen Hinterland zerstört werden können. 
Experten gehen von 2.685 wichtigen Zie­
len zwischen 30 und 800 km jenseits der 
Blockgrenze aus. Unterschieden wird zwi­
schen Festzielen (Flugplätzen, Engpässen 
wie Brücken, Autobahnen, Verladebahn­
höfe, Bunker für Kernwaffen, Befehlszen­
tralen oder Kraftstofflagern) und Bewegtzie­
len (Nuklearfähigen Einheiten, Kampftrup­
pen, Artillerieeinheiten). Ist die Zerstörung 
eines Zieles besonders schnell zu bewerk­
stelligen, so sind sehr schnelle Trägermittel 
erforderlich. Raketen eignen sich beson­
ders gut. Allerdings können auch Cruise 
Missiles oder Kampfdrohnen eingesetzt 



werden, wenn für die Zerstörung etwas 
mehr Zeit zur Verfügung steht. Raketen und 
CruiseMissiles haben den Vorteil, von geg­
nerischer Flugabwehr weniger gefährdet zu 
sein. Im Gegensatz zu Flugzeugen, die 
zwar erheblich mehr Munition, d.h. Zer­
störungspotential transportieren können, 
eignen sich also unbemannte Träger beson­
ders gut, wenn das Ziel nicht zu großflä­
chig und gut geschützt ist. Flugzeuge dage­
gen Uagdbomber wie Tornado und F-111 
oder Bomber wie B-52) können sinnvoll 
eingesetzt werden, wenn große Mengen an 
Sprengköpfen transportiert werden müssen . 

Zusätzlich kann das Einsatzspektrum von 
Flugzeugen dadurch verbessert werden, 
daß sie sogenannte Abstandsflugkörper tra­
gen. ln diesem Fall muß z.B. ein Tornado 
das zu zerstörende Ziel nicht mehr überflie­
gen, sondern kann - schon außerhalb des 
Wirkungsbereiches der gegnerischen Luft­
abwehr - seine Abstandsflugkörper abwer­
fen, die sich dann mit ihrem Eigenantrieb 
auf das Ziel zusteuern .. Flugkörper mit 20 
Kilometer Reichweite sind für diesen 
Zweck bereits entwickelt, solche, die als 
Marschflugkörper nach dem Abwurf noch 
mehrere hundert Kilometer fliegen können, 
sind in der Planung, bodengestützte 
Marschflugkörper bzw. Kampfdrohnen für 
konventionelle Munition ebenfalls entwik­
kelt. 

Munition 
Um Ziele des genannten Umfanges zu 

vertretbaren Kosten zerstören zu können, 
bedarf es wirksamer Munition. Technisch 
ist es heute möglich, konventionelle Muni­
tion zu beschaffen, deren Wirksamkeit die 
von Nuklearwaffen erreicht. 

ln einer CDU-Studie vom Mai 1982 heißt 
es zu diesem Thema: "Um 60% einer so­
wjetischen Division zu vernichten und den 
Verband dadurch kampfunfähig zu ma­
chen, benötigt man mit der heute verwen­
deten Munition 2 200 Einsätze mit Flugzeu­
gen oder 10.000 konventionell bestückte 
Raketen . Mit ungelenkter panzerbrechen­
der Submunition sind nur noch 800 Flug­
zeugeinsätze oder 1 500 Raketen erforder­
lich. Bei gedeckter panzerbrechender Sub­
munition aber vermindern sich die Flüge 
ebenso wie die Anzahl der erforderlichen 
Raketen auf 50-60. Um denselben Erfolg 
erzielen zu können, müßte man anderer­
seits 20-25 Nuklearwaffen von jeweils 
10 KT Sprengkraft einsetzen. Diese Bei­
spiele zeigen, daß sich durch die neue 
Waffenentwicklung nicht nur neue konven­
tionelle Optionen eröffnen, sondern daß 
auch die Wirkungswerte dieser Waffen in 
Dimensionen reichen, die bisher Nuklear­
waffen vorbehalten waren." 

Aus diesem Zitat geht hervor, daß die 
Wirkungssteigerung im Bereich konventio­
·neller Waffen wesentlich auf die Entwick­
lung neuartiger Munitionstechnologien zu­
rückzuführen ist. Ein Flugzeug oder eine 
Rakete transportiert nicht mehr einen 

Sprengkopf oder eine Bombe zum Ziel, 
sondern einen Mantelsprengkopf bzw. 
einen Munitionsbehälter, in dem sich meh­
rere bis einige Tausend kleinere Spreng­
köpfe (sog. Submunitionen) befinden. jede 
dieser Submunitionen ist geeignet, ein Ziel 
zu zerstören. Mehrere Generationen sol­
cher Sprengköpfe mit unterschiedlichem 
Wirkungsgrad sind in Entwicklung, Pla­
nung oder Beschaffung. 

Aufklärungs- und 
Führungseinrichtungen 

Wer Ziele im Hinterland des Gegners 
zerstören will, der muß zunächst einmal 
wissen, wo diese sich befinden. Die Fähig­
keit zum ,Angriff in die Tiefe' setzt voraus, 
,in die Tiefe' sehen zu können. An Bord 
von Flugzeugen stationierte Geräte zur Auf­
klärung und Zielortung, Aufklärungsdroh­
nen und ferngelenkte wiederverwendbare 
Aufklärungskleinstflugzeuge (Reentry Pilot­
ed Vehicles (RPV's) sollen den NATO-Mili­
tärs in naher Zukunft zunächst den Bereich 
bis ca. 50 km jenseits der Front erschlie­
ßen. Noch in diesem Jahrzehnt soll die 
Fähigkeit erreicht werden, selbst einzelne 
Panzer über bis zu 150 km Entfernung zu 
orten. Darüber hinaus werden die Bo­
dentruppen auch zunehmend von den Er­
gebnissen der satellitengestützten Aufklä­
rung über größere Entfernungen profitieren . 
Immer wieder gesteigerte Leistungsfähig­
keit von Aufklärungsgeräten auf Radar-, In­
frarot- und Millimeter-Basis macht diese 
Optionen realisierbar. 

Doch reicht auch die Fähigkeit, Ziele 
über große Entfernungen zu orten, alleine 
noch nicht aus. Da viele Ziele beweglich 
sind (Panzer), muß auch die Möglichkeit 
hinzukommen, sie so schnell anzugreifen, 
daß ihnen keine Chance zur Flucht bleibt. 
Dazu ist es erforderlich, daß die Daten 
über den Ort des möglichen Zieles sehr 

schnell, praktisch ohne Zeitverlust, an die 
zur Bekämpfung zuständigen eigenen 
Truppen weitergegeben werden. Dort muß 
dann ebenfalls so rasch wie möglich ent­
schieden werden, ob die Zerstörung des 
Zieles lohnt, ob und welche Kampfkraftka­
pazitäten dafür ,sinnvollerweise' eingesetzt 
werden können. 

Parallel dazu wird die Gegenseite -
ebenso auf ihre Aufklärungs-, Führungs­
und Kommunikationstechnik angewiesen 
-die eigene Fähigkeit zur Zerstörung oder 
Blendung der gegnerischen Mittel ausge­
baut. Spezielle Sprengkörper zur Zerstö­
rung z. B. von Radaranlagen werden 
ebenso eingeführt wie verbesserte Möglich­
keiten der elektronischen Kampffführung. 

"Die konventionelle Aufrüstung für die 
90er Jahre" ist der Titel eines in seinem 
Zustandekommen ungewöhnlichen Bu­
ches, in dem Aufrüstungspläne "aus den 
Schubladen des Bundesverteidigungsmini­
steriums" (Untertitel) analysiert und doku­
mentiert werden . Zu den Herausgebern 
zählt neben Mitgliedern der Grünen Bun­
destagsfraktion und des Koordinationsaus­
schusses der Friedensbewegung auch der 

· jungdemokraten-Bundesvorsitzende Martin 
Budich. 

Die Analyse beruht nicht zuletzt auf 
einem sorgfältigen Studium wichtiger rü­
stungswirtschaftlicher Zeitschriften und 
einer genauen Auswertung des Verteidi­
gungshaushaltes. Die einzelnen Autoren 
und Informanten des Buches bleiben aus 
verständlichen Gründen ungenannt. 

Die Herausgeber fordern, daß die Frie­
densbewegung nicht länger eine Bewegung 
nur gegen atomare Bewaffnung bleiben 
darf, sondern sich der neuen, "konventio­
nellen" Herausforderung stellen soll. 

Die konventionelle Aufrüstung für die 
90er Jahre. Aus den Schubladen des Bun­
desverteidigungsministeriums. Verlag We­
ber, Zucht & Co., 104 S., 7,80 DM. 
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Noch für das vergangene Jahr 
hatte die ld-Redaktion ein Heft 
mit dem Schwerpunktthema 
"Essen und Trinken" geplant. 
Die organisatorischen und fi­
nanziellen Probleme, in denen 
die liberalen drucksachen 
steck(t)en, ließen diese Num­
mer dann allerdings "platzen". 
Übrig blieb neben anderem 
dieses Interview, das wir für zu 
bemerkenswert hielten, um 
es Ihnen vorzuenthalten. Ge­
sprächspartnerin von Friedrich 
Hälseher war damals Heidrun 
Schmitt. Red . 

liberale drucksachen: Was hat 
Dich und Deinen Bruder be­
wogen, ein Bistro aufzuma­
chen? 

Friedrich Hölscher: Es ist der 
Laden meines Bruders Walen­
tin . Er hat mich nach meinem 
Ausstieg aus der Politik nur mit 
rein genommen. Ich helfe mit 
als Buffetier, Teilzeitbedie­
nung und Buchhalter. Mein 
Bruder ist Frankreich-Fan, 
Kochkünstler, Lebensmittel­
kaufmann und noch vieles an­
dere. Er erfüllt sich damit einen 
alten Traum. 

liberale drucksachen: Kann 
man Gäste in Kategorien ein­

. teilen? Ist es überhaupt richtig, 
Kategorisierungen zu treffen? 

Friedrich Hölscher: ja, aller­
dings hat wohl jedes Lokal sei­
ne eigene Gästemischung. So­
ziologisch gesehen ist die 
meist recht einseitig. Bei uns 
ist zum Beispiel der "Mehr­
heitstyp" mit Krawatte oder 
blauem Anton in der Minder­
heit. Es dominiert der non­
konformistische, selbstbewuß­
te akadem.isch oder künstle­
risch oft vorgebildete Indivi­
dualist im manchmal recht 
konformistischen 
dress. 

Buntheits-

liberale drucksachen: Kennst 
Du Deine Gäste gut? 

Friedrich Hölscher: Bis auf alte 
Freunde nicht besonders gut. 
Das ist für beide Seiten auch 
besser so. Die meisten Gäste 
wünschen trotz aller Anhäng­
lichkeit eine gewisse Distanz. 
Auch wirtschaftlich ist das für 
den Laden vorzuziehen, denn 
zu enger Kontakt schafft auch 
Abhängigkeit von Cliquen. 
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Walentins 
B i s t r 0 Die Brüder Hölscher: 

liberale drucksachen: Ist der 
Bistrobesuch auf Grund der im 
allgemeinen schlechter gewor­
denen finanziellen Situation 
geringer geworden? 

Friedrich Hölscher: Nein, eher 
größer - vielleicht geht man 
sogar noch lieber aus, wenn 
einen Sorgen plagen . Der eine 
oder andere der Stammkunden 
läßt dann einfach mal an­
schreiben . 

Gastronomie und Gastro-Ästhetik 

liberale drucksachen : Ist Euer 
Bistro also auch "Stamm­
kneipe"? 

Friedrich Hölscher: Aber ja, 
vor allem nach Dienst/Arbeits­
schluß und am Samstagvormit­
tag. Außerdem sind wir so eine 
Art Treff und Betriebskantine 
für das Kleingewerbe des Vier­
tels . Das sind unsere treuesten 
Gäste. Manche kommen 
mehrmals am Tag auf eine Tas- . 
se Kaffee rein . 

liberale drucksachen : Euer Bi­
stro liegt im Bohnenviertel, 
einem Stuttgarter Sanierungs­
gebiet. Gab es städtebauliche 
Anstöße bei der Entstehung des 
Bistros? 

Friedrich Hölscher: Das Bistro 
ist allein durch die Initiative 
meines Bruders "Walentin" 
Heinrich Hälseher entstanden . 
Die gemeinnützigen Hausei ­
gentümer hätten auch einen 
anderen x-beliebigen Laden 
vermietet. Das Bistro hat bis 
jetzt noch nicht einmal die vol­
le Gaststättenkonzession und 
darf nur im Rahmen der Laden­
schlußzeiten als Wein- und 
Delikatessen-Einzelhandel mit 
Ausschank und Verzehr betrie­
ben werden . 

liberale drucksachen: Wie ist 
bei der sozialen Schichtung 
des Viertels die Einbindung des 
Ladens? 

Friedrich Hölscher: Ins gesam­
te Viertel hat sich das Bistro 
sehr schnell eingefügt. Inzwi­
schen wird es auch von Vertre­
tern der Stadt als eine "Be­
reicherung" angesehen . Scha­
de ist nur, daß aus dem Ge­
bäudekomplex mit Sozialwoh­
nungen, in dem sich das Bistro 
befindet, kaum Gäste kom­
men. Das kann mit Sicherheit 
nicht an den Preisen liegen. 
Die sind nicht hoch . Wahr­
scheinlich gibt es eine psycho­
logische Hemmschwelle, weil 
die überwiegende Mehrzahl 
der Gäste einer anderen Klasse 
angehört. Dennoch gibt es 
auch da kleine Fortschritte. 
Neuerdings leiht sich schon 
einmal eine spanische Gastar­
beiterin Milch aus und einige 
griechische Männer trinken am 



frühen Morgen ihren Kaffee bei 
uns. 

liberale drucksachen: Habt Ihr 
ein bestimmtes Bild vom Gast? 

Friedrich Hölscher: Ja, so wie 
die Mischung jetzt ist. Am An­
fang dachten wir, es kommen 
nur die Freunde meines Bru­
ders aus der Scene und meine 
persönlichen und politischen 
Freunde. Inzwischen besteht 
unser Publikum jedoch über­
wiegend aus Gästen, die wir 
vorher nicht kannten und die 
uns auch nicht kannten. Dar­
auf sind wir ein bißchen stolz, 
denn mit einer Freundesclique 
allein läßt sich ein solcher La­
den wirtschaftlich nicht 
führen. 

liberale drucksachen: Wie ver­
halten sich die Gäste zum Per­
sonal und wie verhalten sich 
die Chefs zum Personal? 

Friedrich Hölscher: Normal, 
d. h. es gibt kaum Probleme. 
Angeblich sind manche Gäste 
schon einmal arrogant zum 
Personal. Aber das sind Aus­
nahmen, wie z. B. anläßlich 
des Besuchs des LD-Bundes­
vorstands ein Mitglied dieses . 
Gremiums die "Köchin" ge­
fragt hat, ob sie nicht durch 15 
teilen könne, weil sonst die 
Suppe nicht für alle gereicht 
hätte. Wie die "Chefs" sich 
zum Personal verhalten, kann 
ich als Mitbetroffener nicht be­
urteilen. Ich glaube aber, daß 
das Arbeitsklima ganz gut ist, 
vorausgesetzt die Brüder Häl­
seher kriegen nicht mal wieder 
Krach miteinander, denn dann 
bricht in dem kleinen Laden 
unter der Besatzung so eine Art 
U-Boot-Koller aus. 

liberale drucksachen: Gehst 
Du selbst gern in ein Wirts­
haus? 

Friedrich Hölscher: Ich bin ein 
WirtshausmuffeL Allerdings 
zwingt mich die gastro- ästhe­
tische Auffassung meines Bru­
ders, hin und wieder "aus­
wärts" ein Wiener Schnitzel 
mit pommes frites zu essen, 
weil er sowas für seine Küche 
ablehnt. Wenn ich sonst in ein 
Restaurant gehe, dann mit der 
Familie, um zu essen . 

Peter Collier I David Horowitz 

Die Kennedys -
Ein amerikanisches Drama 
Siedler-Verlag, 477 Seiten, 48.- DM 

Seit Denver und Dallas weiß 
der aufgeklärte Fernsehkon­
sument, welche Bedeutung 
Familienclans im amerikani­
schen Leben haben. Peter 
Collier und David Horewitz 
zeigen in ihrer spannend 
geschriebenen Familienge­
schichte, daß das richtige 
Leben immer noch trivialmy­
thologischer ist als Hollywood 
selbst. So liest sich die 
Geschichte des Patrick 
Joseph Kennedy, eigentlicher 
Ur-Vater der Sippe, wie eine 
Aufsteiger-Story aus der 
Schwarzen Serie; natürlich mit 
Edward G. Robinson in der 
Hauptrolle. Und auch das Wir­
ken des Vaters der drei 
bekanntesten Kennedys 
(John F., Robert, Edward) als 
amerikanischer Botschafter in 
Großbritannien erinnert an die 
besseren Rollen von Charles 
Laughton als polternder Greis. 

Egmont R. Koch 

Neben einer Darstellung der 
politischen Geschichte des 
Kennedy-Cians ist das Buch 
von Collier und Horewitz aber 
auch das Psychogramm einer 
Familienbande. Geradezu . 
freudianisch-klassisch wird 
der Gegensatz zwischen John 
F., Robert und dem glücklos 
agierenden "immer jüngeren" 
Bruder Edward beschrieben. 
Daß dabei Alkohol und Frauen 
nicht zu kurz kommen, ist 
weniger Hollywood als viel­
mehr der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit amerikanischer 
Oberschichten zu verdanken. 
Das Buch ist auch eine 
Geschichte des Zusammen­
hangs von Politik und Wirt­
schaft in den Vereinigten 
Staaten und ein Fallbeispiel 
für das Zusammenwirken von 
veröffentlichter Meinung und 
Elitenrekrutierung. Dabei 
haben die einen die anderen, 

Buchdrucksachen 
etwa die großen Zeitungen der 
Ost- und Westküste, genauso 
instrumentalisiert, wie sie 
selbst als politische Charak­
termasken instrumentalisiert 
worden sind. Ein großes Ver­
dienst dieses vorliegendes 
Werkes ist es, daß diese Grau­
zone zwischen Öffentlichkeit 
und Privatheit, zwischen Poli­
tik und Moral, zwischen Intri­
gantenturn und Rechtschaf­
fenheit als ein Wesensmerk­
mal des amerikanischen politi­
schen Systems begriffen wird. 
Das Bild der ewig erfolgrei­
chen Familie hat in den letzten 
Jahren allerdings erheblichen 
Schaden genommen. Wie die 
Autoren wehmütig feststellen, 
ist mit den Kennedys heute 
kein Staat mehr zu machen. 
Der familiäre Niedergang ent­
spricht dabei dem Machtver­
lust der traditionellen liberal­
konservativen Ostküsten­
Gesellschaft. Boston ist eine 
Geisterstadt, und das politi­
sche Machtzentrum hat sich 
hin zu den Cowboy-Typen des 
Südens und des Westens ver­
lagert. Aufstieg und Fall einer 
Sippe werden so zum Menete­
kel für eine ganze Nation. 

Thomas Noetzel 

Umweltschutz zu Hause - was jeder 
tun kann 
Mosaik Verlag, 24,80 DM 

Seit den Bestseller-Schockern 
"Seveso ist überall" und "Die 
Lage der Nation" (Führer durch 
bundesdeutsche G iftmü lldepo­
nien) ist Egmont R. Koch nicht 
mehr verdächtig, besondere 
Sympathien für die Chemiein­
dustrie zu hegen. jetzt hat er 
zusammen mit Klopfleisch, 
Lahl, Zeschmar, Maywald, 
Zirz ein Buch zusammenge­
stellt, das vom Gebrauchswert 
und der erforderlichen Ge­
samtauflage her die genannten 
noch ein gutes Stück hinter 
sich läßt. Es ist ein echtes 
Handbuch für Alltagsökologie, 
man könnte auch sagen All­
tagsselbstschutz. 

Da gibt's Antworten auf viele 
Fragen und etliche Tips im 
Überlebenskampf und darüber 
hinaus: "Wenn das Gesumme 
zu unbehaglich wird: eine Fla­
sche mit Zuckerwasser und Es­
sig wird zur Wespenfalle, mit 

der Sie von Ihrem Kuchen ab­
lenken können. Wichtig ist der 
Essig, weil er die Wespen nicht 
stört, die Bienen aber von der 
Fa lle fernhält Spritzen Sie auf 
keinen Fall ein Insektizid ... " 
- natürlich ist die Flasche 
eine Pfandflasche, denn wer 
"glaubt, er handle umwelt­
freundlich, weil er die Einweg­
flasche hinterher zum Sammel­
container bringt, ist im Irrtum". 
Überall steht natürlich auch 
die Begründung dabei, und die 
ist knapp, aber vollständig und 
vor allem plausibel. Von Kü­
chenproblemen über Reini­
gungsmittel, Raumheizung, 
Baubiologie, besondere Ge­
fahren für Kinder, Sondermüll 
im Haushalt geht der Bogen 
über Methoden, das Autofah­
ren wenigstens etwas umwelt­
freundlicher zu machen bis 
zum biologischen Gartenbau, · 
und überall gibt es regelrechte 
Boykottaufrufe wie auch Emp-

fehlungen für namentlich ge­
nannte Produkte und Firmen. 

Die Produktreihe "Mercko­
quant" schließlich wird nicht 
nur emp.fohlen, nein, davon ist 
sogar eine Warenprobe dem 
Buch beigefügt! lndikatorstäb­
chen, mit denen man einige 
wichtige Schadstoffe selbst 
quantitativ analysieren kann, 
z. B. Nitrat im Trinkwasser 
oder im Spinat. Solche Test­
stäbchen sind durchaus geeig­
net, um die Einhaltung von ge­
setzlichen oder empfohlenen 
Grenzwerten, wenn auch 
nicht gerichtsfest, zu über­
prüfen . 

Das Buch mit seinen 320 Sei­
ten ist immer noch so preis­
günstig, daß es in keinem 
Haushalt zu fehlen braucht. 

Heinz-Hermann Storck 
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Realsatiren 

Das Fanprojekt 
.senschaftlicher Überohren, daß 
es sich in Wahrheit um "Sieg 
Geii"-Rufe gehandelt hat, eine in 
der heutigen Jugendsprache 
durchaus geläufige Grußformel. 
- Wir dürfen gespannt sein auf 
die weiteren Tiefenbohrungen 
der bremer Forscher. 
Gut unterrichtete Kreise wissen 
bereits vom ersten praktischen 

Ratschlag zu berichten, den das 
Projekt dem Senat in Kürze un­
terbreiten will. Zur Betreuung 
eines jeden Fans, so heißt es, soll 
ein eigens geschulter Sozialar­
beiter abgestellt werden, der 
über den gemeinsamen Besuch 
der Westkurve hinaus seinen 
Schützling auch im "privaten 
und beruflichen Hintergrund" 
begleitet. 

Abzusehen ist, daß die bremi -

sehen Hanseaten auf der Grund­
lage eines solchen sozialpädago-
gisch erhärteten Ratschlages 
einen Modellversuch starten 
werden. Voraussichtlich mit ein­
jähriger Laufzeit. Danach wird 
seine wissenschaftliche Auswer­
tung neue Aufschlüsse ergeben. 
Auch das führende Sozialmaga­
zin "Früh betreut - nie bereut" 
sollte dann mindestens für ein 
Quartal mit aufsehenerregendem 
Titelmaterial rechnen dürfen. 

Angetrunkene hamburger HSV­
Fußballfans haben einen bremer 
Werder-Fan mit einem Stein er­
schlagen. Daraufhin richtet das 
Land Bremen ein von der örtli­
chen Universität begleitetes 
"Fanprojekt" ein . "Ein Toter ist 
ein Toter zuviel" heißt der -
noch "vorwissenschaftl iche", 
wie die beiden Gesellschaftswis­
senschaftler versichern - Ar­
beitstitel des bislang beispiello­
sen Feldforschungsunterneh­
mens. Symbolische Wegweiser 
ln einem ersten Schritt haben die 
Soziologen eine namhafte nord­
deutsche Bierbrauerei für die Fi­
nanzierung eines spielfreien Wo­
chenendes gewinnen können, an 
dem die verfeindeten Fans aus 
Harnburg und Bremen in koedu­
kativer Seminarform angehalten 
wurden, zukünftig den Alkohol­
konsum vor, während und nach 
Fußballbundesligaspielen dra­
stisch einzuschränken. Das Tref­
fen fand in Scheeßel statt, einem 
Ort genau in der Mitte der 
Strecke Hamburg-Bremen, der 
nun, wegen der erreichten Aus­
söhnung, den Beinamen "das 
Genf der Fans" trägt. 

Daß der Sponsor, die Brauerei, 
anschließend mit dem Scheeßei­
Ereignis Funkwerbung für sein 
Produkt betrieben hat - "Alle 
reden vom Jugendalkoholismus. 
Wir stoppen ihn. Prost!", rief 
Land und Universität Bremen auf 
den Plan. Einmütig distanzierten 
sich beide von dieser, wie es 
heißt, "gewinnsüchtigen Aus­
schlachtung einer an sich guten 
Sache", während der politische 
Gegner im Verhalten der Braue­
rei "keinen Verstoß gegen die 
Gesetze der Marktwirtschaft" er­
kennen konnte. 

Das vorläufig neueste Resultat 
der wissenschaftlichen Untersu­
chung spricht insbesondere die 
hamburger Fans von dem bösen 
Verdacht frei, nazistisches Ge­
dankengut zu verbreiten, ja, re­
gelrechte Jungfaschisten zu sein . 
Der ursprüngliche Anlaß des 
Verdachts, die von den Rängen 
vernommenen "Sieg Heii"-Rufe, 
hielt exakter empirischer Über­
prüfung nicht stand. Nun wissen 
wir mit der Verläßlichkeit wis-
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Sie haben weder Hände noch 
Füße noch Hälse. D.ie vom 
Rumpf getrennten Köpfe sind 
rund und kahl wie Billardkugeln, 
bar jeglicher Bedeckung. Ge­
schlechtslose Gliederpuppen mit 
Stummelärmchen und Stäbchen-
beinen. 0 

Bauarbeiter tragen keine Schie­
bermützen mehr, dem Fußgän­
ger auf dem Zebrastreifen wird 
der Hut vom Kopf genommen, 
dem kleinen Mädchen, das im 
roten Dreieck sein Brüderchen 
hinter sich herzieht, wird der 
Zopf samt Flechte abgeschnitten. 
- Die westdeutschen Verkehrs­
schilder werden modernisiert 
und den international gebräuch­
lichen Piktogrammen angepaßt. 
Die "Fachgruppe Verkehrsrege­
lung und Wegweisung" der Bun­
desanstalt für Straßenwesen hat 
dem Bundesverkehrsminister 
nun die neuen Entwürfe vorge­
legt. Es gehe, sagen die Experten, 
um Einheitlichkeit, Unmißver­
ständlichkeit und Schneller­
kenntnis von Verkehrsvorschrif­
ten und -hinweisen. Da wird im 
Namen von Gleichheit und Ra­
sanz über individuelle Besonder­
heiten und körperliche Extre­
mitäten - bloß ablenkende eye­
catcher- das "k.w." verhängt: 
kann wegfallen. Ob man glaubt, 
dadurch den Straßenverkehr 
wirklich sicherer zu machen? 
Ohne Tempolimit? "Wir ver­
schenken jährlich ein Volumen 
von 800 Verkehrstoten", sagte im 

technokratischen 
ein Fachmann; er meinte die Un-

Grobiansstil )~Q . 
fallopfer, die seiner Ansicht nach 
durch mißverständliche Beschil­
derung irregeführt worden sind. 

Die Deutsche Bundesbahn 
gleicht ihre Piktogrammatik im­
mer mehr den internationalen 

·Flughäfen an. Dennoch gibt es 
auch auf ihrem Terrain noch 
stille Winkel, in denen das 
archaische Gestern haust. Man 
sehe sich einmal die Fahrpläne 
an, und zwar die Zeichen vor 
den Abfahrtzeiten . Wir finden 
zwei gekreuzte Hämmer, Berg­
mannsschiegeln ähnlich, die uns 
ankündigen, der Zug verkehre 
nur wochentags. Wochentag ist 
gleich Werktag und Werktag ist 

gleich Arbeit - mit dem Ham­
mer? Die Mehrzahl aller Deut­
schen arbeitet in Büros, dort im­
mer häufiger vor Computerbild­
schirmen, keineswegs häm­
mernd, es sei denn auf Tastatu­
ren. Selbst die proletarische Min­
derheit macht sich an den auto-
matisierten Walzstraßen 
mehr die Hände schmutzig. 

nicht 

Was bietet uns die Deutsche 
Bundesbahn zur Kennzeichnung 
jener Züge an, die nur sonntags 
verkehren? Ein Kreuz. Kein ma­
thematisches Plus-Kreuz, das Zu­
gewinn signalisiert, nein, ein Je-

suskreuz, das uns gemahnt, der 
Sonntag gehöre zuerst dem Got­
tesdienst, dann erst der Bahn­
fahrt. - Ist die Bundesbahn ka­
tholisch? 

Das Symbol von zwei Händen, 
die Teile eines zerbrochenen Ge­
wehrs hochhalten, darf nach 
einer Anweisung des Bundes­
postministeriums an die Ober­
postdirektionen nicht auf die 
"Aufschriftseite" eines Briefes ge­
klebt oder gestempelt werden. ln 
dem Rundschreiben des Ministe­
riums vom 14. Januar d.J. heißt 
es: "Örtliche Gruppen der Deut­
schen Friedensgesellschaft -
Vereinigte Kriegsdienstgegner, 
DFG-VK, verwenden neuerdings 
Umschläge mit der zeichneri­
schen Darstellung von zwei Hän­
den, die Teile eines zerbroche­
nen Gewehres hochhalten . Die­
ses Symbol hat ... für sich allein 
politischen Inhalt, weil es Asso­
ziationen zur Kriegsdienstver­
weigerung hervorrufen kann. 
Sendungen mit derartigen Abbil­
dungen .. . sind von der Postbe­
förderung ausgeschlossen und 
dem Absender zurückzugeben." 
- Ist das symbolische Nachrü­
stung? Seit ich von dieser mini­
steriellen Anordnung weiß, ver­
ändere ich die von der Post häu­
fig aufgestempelte Eigenwerbung 
"Schreib mal wieder - Post", 
indem ich zwischen das P und o 
ein r einfüge: Die Rache des klei­
nen Mannes, der sich verarscht 
fühlt Niklas Pronsfeld 



Z 'FRIE DEN GIBT ES KEINE ALTERNATIVE 

Raketen-Aufrüstuno 
Sicherheitspol it ik ri 
gen in ihrer vie lfäl io 

, affe nproduktion, gesellschaftliche Militarisierung und dogmatische 
L eoen den Menschen. Diese lebensgefährlichen Entwicklungen erzeu­

~ F - ul -i eir eine Zivilisation des Todes . 
Perspekr i lo i 

verzichtbaren Lebe 
r"elle und soziales Elend und die Zerstörung und Vernichtung von un­
in aber in einer Demokratie nicht wortlos hinzunehmen. Kritik, Wi-

derspruch un d Pro 
wirklichung geoen 

Friede nsarbe· 

i hen eine bewährte Praxis der sozialen und solidarischen Lebensver­
Ge\ alttätigkeilen des Unfriedens. 

ei die Aufgabe der Bewußtseinsbildung und der Aufbauarbeit für ge-
waltfreie und o · en ei nstellungen zu bewerkstelligen, damit menschliche und gesell-
schaftliche Zu u • .. er ent\ ickelt und auch geschützt werden können. Frieden versteht sich 

Lebensrechte \ on 
re Lebensk ultur, durch die sich zentrale Überlebenschancen, Grund- und 
h n au sbauen und sichern lassen. 

J ohannes E er Hr .:::· 
Friedensarbeit nach der Raketen -Stationierung 
Grundlagen und nreoun en 
206 Sei ten , 19, 0 D 1, IS B 3-88 657-047-9 
Esser, J ohan ne : Fr ieden arbei t nach der Raketen-Stationierung 
Hoehne , Rainer: Die Unmöglic hkeit ärztlicher Hilfeleistung nach dem Atomkrieg - Medizinische 

und ge eil haftliehe Aspekte 
Rosema nn , Herman n: Feind bilder 
Wurms , Renate: Mili tarisierung durch Zivilschutz 
Möller, Hans J ürge n: Dialog oder Belehrung? Anmerkungen zum Verhältnis der Parteien zur Frie-

densbewegung 
Pedersen, Ulf: Zur Friedenspolitik der Liberalen Demokraten 
Küchenhoff, Erich : Widerstand und ziviler Ungehorsam können nicht aufhören! 
Esser, Johannes: Gewalt-Ächtung und Friedensfähigkeit 

.·.\ 

Cremer, Christa: Zum politischen Bewußtsein und politischen Handeln von Frauen in der Friedens-
arbeit 

Nolting, Hans-Peter: Gewaltfreies Handeln lernen 
Wurms, Renate: "Mitmachen macht Mut ... ?" Zur Friedensarbeit an Volkshochschulen 
Wildt, Bea: Voneinander lernen - miteinander kämpfen! Bericht aus der Praxis : Eine Schule im 

Aufbruch der Friedensbewegung 
Ruez, Waldemar: Kirchliche Friedensarbeit- Praktische Möglichkeiten 
Schiele, Eckart: Wehrerziehung in der DDR als verhinderte Friedenserziehung 
Vogel, Ralph-Günther: Medien und Arbeitsschwerpunkte für die Friedensarbeit mit Jugendlichen 

und Erwachsenen 
Literatur-Auswahl (geord net nach 16 Themenbereichen der Friedensarbeit) 
Weiterführende Med ienhinweise , Ansc hriften 
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